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I. EINLEITUNG

Im Einklang mit Artikel 294 AEUV und der Gemeinsamen Erkldrung zu den praktischen
Modalititen des Mitentscheidungsverfahrens! haben der Rat, das Européische Parlament und die
Kommission informelle Gespriache gefiihrt, um in erster Lesung zu einer Einigung {liber dieses

Gesetzgebungsdossier zu gelangen.

Dieses Dossier sollte Gegenstand des Berichtigungsverfahrens? im Europdischen Parlament
werden?, nachdem das scheidende Europdische Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung

angenommen hatte.

1 ABI. C 145 vom 30.6.2007, S. 5.
2 Artikel 251 der Geschéftsordnung des EP.
3 Dok. 10078/24.
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II. ABSTIMMUNGEN

Das Europiische Parlament hat in seiner Sitzung vom 23. April 2024 den Anderungsantrag 2

(ohne Uberarbeitung durch die Rechts- und Sprachsachverstindigen) zu dem Kommissionsvorschlag
und eine legislative EntschlieBung angenommen, die den Standpunkt des Européischen Parlaments
in erster Lesung darstellen. Der Standpunkt entspricht der vorldufig zwischen den Organen

getroffenen Vereinbarung.

Nach der Uberarbeitung des angenommenen Textes durch die Rechts- und Sprachsachverstindigen

billigte das Europédische Parlament am 8. Oktober 2024 eine Berichtigung des in erster Lesung

angenommenen Standpunkts.

Nach dieser Berichtigung diirfte der Rat in der Lage sein, den in der Anlage* wiedergegebenen
Standpunkt des Europidischen Parlaments zu billigen und damit die erste Lesung fiir beide Organe

zum Abschluss zu bringen.

Der Gesetzgebungsakt wiirde anschlieBend in der Fassung des Standpunkts des Europédischen

Parlaments erlassen.

Der Wortlaut der Berichtigung ist in der Anlage wiedergegeben. Er wurde in eine
konsolidierte Fassung eingearbeitet, in der die am Kommissionsvorschlag vorgenommenen
Anderungen durch Fettdruck und Kursivschrift kenntlich gemacht sind. Das Symbol ,, I “
weist auf Textstreichungen hin.
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ANLAGE
(8.10.2024)

P9_TA(2024)0295

Anderung der Richtlinie ,,Solvabilitit I1¢

Legislative EntschlieSung des Européiischen Parlaments vom 23. April 2024 zu dem
Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der
Richtlinie 2009/138/EG im Hinblick auf die VerhiltnismaBigkeit, die Aufsichtsqualitit, die
Berichterstattung, langfristige Garantien, makroprudenzielle Instrumente,
Nachhaltigkeitsrisiken, die Gruppenaufsicht und die grenziiberschreitende Aufsicht
(COM(2021)0581 — C9-0367/2021 — 2021/0295(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Européische Parlament,

unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europédische Parlament und den Rat
(COM(2021)0581),

gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 53 Absatz 1, Artikel 62 und Artikel 114 des
Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der
Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0367/2021),

gestlitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
vom 23. Februar 20221,

unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemdf3 Artikel 74 Absatz 4 seiner
Geschéftsordnung vom zustidndigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom
Vertreter des Rates mit Schreiben vom 24. Januar 2024 gemachte Zusage, den Standpunkt des
Parlaments gemil3 Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union zu billigen,

gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschéftsordnung,

unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung (A9-0256/2023),

1

ABI. C 275 vom 18.7.2022, S. 45.
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1.  legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt,
entscheidend dndert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission

sowie den nationalen Parlamenten zu iibermitteln.
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P9 _TC1-COD(2021)0295

Standpunkt des Européiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 23. April 2024 im
Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2024/... des Européiischen Parlaments und des
Rates zur Anderung der Richtlinie 2009/138/EG im Hinblick auf die VerhiltnismiBigkeit, die
Aufsichtsqualitiit, die Berichterstattung, langfristige Garantien, makroprudenzielle
Instrumente, Nachhaltigkeitsrisiken, die Gruppenaufsicht und die grenziiberschreitende
Aufsicht sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/87/EG und 2013/34/EU

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag liber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf Artikel 53

Absatz 1, Artikel 62 und Artikel 114,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren’,

6 ABI. C 275 vom 18.7.2022, S. 45.
7 Standpunkt des Europidischen Parlaments vom 23. April 2024.
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in Erwégung nachstehender Griinde:

(1

)

Mit der Richtlinie 2009/138/EG des Européischen Parlaments und des Rates® wurden
risikobasiertere und harmonisiertere Aufsichtsregeln fiir den Versicherungs- und
Riickversicherungssektor eingefiihrt. Fiir einige Bestimmungen jener Richtlinie gelten
Uberpriifungsklauseln. Die Anwendung jener Richtlinie hat wesentlich dazu beigetragen,
das Finanzsystem in der Union zu starken, und hat die Widerstandsfahigkeit von
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen gegentiber einer Vielzahl von Risiken
erhoht. Auch wenn die genannte Richtlinie sehr umfassend ist, erfasst sie doch nicht alle
ermittelten Schwachstellen, die sich auf Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen auswirken.

Die COVID-19-Pandemie hat enorme soziookonomische Schiden verursacht, weswegen
die Unionswirtschaft eine nachhaltige, inklusive und faire Erholung braucht. Auch die
wirtschaftlichen und sozialen Folgen des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine
sind noch nicht absehbar. Damit ist die Arbeit an den politischen Prioritdten der Union
noch dringlicher geworden, insbesondere um sicherzustellen, dass die Wirtschaft im
Dienste des Menschen steht, und um die Ziele des europdischen Griinen Deals zu
erreichen. Der Versicherungs- und Riickversicherungssektor kann private
Finanzierungsquellen fiir europédische Unternehmen bereitstellen und die Wirtschaft
widerstandsfahiger machen, indem er Schutz vor einer breiten Palette von Risiken bietet.
Mit dieser zweifachen Rolle hat der Sektor grof3es Potenzial, zur Verwirklichung der

Prioritéten der Union beizutragen.

8

Richtlinie 2009/138/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009
betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der
Riickversicherungstétigkeit (Solvabilitét II) (ABL L 335 vom 17.12.2009, S. 1).
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G)

Wie in der Mitteilung der Kommission ,,Eine Kapitalmarktunion fiir die Menschen und
Unternehmen‘ vom 24. September 2020 betont wurde, werden Anreize fiir verstarkte
langfristige Investitionen institutioneller Anleger dazu beitragen, dass die
Eigenkapitalfinanzierung im Unternechmenssektor wieder stirker an Bedeutung gewinnt.
Damit Versicherer leichter zur Finanzierung der wirtschaftlichen Erholung der Union
beitragen konnen, sollte der Aufsichtsrahmen so angepasst werden, dass er die
Langfristigkeit des Versicherungsgeschéfts besser berticksichtigt. Insbesondere sollten bei
der Berechnung der Solvenzkapitalanforderung nach der Standardformel Erleichterungen
in Bezug auf die Moglichkeit geschaffen werden, bei Eigenkapitalanlagen, die mit einer
langfristigen Perspektive gehalten werden, einen giinstigeren Standardparameter
anzuwenden, sofern die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen solide und
robuste Kriterien erfiillen, die den Schutz der Versicherungsnehmer und die
Finanzstabilitit gewihrleisten. Diese Kriterien sollten sicherstellen, dass die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen selbst unter angespannten
Marktbedingungen nicht gezwungen sind, Aktien, die langfristig gehalten werden sollen,
zu verkaufen. Da Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen iiber ein breites
Spektrum an Risikomanagementinstrumenten verfiigen, um solche Zwangsverkiufe zu
vermeiden, sollten die Kriterien dieser Vielfalt Rechnung tragen und keine rechtliche
oder vertragliche Zweckbindung langfristiger Anlagevermaogenswerte vorschreiben,
damit die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen von dem giinstigeren
Standardparameter fiir Beteiligungsinvestitionen profitieren konnen. Dariiber hinaus
sollte die Leitung des Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens in
schriftlicher Form eine Mindesthaltedauer fiir Aktien, in die das Unternehmen
investiert, zusichern und nachweisen, dass das Unternehmen in der Lage ist, diese

Aktien wihrend dieser Haltedauer zu erhalten.
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“4)

(&)

Anpassungen, die die Langfristigkeit des Versicherungsgeschiifts besser
beriicksichtigen, konnten dazu fiihren, dass infolge geringerer
Solvenzkapitalanforderungen mehr freies Kapital zur Verfiigung steht. In einem solchen
Fall sollten Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen erwdgen, freigesetztes
Kapital nicht fiir Ausschiittungen an Anteilseigner oder Management-Boni zu
verwenden, sondern sich darum zu bemiihen, es in produktive Investitionen in die
Realwirtschaft zu lenken, um so die wirtschaftliche Erholung und die allgemeinen

politischen Ziele der Union zu unterstiitzen.

Versicherern und Riickversicherern steht es frei, iiberall in der Welt zu investieren; sie
miissen sich nicht auf die Union beschrinken. Investitionen in Drittlindern kénnen
auch Mafinahmen der Union oder der Mitgliedstaaten im Bereich der allgemeinen
Entwicklungshilfe zutriglich sein. Daher sollten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen sicherstellen, dass ihre Anlagepolitik den Zielen der
aktuellen EU-Liste nicht kooperativer Linder und Gebiete fiir Steuerzwecke und der
Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiiischen Parlaments und des Rates’® in Bezug auf

Drittliinder mit hohem Risiko Rechnung triigt.

Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015
zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwiische und der
Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des
Europiischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG
des Europiiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der
Kommission (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 73).
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(6)

In ihrer Mitteilung zum europdischen Griinen Deal vom 11. Dezember 2019 hat sich die
Kommission verpflichtet, die Steuerung von Klima- und Umweltrisiken besser in den
Aufsichtsrahmen der Union zu integrieren. Der europdische Griine Deal ist die neue
Wachstumsstrategie der Union, mit der die Union bis 2050 zu einer modernen,
ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen Wirtschaft ohne Netto-
Treibhausgasemissionen werden soll. Er wird zu dem Ziel beitragen, eine Wirtschaft im
Dienste der Menschen aufzubauen und die soziale Marktwirtschaft der Union zu stirken,
um so sicherzustellen, dass diese zukunftsfahig ist und Stabilitdt, Arbeitspldtze, Wachstum
und Investitionen hervorbringt. In ihrem Vorschlag fiir ein européisches Klimagesetz vom
4. Mirz 2020 schlug die Kommission vor, das Ziel der Klimaneutralitit und der
Klimaresilienz bis 2050 in der Union verbindlich zu machen. Dieser Vorschlag wurde vom
Européischen Parlament und vom Rat angenommen und trat am 29. Juli 2021 in Kraft!’.
Das Ziel der Kommission, die weltweite Fiihrungsrolle der Union auf dem Weg zum

Jahr 2050 sicherzustellen, wurde in der Strategischen Vorausschau 2021 bekréftigt, in der
der Aufbau widerstandsfahiger und zukunftssicherer Wirtschafts- und Finanzsysteme als

strategischer Handlungsbereich genannt wird.

10

Verordnung (EU) 2021/1119 des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021
zur Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung
der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,,Europédisches Klimagesetz*)
(ABL L 243 vom 9.7.2021, S. 1).
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(7)

¥

Der EU-Rahmen fiir ein nachhaltiges Finanzwesen wird bei der Verwirklichung der Ziele
des europdischen Griinen Deals eine Schliisselrolle spielen, und die Umweltvorschriften
sollten durch einen Rahmen fiir ein nachhaltiges Finanzwesen erginzt werden, der
Finanzmittel in Investitionen lenkt, die die Exponiertheit gegeniiber Klima- und
Umweltrisiken verringern. In ihrer Mitteilung vom 6. Juli 2021 mit dem Titel ,,Strategie
zur Finanzierung einer nachhaltigen Wirtschaft* verpflichtete sich die Kommission,
Anderungen an der Richtlinie 2009/138/EG vorzuschlagen, um sicherzustellen, dass
Nachhaltigkeitsrisiken beim Risikomanagement von Versicherern konsequent
beriicksichtigt werden, indem Versicherer zur Szenarioanalyse zum Klimawandel

verpflichtet werden.

In letzter Zeit wurde eine Anzahl von Rechtsakten zur Stirkung der Resilienz
vorgeschlagen und angenommen, die zur Nachhaltigkeit beitragen, insbesondere in
Bezug auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung, darunter die Verordnung

(EU) 2019/2088 des Europiiischen Parlaments und des Rates'!, die Richtlinie (EU)
2022/2464 des Europiiischen Parlaments und des Rates'? und eine Richtlinie iiber die
Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Anderung
der Richtlinie (EU) 2019/1937; all diese Rechtsakte betreffen den Versicherungs- und

Riickversicherungssektor.

12

Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im
Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 1).

Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

14. Dezember 2022 zur A'nderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der
Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (ABL. L 322 vom 16.12.2022, §. 15).

14167/24 sf/AKA/fF 10
ANLAGE GIP.INST DE



) Die weitere Integration des Versicherungsbinnenmarktes der Union ist ein wesentliches
Ziel dieser Anderungsrichtlinie. Die Integration des Versicherungsbinnenmarktes der
Union erhéoht den Wettbewerb und die Verfiigbarkeit von Versicherungsprodukten in
allen Mitgliedstaaten zugunsten von Unternehmen und Verbrauchern. Die Ausfiille von
Versicherungsunternehmen im Versicherungsbinnenmarkt der Union seit der
Anwendung der Richtlinie 2009/138/EG fiihren deutlich vor Augen, dass mehr
Konsistenz und Konvergenz in Bezug auf die Aufsicht in der gesamten Union notwendig
sind. Die Beaufsichtigung von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs und der Niederlassungsfreiheit titig sind,
sollte weiter verbessert werden, ohne das Ziel einer weiteren Integration des
Versicherungsbinnenmarktes zu untergraben, damit ein einheitlicher
Verbraucherschutz sichergestellt und der faire Wettbewerb im gesamten Binnenmarkt

gewahrt wird.

(10) Die Richtlinie 2009/138/EG schliefit bestimmte Unternehmen aufgrund ihrer GréBe vom
Anwendungsbereich aus. Nachdem die Richtlinie 2009/138/EG nun einige Jahre
angewandt worden ist und um sicherzustellen, dass die Richtlinie nicht
unangemessenerweise auf Unternehmen von geringerer Grofle angewandt wird, sollten
diese Ausnahmen tiberpriift und die betreffenden Schwellenwerte angehoben werden,
damit I kleine I Unternehmen, die bestimmte Bedingungen erfiillen, von der Richtlinie
ausgenommen werden. Wie dies bereits bei Versicherungsunternehmen, die vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/138/EG ausgenommenen sind, der Fall ist,
sollten Unternehmen, die in den Genuss dieser hoheren Schwellenwerte kommen, die
Moglichkeit haben, eine Genehmigung nach jener Richtlinie beizubehalten oder zu
beantragen, um die in der Richtlinie vorgesehene einmalige Zulassung nutzen zu kénnen,
und die Mitgliedstaaten sollten Versicherungsunternehmen, die vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/138/EG ausgenommen sind, dhnliche oder

identische Vorschriften auferlegen konnen, wie sie in jener Richtlinie vorgesehen sind.
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(11)

Die Richtlinie 2009/138/EG findet keine Anwendung auf Beistandsleistungen, die die
Bedingungen des Artikels 6 Absatz 1 der genannten Richtlinie erfiillen. Die erste
Bedingung lautet, dass die Beistandsleistung anldsslich eines Unfalls oder einer Panne mit
einem Kraftfahrzeug erbracht werden muss, der bzw. die sich innerhalb des Mitgliedstaats
des Gewiéhrleistenden ereignet hat. Diese Bestimmung konnte bedeuten, dass Anbieter von
Kraftfahrzeug-Pannenhilfe bei einem Unfall oder einer Panne unmittelbar hinter der
Grenze liber eine Zulassung als Versicherer verfiigen miissten, und konnte eine
unangemessene Storung der Beistandsleistung verursachen. Aus diesem Grund sollte diese
Bedingung iiberpriift werden. Die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie
2009/138/EG genannte Bedingung sollte daher kiinftig auch fiir Unfdlle oder Pannen eines
versicherten Kraftfahrzeugs gelten, die sich vereinzelt in einem Nachbarland des

Mitgliedstaats des versichernden Unternehmens ereignen konnten.
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(12) Informationen iiber Antrige auf Zulassung zur Aufnahme einer Geschiiftstitigkeit in
einem Mitgliedstaatl und die Ergebnisse der Bewertung solcher Antrdge kdnnten
wichtige Informationen fiir die Bewertung von Antrigen in anderen Mitgliedstaaten
liefern. Deshalb sollte die betreffende Aufsichtsbehorde vom Antragsteller iiber frithere
Ablehnungen oder zuriickgenommene Antrage auf Zulassung in einem anderen

Mitgliedstaat informiert werden.

(13) Bevor einem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das ein
Tochterunternehmen eines in einem anderen Mitgliedstaat ansdissigen Unternehmens ist
oder das der Kontrolle derselben juristischen oder natiirlichen Person wie ein anderes in
einem anderen Mitgliedstaat ansiissiges Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen unterliegen wird, die Zulassung erteilt wird, sollte die
Aufsichtsbehorde des Mitgliedstaats, die die Zulassung erteilt, die Aufsichtsbehorden aller
betroffenen Mitgliedstaaten konsultieren. Angesichts vermehrter Tatigkeiten von
Versicherungsgruppen in verschiedenen Mitgliedstaaten ist es notwendig, die
konvergente Anwendung des Unionsrechts I und den Informationsaustausch zwischen den
Aufsichtsbehdrden, insbesondere vor der Erteilung von Zulassungen, zu verbessern. Sind
mehrere Aufsichtsbehdrden zu konsultieren, sollte jede betroffene Aufsichtsbehérde daher
die Moglichkeit haben, bei der Aufsichtsbehdrde des Mitgliedstaats, in dem das
Zulassungsverfahren fiir ein zukiinftiges Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen der Gruppe 1iuft, eine gemeinsame Bewertung eines
Zulassungsantrags zu beantragen. Die Entscheidung iiber der Erteilung der Zulassung
verbleibt in der Zustindigkeit der Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats, in dem
das betreffende Unternehmen die Zulassung beantragt. Die Ergebnisse der

gemeinsamen Bewertung sollten jedoch bei dieser Entscheidung beriicksichtigt werden.
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(14) Die Richtlinie 2009/138/EG sollte nach dem Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit
angewandt werden. Um die verhdltnismaBige Anwendung der Richtlinie auf Unternehmen
zu erleichtern, die kleiner und weniger komplex als durchschnittliche Unternehmen sind,
und um sicherzustellen, dass sie nicht durch unverhiltnisméafig aufwendige Anforderungen
belastet werden, miissen risikobasierte Kriterien festgelegt werden, die die Ermittlung

solcher Unternehmen ermdoglichen.

(15) Unternehmen, die die risikobasierten Kriterien erfiillen, sollten nach einem einfachen
Notifizierungsverfahren als kleine und nicht komplexe Unternehmen eingestuft werden
konnen. Erhebt die Aufsichtsbehdrde innerhalb eines begrenzten Zeitraums nach einer
derartigen Notifizierung aus hinreichenden Griinden, die sich aus der Bewertung der
einschligigen Kriterien ergeben, keine Einwinde gegen die Einstufung, sollte das
betreffende Unternehmen als kleines und nicht komplexes Unternehmen gelten. Sobald
das Unternehmen als kleines und nicht komplexes Unternechmen eingestuft wurde, sollte
es automatisch in den Genuss der Proportionalititsmafinahmen kommen, die in Bezug auf
Berichterstattung, Offenlegung, Governance, die Uberarbeitung schriftlicher Leitlinien,
die Berechnung der versicherungstechnischen Riickstellungen, die unternehmenseigene
Risiko- und Solvabilititsbeurteilung und die Liquiditiitsrisikomanagementpliine

festgelegt wurden.

(16) Abweichend von der Regel, dass Unternehmen automatisch in den Genuss von
Proportionalititsmafinahmen kommen, sollten die Aufsichtsbehérden in Fiillen, in
denen sie ernste Bedenken hinsichtlich des Risikoprofils eines kleinen und nicht
komplexen Unternehmens haben, die Befugnis haben, das betreffende Unternehmen
aufzufordern, von der Anwendung einer oder mehrerer Proportionalititsmafinahmen
abzusehen. Sie konnen von dieser Befugnis Gebrauch machen, wenn sie feststellen, dass
die Solvenzkapitalanforderung nicht mehr erfiillt ist, wenn das Risiko der
Nichteinhaltung besteht, wenn sich das Risikoprofil eines Unternehmens wesentlich

dndert oder wenn das Governance-System eines Unternehmens unwirksam ist.
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(17)

(18)

(19)

Diese Proportionalititsmafnahmen sollten auch solchen Unternehmen offenstehen, die
zwar nicht als kleine und nicht komplexe Unternechmen eingestuft sind, fiir die jedoch
einige Anforderungen der Richtlinie 2009/138/EG angesichts der Risiken, die mit der
Geschiéftstitigkeit dieser Unternehmen verbunden sind, zu kostspielig und zu komplex
sind. Diesen Unternehmen sollte die Anwendung der ProportionalitditsmaBnahmen auf
Grundlage einer Einzelfallanalyse und mit vorheriger Genehmigung ihrer

Aufsichtsbehdrden gestattet sein.

Eine ordnungsgeméfle Umsetzung des Grundsatzes der VerhdltnisméaBigkeit ist
unerlésslich, um eine ibermaBige Belastung der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen zu vermeiden. Aus diesem Grund sollten die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen ihren Aufsichtsbehdrden nur dann
Bericht erstatten, wenn sich der Umfang der von ihnen angewandten

ProportionalitditsmaBBnahmen dndert.

Firmeneigene Versicherungsunternehmen und firmeneigene
Riickversicherungsunternehmen, die ausschlieflich Risiken der Industrie- oder
Handelsgruppe versichern, der sie angehdren, weisen ein spezifisches Risikoprofil auf, das
bei der Festlegung bestimmter Anforderungen beriicksichtigt werden sollte, insbesondere
wenn es um die unternehmenseigene Risiko- und Solvabilititsbeurteilung, die Offenlegung
und die damit zusammenhédngenden Befugnisiibertragungen an die Kommission zur
genaueren Festlegung der Vorschriften zu diesen Anforderungen geht. Dariiber hinaus
sollten firmeneigene Versicherungsunternehmen und firmeneigene
Riickversicherungsunternehmen ebenfalls in den Genuss der Proportionalitdtsmalinahmen

kommen koénnen, wenn sie als kleine und nicht komplexe Unternechmen eingestuft werden.
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(20)

21

Es ist wichtig, dass Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen eine gesunde
Finanzlage aufrechterhalten. Zu diesem Zweck sieht die Richtlinie 2009/138/EG eine
Finanzaufsicht in Bezug auf die Solvabilitdt eines Unternehmens, die Bildung
versicherungstechnischer Riickstellungen, seine Vermogenswerte und seine
anrechnungsfahigen Eigenmittel vor. Das Governance-System eines Unternehmens ist
jedoch auch ein wichtiger Faktor, wenn es darum geht, die finanzielle Gesundheit des
Unternehmens zu gewihrleisten. Deshalb sollten die Aufsichtsbehdrden verpflichtet
werden, das Governance-System im Rahmen ihrer Finanzaufsicht iiber Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen regelméfig zu iiberpriifen.

Die Aufsichtsbehdrden sollten von jedem beaufsichtigten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen und deren Gruppen mindestens alle drei Jahre einen
regelméBigen beschreibenden Bericht mit Informationen iiber die Geschéftstatigkeit und
die Leistung, das Governance-System, das Risikoprofil und das Kapitalmanagement sowie
andere flir Solvabilitidtszwecke einschligige Informationen verlangen konnen. Um diese
Berichtspflicht fiir die Versicherungs- und Riickversicherungsgruppen zu vereinfachen,
sollte es unter bestimmten Bedingungen moglich sein, diejenigen Informationen des
regelmifBigen aufsichtlichen Berichts, die die Gruppe und ihre Tochterunternehmen

betreffen, in aggregierter Form fiir die gesamte Gruppe zu iibermitteln.
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(22)

(23)

Es sollte sichergestellt werden, dass kleine und nicht komplexe Unternehmen Vorrang
erhalten, wenn Aufsichtsbehorden Freistellungen und eine beschréinkte Berichterstattung
gewihren. Bei dieser Art von Unternehmen sollte das Notifizierungsverfahren, das fiir die
Einstufung als kleines und nicht komplexes Unternechmen gilt, sicherstellen, dass mit

Blick auf die Nutzung von Freistellungen und beschrankter Berichterstattung hinreichende

Sicherheit besteht.

Die Berichts- und Offenlegungsfristen sollten in der Richtlinie 2009/138/EG eindeutig

festgelegt werden. Allerdings sollte anerkannt werden, dass es den Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen durch aupfergewiohnliche Umstiande wie gesundheitliche

Notlagen, Naturkatastrophen und andere Extremereignisse unmoglich werden konnte, die

entsprechenden Berichte und Offenlegungen innerhalb der festgelegten Fristen vorzulegen.
Dabher sollte die Kommission erméchtigt werden, die Fristen unter solchen Umsténden zu
verlangern, und zwar nach Anhorung des durch die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des
Europiiischen Parlaments und des Rates'? errichteten Europiiischen Aufsichtsbehorde

(Europdische Aufsichtsbehérde fiir das Versicherungswesen und die betriebliche

Altersversorgung) (EIOPA).

13

Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 zur Errichtung einer Europdischen Aufsichtsbehérde (Europdische
Aufsichtsbehorde fiir das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung),
zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des

Beschlusses 2009/79/EG der Kommission (ABIL. L 331 vom 15.12.2010, S. 48).
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(24) Nach der Richtlinie 2009/138/EG haben die Aufsichtsbehorden zu beurteilen, ob eine neu
zur Fithrung oder fiir andere Schliisselaufgaben eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens bestellte Person fachlich qualifiziert und zuverléssig ist.
Wer das Unternehmen leitet oder eine Schliisselaufgabe wahrnimmit, sollte jedoch auf
fortlaufender Basis fachlich qualifiziert und zuverldssig sein. Sind die Anforderungen an
die fachliche Qualifikation und die personliche Zuverldssigkeit nicht erfiillt, so sollten die
Aufsichtsbehdrden befugt sein, Mallnahmen zu ergreifen, beispielsweise die betreffende

Person gegebenenfalls ihrer einschldgigen Position zu entheben.

(25) Da Versicherungstitigkeiten Risiken fiir die Finanzstabilitdt auslosen oder verstiarken
konnten, sollten Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen makroprudenzielle
Erwédgungen und Analysen in ihre Versicherungs-, Anlage- und
Risikomanagementtitigkeiten einbeziehen. Dies konnte beinhalten, dass sie das potenzielle
Verhalten anderer Marktteilnehmer, makrodkonomische Risiken — wie Abschwiinge des
Kreditzyklus oder verringerte Marktliquiditit — oder liberméfige Konzentrationen auf
Marktebene bei bestimmten Arten von Vermdgenswerten, Gegenparteien oder Sektoren

beriicksichtigen.
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(26)

Auf Verlangen der Aufsichtsbehorde sollten die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen verpflichtet werden, jegliche einschligige
makroprudenzielle Informationen, die von den Aufsichtsbehdrden bereitgestellt werden,
bei ihrer eigenen Risiko- und Solvabilitdtsbeurteilung zu beriicksichtigen. Um die
einheitliche Anwendung solcher zusdtzlichen makroprudenziellen Anforderungen zu
gewdhrleisten, sollte die EIOPA einen Entwurf fiir technische Regulierungsstandards
zur Festlegung der Kriterien ausarbeiten, die von den Aufsichtsbehorden bei der
Ermittlung der Unternehmen, fiir die die Mafinahme gilt, zu beriicksichtigen sind. Die
Aufsichtsbehorden sollten die Ergebnisse der unternehmenseigenen Risiko- und
Solvabilititsbeurteilung der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
angehalten sind, makroprudenzielle Erwiigungen zu beriicksichtigen, in ihrem
Rechtsraum analysieren, sie aggregieren und den Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen Riickmeldung zu den Elementen geben, die bei deren
kiinftigen unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilitdtsbeurteilungen beriicksichtigt
werden sollten, insbesondere mit Blick auf makroprudenzielle Risiken. Wenn die
Mitgliedstaaten einer Behorde oder Stelle ein makroprudenzielles Mandat erteilen, sollten
sie sicherstellen, dass das Ergebnis und die Befunde der makroprudenziellen Bewertungen

durch die Aufsichtsbehorden an diese makroprudenzielle Behdrde weitergegeben werden.
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(27) Entsprechend den von der Internationalen Vereinigung der Versicherungsaufsichtsbehérden
im Jahr 2011 angenommenen Kernprinzipien der Versicherungsaufsicht sollten die
nationalen Aufsichtsbehdrden in der Lage sein, Markt- und Finanzentwicklungen mit
moglichen Auswirkungen auf die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
oder die Versicherungs- und Riickversicherungsmairkte zu ermitteln, zu iiberwachen und zu
analysieren und diese Informationen bei der Beaufsichtigung einzelner Versicherungs-
oder Riickversicherungsunternehmen zu nutzen. Bei der Ausiibung dieser Aufgaben
sollten die Aufsichtsbehérden gegebenentalls die Informationen und Erkenntnisse I

anderer Aufsichtsbehorden nutzen.

(28) Stellen oder Behorden mit einem makroprudenziellen Mandat sind fiir die makroprudenzielle
Politik fiir ihren nationalen Versicherungs- und Riickversicherungsmarkt zustindig. Die
makroprudenzielle Politik kann von der Aufsichtsbehdrde oder einer anderen hiermit

beauftragten Behorde oder Stelle durchgefiihrt werden.

(29) Eine gute Koordinierung zwischen den Aufsichtsbehorden und den einschldgigen Stellen
und Behorden mit einem makroprudenziellem Mandat ist wichtig, damit mdgliche Risiken
fiir die Stabilitdt des Finanzsystems, die sich auf die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen auswirken kénnten, ermittelt, {iberwacht und analysiert
und MaBnahmen ergriffen werden konnen, um diese Risiken wirksam und angemessen
anzugehen. Die Zusammenarbeit zwischen den Behorden sollte auch darauf abzielen,

doppeltes oder uneinheitliches Handeln jeglicher Art zu vermeiden.

14167/24 sf/AKA/fF 20
ANLAGE GIP.INST DE



30) Der Informationsaustausch zwischen Aufsichtsbehorden und Steuerbehorden sollte
nicht verhindert werden. Ein solcher Informationsaustausch sollte mit dem nationalen
Recht im Einklang stehen und — sofern die Informationen aus einem anderen
Mitgliedstaat stammen — nur mit ausdriicklicher Zustimmung der jeweiligen Behorde,

von der die Informationen stammen, erfolgen konnen.

(31) Nach der Richtlinie 2009/138/EG miissen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen als fester Bestandteil ihrer Geschéftsstrategie regelmifBig
eine unternehmenseigene Risiko- und Solvabilititsbeurteilung durchfiihren. Einige
Risiken, etwa im Zusammenhang mit dem Klimawandel, sind schwer zu quantifizieren
oder treten iiber einen langeren Zeitraum ein, als er fiir die Kalibrierung der
Solvenzkapitalanforderung zugrunde gelegt wird. Diese Risiken konnen bei der
unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilititsbeurteilung besser beriicksichtigt werden.
Sind die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen wesentlichen Risiken in
Zusammenhang mit dem Klimawandel ausgesetzt, sollten sie verpflichtet sein, in
angemessenen Intervallen und im Rahmen der unternehmenseigenen Risiko- und
Solvabilitdtsbeurteilung Analysen anzustellen, wie sich langfristige Szenarien fiir die
Risiken des Klimawandels auf ihre Geschéftstétigkeit auswirken. Diese Analysen sollten in
einem angemessenen Verhiltnis zu Art, Umfang und Komplexitit der mit der
Geschiéftstitigkeit der Unternehmen verbundenen Risiken stehen. So sollte zwar von allen
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen eine Bewertung der Wesentlichkeit
ithrer Risiken in Zusammenhang mit dem Klimawandel verlangt werden, doch sollten
kleine und nicht komplexe Unternehmen nicht zu Analysen langfristiger

Klimawandelszenarien verpflichtet sein.
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32) Die Unternehmen sollten spezifische Pliine entwickeln und deren Umsetzung

iiberwachen, um den aus Nachhaltigkeitsfaktoren resultierenden finanziellen Risiken zu

begegnen. Ist eine Gruppe verpflichtet, einen solchen Plan auf Gruppenebene zu
erstellen, sollte sichergestellt werden, dass Versicherungs- und

Riickversicherungstochterunternehmen der Gruppe von der Verpflichtung zur

Erstellung von Plinen auf Einzelebene befreit sind, wenn alle relevanten Aspekte dieser

Tochterunternehmen auf Gruppenebene beriicksichtigt werden.

(33) Nach der Richtlinie 2009/138/EG miissen mittels des Berichts iiber Solvabilitdt und

Finanzlage mindestens I einmal jdhrlich wesentliche Informationen offengelegt werden.

Dieser Bericht richtet sich einerseits an Versicherungsnehmer und Begiinstigte und
andererseits an Analysten und andere professionelle Marktteilnehmer. Um den
Bediirfnissen und Erwartungen dieser beiden unterschiedlichen Gruppen gerecht zu
werden, sollte der Bericht in zwei Teile unterteilt werden. Der erste Teil, der sich
hauptsichlich an Versicherungsnehmer und Begiinstigte richtet, sollte die wichtigsten
Informationen iiber Geschiftstitigkeit, Leistung, Kapitalmanagement und Risikoprofil
enthalten. Der zweite Teil, der sich anl professionelle Marktteilnehmer richtet, sollte
detaillierte Informationen iiber die Geschiftstiitigkeit und das Governance-System,
spezifische Informationen iiber versicherungstechnische Riickstellungen und andere
Verbindlichkeiten, die Solvabilitdt sowie andere einschligige Daten fiir spezialisierte

Analysten enthalten.
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(34)

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen haben vorbehaltlich einer vorherigen
Genehmigung der Aufsichtsbehdrden die Moglichkeit zur Anpassung der maf3geblichen
risikofreien Zinskurve zur Berechnung des besten Schatzwerts entsprechend den
Spreadbewegungen ihrer Vermogenswerte (im Folgenden ,,Matching-Anpassung®) oder
entsprechend der durchschnittlichen Spreadbewegung der vom betreffenden
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen in einer bestimmten Wahrung oder
einem bestimmten Land gehaltenen Vermdgenswerte (im Folgenden

., Volatilititsanpassung®). Der Teil des Berichts {iber Solvabilitit und Finanzlage, der sich
an Versicherungsnehmer und Begiinstigte richtet, sollte nur die Informationen enthalten,
bei denen davon auszugehen ist, dass sie fiir die Entscheidungen eines durchschnittlichen
Versicherungsnehmers oder Begiinstigten relevant sind. Auch wenn die Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen offenlegen sollten, wie es sich auf ihre Finanzlage
auswirkt, wenn sie keine Matching-Anpassung, keine Volatilitdtsanpassung und keine
UbergangsmaBnahmen zur risikofreien Zinskurve und zu den versicherungstechnischen
Riickstellungen anwenden, sollte nicht davon ausgegangen werden, dass eine solche
Offenlegung fiir die Entscheidungen eines durchschnittlichen Versicherungsnehmers oder
Begiinstigten relevant ist. Solche Informationen sollten daher in dem an die
professionellen Marktteilnehmer gerichteten und nicht in dem an die
Versicherungsnehmer und Begiinstigten gerichteten Teil des Berichts iiber Solvabilitdt und

Finanzlage offengelegt werden.
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(35) Die Offenlegungspflichten sollten den Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen
keinen iibermiBigen Aufwand verursachen. Deshalb sollten einige Vereinfachungen und
Proportionalitdtsmafnahmen in die Richtlinie 2009/138/EG aufgenommen werden,
insbesondere wenn dadurch die Lesbarkeit der von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen bereitgestellten Daten nicht beeintrachtigt wird. Dariiber
hinaus sollte die Richtlinie 2013/34/EU des Europiiischen Parlaments und des Rates'*
dahingehend geiindert werden, dass es kleinen und nicht komplexen Unternehmen
maoglich ist, ihre Nachhaltigkeitsberichterstattung gemdf} den in jener Richtlinie
festgelegten vereinfachten Standards fiir die Nachhaltigkeitsberichterstattung durch
KMU zu beschrinken.

(36) Um ein Hochstmal3 an Richtigkeit der offengelegten Informationen zu gewahrleisten, sollte
einige Elemente des Berichts iiber Solvabilitit und Finanzlage einer Priifung unterzogen
werden. Diese Priifungspflicht sollte sich zumindest auf die nach den Bewertungskriterien

der Richtlinie 2009/138/EG bewertete Bilanz erstrecken.

14 Richtlinie 2013/34/EU des Europdiischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber
den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG
und 83/349/EWG des Rates (ABL L 182 vom 29.6.2013, S. 19).
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37) Da nicht zu erwarten ist, dass kleine und nicht komplexe Unternehmen fiir die
Finanzstabilitit der Union relevant sind, ist es angezeigt, eine Freistellung von der Pflicht
zur Priifung des Berichts iiber Solvabilitit und Finanzlage fiir diese Unternehmen
aufzunehmen. Aufgrund des besonderen Risikoprofils und der Besonderheit firmeneigener
Versicherungsunternehmen und firmeneigener Riickversicherungsunternehmen ist es
ebenfalls angezeigt, diese von einer Priifungspflicht auszunehmen. Mitgliedstaaten, die
bereits Priifungspflichten auf alle Unternehmen oder auf andere Elemente des Berichts

iiber Solvabilitiit und Finanzlage als die Bilanz anwenden, sollten diese Anforderungen

jedoch weiterhin anwenden konnen.

(38) Es sollte anerkannt werden, dass die Priifungspflicht zwar von Nutzen ist, aber flir jedes
Unternehmen eine zusétzliche Belastung darstellen wiirde. Daher sollten die Fristen
fiir die jéhrliche Berichterstattung und Offenlegung der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen sowie der Versicherungs- und Riickversicherungsgruppen

verldngert werden, damit diese Unternehmen gentigend Zeit haben, gepriifte Berichte

vorzulegen.
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39) In den Leitlinien der EIOPA iiber die Berichterstattung zum Zwecke der finanziellen
Stabilitit sind bereits Kriterien zur Ermittlung von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen festgelegt, die fiir die Stabilitiit der Finanzsysteme in

der Union relevant sind.

(40) Es sollte sichergestellt werden, dass die Methoden zur Berechnung der
versicherungstechnischen Riickstellungen bei Vertrdgen mit Optionen und Garantien im
Verhiltnis zu Art, Umfang und Komplexitit der Risiken, denen der Versicherer ausgesetzt
ist, angemessen sind. In dieser Hinsicht sollten einige Vereinfachungen vorgesehen

werden.

“1) Die Kapitalkosten sollten gegeniiber dem zum Zeitpunkt der Annahme der Richtlinie
2009/138/EG und der gemdf; jener Richtlinie erlassenen delegierten Rechtsakte
festgelegten Niveau gesenkt werden, wobei es jedoch ein ausreichendes Maf} an Vorsicht
und Schutz der Versicherungsnehmer zu wahren gilt. Dariiber hinaus sollte bei der
Berechnung der Risikomarge die Abhiingigkeit der Risiken vom Faktor Zeit
beriicksichtigt werden, wobei die auf diese Weise berechnete Risikomarge insbesondere
fiir langfristige Verbindlichkeiten geringer ausfallen sollte, wodurch die Sensitivitit der
Risikomarge gegeniiber Zinsinderungen verringert wird. Daher sollte ein exponentielles

und zeitabhingiges Element eingefiihrt werden.

“42) Gemiif} der Richtlinie 2009/138/EG ist der Betrag der anrechnungsfiihigen Eigenmittel,
die zur Bedeckung der Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen
erforderlich sind, fiir die Zwecke der Berechnung der Risikomarge festzulegen und hat
der zugrunde gelegte Kapitalkosten-Satz dem iiber dem einschligigen risikofreien
Zinssatz liegenden zusdtzlichen Satz zu entsprechen, den ein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen tragen miisste, das einen Betrag an
anrechnungsfihigen Eigenmitteln hdlt. Ferner ist gemdf} der Richtlinie 2009/138/EG
der Kapitalkosten-Satz regelmiifig zu iiberpriifen. Zu diesem Zweck sollte durch die
Uberpriifungen sichergestellt werden, dass der Kapitalkosten-Satz risikobasiert bleibt

und 5 % nicht iibersteigt.
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(43)

(44)

Bei der Bestimmung der mal3geblichen risikofreien Zinskurve sollten sich die Verwendung
von Informationen aus einschlégigen Finanzinstrumenten und die Fahigkeit der
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zur Absicherung der aus
Finanzinstrumenten abgeleiteten Zinssitze die Waage halten. So kann es insbesondere
vorkommen, dass kleinere Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen nicht die
Kapazititen haben, Zinsrisiken mit anderen Instrumenten als Anleihen, Darlehen oder
dhnlichen Vermogenswerten mit festen Zahlungsstromen abzusichern. Fiir Laufzeiten, bei
denen die Anleihemarkte nicht mehr tief, liquide und transparent sind, sollte die
malgebliche risikofreie Zinskurve daher extrapoliert werden. Allerdings sollten bei der
Extrapolationsmethode Informationen aus anderen einschligigen Finanzinstrumenten als
Anleihen herangezogen werden, sofern solche Informationen von tiefen, liquiden und
transparenten Mérkten fiir Laufzeiten verfligbar sind, bei denen die Anleihemirkte nicht
mehr tief, liquide und transparent sind. Um Sicherheit und eine harmonisierte Anwendung
zu gewahrleisten, gleichzeitig aber auch eine zeitnahe Reaktion auf veranderte
Marktbedingungen zu ermdglichen, sollte die Kommission delegierte Rechtsakte erlassen,
in denen festgelegt wird, wie die neue Extrapolationsmethode anzuwenden ist. Angesichts
der derzeitigen Marktbedingungen sollte der Ausgangspunkt fiir die Extrapolation fiir
den Euro zum Zeitpunkt des Inkrafitretens dieser Anderungsrichtlinie auf demselben

Niveau wie zum 31. Dezember 2023 bleiben, nimlich bei einer Laufzeit von 20 Jahren.

Die Bestimmung der mafigeblichen risikofreien Zinskurve hat erhebliche Auswirkungen
auf die Solvabilitdt, insbesondere von Lebensversicherungsunternehmen mit langfristigen
Verbindlichkeiten. Um eine Stérung des bestehenden Versicherungsgeschéfts zu
vermeiden und einen reibungslosen Ubergang zur neuen Extrapolationsmethode zu
ermoglichen, ist ein Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung vorzusehen. Dieser
Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung sollte darauf abzielen, Marktstdrungen zu
vermeiden, und sollte einen transparenten Pfad hin zur endgiiltigen Extrapolationsmethode

vorsehen.
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(45) Die Richtlinie 2009/138/EG sieht eine Volatilitdtsanpassung vor, mit der die
Auswirkungen iibertriebener Anleihe-Spreads abgemildert werden sollen und die auf
Referenzportfolios fiir die ma3geblichen Wahrungen der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen und — im Falle des Euro — auf Referenzportfolios fiir die
nationalen Versicherungsmaérkte beruht. Die Anwendung einer fiir ganze Wahrungen oder
Lénder einheitlichen Volatilitditsanpassung kann zu Entlastungen fiihren, die tiber die
Abmilderung tlibertriebener Anleihe-Spreads hinausgehen, insbesondere wenn die
Sensitivitit der maBBgeblichen Vermogenswerte der betreffenden Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen in Bezug auf Verdnderungen der Kreditspreads geringer
ist als die Sensitivitit des maBgeblichen besten Schitzwerts in Bezug auf Zinsdnderungen.
Um zu vermeiden, dass die Volatilititsanpassung iiberméBige Entlastungen mit sich bringt,
sollte die Volatilititsanpassung der aufsichtlichen Genehmigung bediirfen und sollten bei
ithrer Berechnung unternehmensspezifische Merkmale in Bezug auf die Spread-Sensitivitét
der Vermogenswerte und die Zinssensitivitit des besten Schétzwerts der
versicherungstechnischen Riickstellungen beriicksichtigt werden. Dariiber hinaus sollten
als zusitzliche Schutzmafinahme Mindestbedingungen fiir die Anwendung der
Volatilititsanpassung eingefiihrt werden. Die Mitgliedstaaten, von denen einige die
Anwendung der Volatilititsanpassung bereits einem aufsichtlichen
Genehmigungsprozess unterziehen, sollten die Moglichkeit haben, die Bedingungen fiir
die Genehmigung dahin gehend auszuweiten, dass eine Bewertung anhand der
Annahmen, die der Volatilititsanpassung zugrunde liegen, aufgenommen wird.
Angesichts der zusitzlichen SchutzmafBBnahmen sollte es den Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen gestattet sein, einen erhéhten Anteil von bis zu 85 % des
aus den reprasentativen Portfolios abgeleiteten risikoberichtigten Spreads auf die

risikofreie Basiszinskurve aufzuschlagen.
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(46) Investiert ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen in
Schuldinstrumente, die eine bessere Kreditqualitiit aufweisen als die im représentativen
Portfolio fiir die Berechnung der Volatilititsanpassung enthaltenen Schuldinstrumente,
so konnte der durch die Ausweitung der Anleihe-Spreads verursachte Verlust an
Eigenmitteln durch die Volatilititsanpassung iiberkompensiert werden und zu einer
unangemessenen Volatilitit der Eigenmittel fithren. Um die durch solche
Uberkompensierungen verursachte kiinstliche Volatilitit auszugleichen, sollten
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen in diesen Fiillen eine Anderung
der Volatilititsanpassung beantragen konnen, durch die Informationen iiber die

unternehmensspezifischen Investitionen in Schuldinstrumente beriicksichtigt werden.

(47) Die Richtlinie 2009/138/EG sieht eine Landerkomponente fiir die Volatilitdtsanpassung
vor, mit der sichergestellt werden soll, dass iibertriebene Anleihe-Spreads in einem
bestimmten Land abgemildert werden. Allerdings beruht die Aktivierung der
Landerkomponente auf einem absoluten Schwellenwert und auf einem auf den
risikobereinigten Spread des betreffenden Landes bezogenen relativen Schwellenwert, was
Klippeneffekte zur Folge haben und folglich die Volatilitdt der Eigenmittel von
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen erhdhen kann. Um sicherzustellen,
dass iibertriebene Anleihe-Spreads in einem bestimmten Mitgliedstaat, dessen Wéhrung
der Euro ist, wirksam abgemildert werden, sollte die Landerkomponente durch eine
Makrokomponente ersetzt werden, die auf Grundlage der Differenz zwischen dem
risikoberichtigten Spread flir den Euro und dem risikoberichtigten Spread fiir das
betreffende Land berechnet wird. Damit es nicht zu Klippeneffekten kommt, sollten bei der

Berechnung Diskontinuitdten in Bezug auf die Eingabeparameter vermieden werden.
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(48)

Um Entwicklungen bei den Anlagepraktiken von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen zu berticksichtigen, sollte der Kommission die Befugnis
iibertragen werden, delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die Kriterien dafiir
festgelegt werden, welche Vermogenswerte in das zugeordnete Vermogensportfolio
aufzunehmen sind, falls die Art der Vermogenswerte dazu fiihren konnte, dass die
Praktiken in Bezug auf die Kriterien fiir die Anwendung und die Berechnung der

Matching-Anpassung auseinandergehen.

(49) Um sicherzustellen, dass alle Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die
Volatilititsanpassung berechnen, gleichbehandelt werden, oder um Marktentwicklungen zu
beriicksichtigen, sollte der Kommission die Befugnis libertragen werden, delegierte
Rechtsakte zu erlassen, in denen die Berechnung der unternehmensspezifischen Elemente
der Volatilitdtsanpassung festgelegt wird. Fiir andere Wihrungen als den Euro sollte bei
der Berechnung der wihrungsspezifischen Elemente der Volatilititsanpassung der
Moglichkeit eines Cashflow-Matchings iiber Paare gekoppelter Wihrungen der
Mitgliedstaaten Rechnung getragen werden, sofern das Wihrungsrisiko dadurch
anhaltend verringert wird.
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(50) Zum Zweck der Berechnung ihrer Eigenmittel geméall der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
des Europédischen Parlaments und des Rates' konnte es Instituten, die Teil eines unter die
Richtlinie 2002/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates!6 fallenden
Finanzkonglomerats sind, gestattet werden, ihre wesentlichen Beteiligungen an
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen nicht in Abzug zu bringen, sofern
bestimmte Kriterien erfiillt sind. Es muss sichergestellt werden, dass die
Aufsichtsvorschriften flir Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen und fiir
Kreditinstitute angemessene gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen Finanzgruppen
mit Schwerpunkt Bankgeschéft und Finanzgruppen mit Schwerpunkt Wertpapiergeschift
ermOglichen. Daher sollte es Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
ebenfalls gestattet sein, Beteiligungen an Kredit- und Finanzinstituten unter dhnlichen
Bedingungen nicht von ihren anrechnungsfahigen Eigenmitteln in Abzug zu bringen.
Insbesondere sollte bei einer Gruppe, die sowohl das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen als auch das verbundene Institut umfasst, entweder die
Gruppenaufsicht nach der Richtlinie 2009/138/EG oder eine zusitzliche Beaufsichtigung
nach der Richtlinie 2002/87/EG greifen. Dariiber hinaus sollte es sich fiir das
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen bei der Beteiligung an dem Institut
um eine Beteiligungsinvestition strategischer Art handeln, und die Aufsichtsbehdrden
sollten iiberzeugt sein, dass das Niveau des integrierten Managements, des
Risikomanagements und der internen Kontrolle hinsichtlich der in die Gruppenaufsicht

oder die zusétzliche Beaufsichtigung einbezogenen Unternehmen zufriedenstellend ist.

15 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 iiber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 (ABIL. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).

16 Richtlinie 2002/87/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember
2002 iiber die zusdtzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen
und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Anderung der Richtlinien
73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des
Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Européischen Parlaments und des
Rates (ABI. L 35 vom 11.2.2003, S. 1).
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(1)

(52)

Die bestehenden Obergrenzen fiir die Hohe der symmetrischen Anpassung schrianken die
Moglichkeit ein, mit dieser Anpassung potenzielle prozyklische Auswirkungen des
Finanzsystems abzufedern und zu vermeiden, dass Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen durch voriibergehende negative Entwicklungen auf den
Finanzmirkten, wie sie beispielsweise durch die COVID-19-Pandemie ausgelost wurden,
unangemessenerweise gezwungen werden, zusdtzliches Kapital aufzunehmen oder
Anlagen zu verduBlern. Daher sollte die symmetrische Anpassung so geidndert werden, dass
sie groflere Verdnderungen der Standardkapitalanforderung fiir Eigenkapitalinstrumente
ermdglicht und die Auswirkungen heftiger Auf- oder Abwartsbewegungen der

Aktienmaérkte stirker abmildert.

Um die VerhéltnismaBigkeit im Rahmen der quantitativen Anforderungen zu verbessern,
sollten Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen die Moglichkeit erhalten, die
Kapitalanforderung fiir unwesentliche Risiken in der Standardformel fiir einen Zeitraum
von hdchstens drei Jahren nach einem vereinfachten Ansatz zu berechnen. Ein solcher
vereinfachter Ansatz sollte es den Unternehmen ermoglichen, die Kapitalanforderung fiir
ein unwesentliches Risiko auf Grundlage eines sich im Zeitverlauf verdndernden
Volumenmales zu schitzen. Dieser Ansatz sollte auf gemeinsamen Regeln und

gemeinsame Kriterien fiir die Ermittlung unwesentlicher Risiken beruhen.
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(53)

(59)

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die Matching-Anpassung
anwenden, miissen das Portfolio an Vermdgenswerten und Verbindlichkeiten getrennt von
anderen Geschéftsbereichen ermitteln, organisieren und verwalten und diirfen das
zugeordnete Vermogensportfolio daher nicht nutzen, um Risiken aus anderen
Geschiéftsbereichen zu begegnen. Allerdings hat die getrennte Verwaltung des Portfolios
keine erhohte Korrelation zwischen den Risiken innerhalb dieses Portfolios und den
Risiken im Rest des Unternehmens zur Folge. Deshalb sollte es Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen, die die Matching-Anpassung anwenden, gestattet sein,
ihre Solvenzkapitalanforderung unter der Annahme einer vollstdndigen Diversifizierung
zwischen den Vermdgenswerten und Verbindlichkeiten des Portfolios und dem Rest des
Unternehmens zu berechnen, es sei denn, die Vermogensportfolios, die einen
entsprechenden besten Schitzwert der Versicherungs- oder

Riickversicherungsverpflichtungen bedecken, bilden einen Sonderverband.

Aufgrund der in den letzten Jahren auf den Mirkten beobachteten Entwicklungen ist es
notwendig geworden, extrem niedrige und negative Zinssiitze in der
Versicherungsaufsicht angemessen widerzuspiegeln. Dies sollte durch eine
Neukalibrierung des Untermoduls Zinsrisiko erreicht werden, um dem Bestehen eines
negativen Zinsumfelds Rechnung zu tragen. Gleichzeitig sollte die anzuwendende
Methode nicht zu unrealistisch starken Riickgingen beim liquiden Teil der Kurve
fiihren, was sich durch die Festlegung einer expliziten Untergrenze fiir negative
Zinssdtze vermeiden liefle. Entsprechend der Entwicklung der Zinssdtze sollte die
Kommission bestrebt sein, eine Untergrenze einzufiihren, die eher laufzeitabhingig als
fest ist, soweit die verfiigharen Marktdaten eine robuste risikobasierte Kalibrierung

dieser Laufzeitabhdingigkeit ermoglichen.
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(55)

Die Kommission hat alle gemdif3 der Richtlinie 2009/138/EG vorgesehenen Befugnisse in
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission'’ gebiindelt. Dieser Ansatz
hat sich bei der Umsetzung der genannten Richtlinie bewiihrt und die Einhaltung dieser
Delegierten Verordnung erleichtert. Daher sollte die Delegierte Verordnung (EU)
2015/35 in Kraft bleiben und sollten alle erforderlichen Anderungen im Rahmen
bestehender Befugnisiibertragungen sowie die Durchfiihrung neuer
Befugnisiibertragungen im Rahmen der vorliegenden Richtlinie ausschlieflich in Form
von Anderungsrechtsakten zur Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 erfolgen. Im Falle
einer kiinftigen Biindelung solcher Anderungen in einem oder mehreren delegierten
Anderungsrechtsakten sollte die Kommission im Einklang mit Nummer 31 der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung'® im
Zuge der Konsultationen im Rahmen der Ausarbeitung dieser delegierten Rechtsakte
ebenfalls angeben, welche Befugnisiibertragungen als inhaltlich zusammenhdingend
gelten und die Kommission sollte fiir solche Befugnisiibertragungen objektive
Rechtfertigungen vorlegen, die sich auf den inhaltlichen Zusammenhang zwischen zwei

oder mehr Befugnisiibertragungen stiitzen.

17

18

Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur
Erginzung der Richtlinie 2009/138/EG des Europdiischen Parlaments und des Rates
betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der
Riickversicherungstiitigkeit (Solvabilitiit II) (ABI. L 12 vom 17.1.2015, S. 1).

ABIL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(56) Im Rahmen des aufsichtlichen Uberpriifungsverfahrens ist es wichtig, dass die
Aufsichtsbehdrden Informationen zwischen den von ihnen beaufsichtigten Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen vergleichen konnen. Interne Partial- und Vollmodelle
ermdglichen eine bessere Erfassung des individuellen Risikos eines Unternehmens und
diirfen gemaf der Richtlinie 2009/138/EG von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen verwendet werden, um die Kapitalanforderungen ohne die
Beschrinkungen, die sich aus der Standardformel ergeben, zu ermitteln. Die
Aufsichtsbehorden wiirden auch vom Zugang zu Schiitzwerten der
Solvenzkapitalanforderungen profitieren, die nach der Standardformel ermittelt wurden,
um sowohl Vergleiche zwischen Unternehmen als auch fiir ein bestimmtes
Unternehmen im Zeitverlauf vorzunehmen. Alle Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die ein internes Voll- oder Partialmodell verwenden,
sollten daher ihren Aufsichtsbehorden regelmdifig einen Schdiitzwert fiir die nach der
Standardformel ermittelten Solvenzkapitalanforderung melden. Ein solcher Schitzwert
sollte die Methoden und zugrunde liegenden Annahmen der Standardformel
angemessen widerspiegeln, wodurch eine ordnungsgemdifie aufsichtliche Bewertung
ermaoglicht wird. Um einen iibermdfiigen Aufwand fiir die Unternehmen bei der
Ermittlung des Schiitzwerts zu vermeiden, sollten sie die Informationen verwenden
konnen, die sich aus den einschliigigen Vereinfachungen in der Standardformel gemdif}
der Richtlinie 2009/138/EG und den gemdf; der genannten Richtlinie erlassenen
delegierten Rechtsakten ergeben. Wird fiir die Schiitzung der Solvenzkapitalanforderung
ein solcher vereinfachter Ansatz verwendet, so sollten die zugrunde liegenden

Annahmen den Aufsichtsbehorden gegeniiber hinreichend erliutert werden.
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(57)

Nach der Richtlinie 2009/138/EG diirfen die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen ihre Solvenzkapitalanforderung mit einem von den
Aufsichtsbehorden genehmigten internen Modell berechnen. Im Falle der Anwendung
eines internen Modells hindert jene Richtlinie ein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen nicht daran, in seinem internen Modell die Auswirkungen
von Kreditspread-Bewegungen auf die Volatilititsanpassung zu beriicksichtigen. Da die
Anwendung der Volatilitditsanpassung Entlastung bringen kann, die iiber die Abmilderung
iibertriebener Anleihe-Spreads bei der Berechnung des besten Schitzwerts hinausgehen,
konnen solche libermafigen Vorteile, wenn die Auswirkungen von Kreditspread-
Bewegungen auf die Volatilitdtsanpassung im internen Modell beriicksichtigt werden, auch
die Berechnung der Solvenzkapitalanforderung verzerren. Um eine derartige Verzerrung
zu vermeiden, sollte eine Untergrenze fiir die Solvenzkapitalanforderung vorgesehen
werden, falls die Aufsichtsbehdorden den Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen gestatten, die Auswirkungen von Kreditspread-
Bewegungen auf die Volatilitdtsanpassung in ihrem internen Modell zu berticksichtigen,
wobei diese Untergrenze unterhalb des Niveaus liegen sollte, bei dem Vorteile fiir die
Solvenzkapitalanforderung zu erwarten sind, die {iber die Abmilderung libertriebener

Anleihe-Spreads hinausgehen.
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(58)

(59)

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen sollten Anreize erhalten, fiir
Krisensituationen Widerstandskraft aufzubauen. Berticksichtigen die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen in ihrem internen Modell die Auswirkungen von
Kreditspread-Bewegungen auf die Volatilititsanpassung und auch die Auswirkungen von
Kreditspread-Bewegungen auf die Makro-Volatilititsanpassung, konnte dies den Anreiz,
fiir Krisensituationen Widerstandskraft aufzubauen, ernsthaft untergraben. Die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen sollten daher daran gehindert werden,

in ihrem internen Modell eine Makro-Volatilititsanpassung zu beriicksichtigen.

Unter Beriicksichtigung von Art, Umfang und Komplexitiit der Risiken sollten die
Aufsichtsbehorden in der Lage sein, einschlagige makroprudenzielle Informationen iiber
die Anlagestrategie der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen einzuholen,
sie zusammen mit anderen relevanten Informationen, die aus anderen Marktquellen
verfligbar sein konnten, zu analysieren und eine makroprudenzielle Perspektive in die
Beaufsichtigung der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen einflieen zu
lassen. Dazu konnte gehoren, dass Risiken im Zusammenhang mit spezifischen
Kreditzyklen, Konjunkturabschwiingen und Kollektiv- oder Herdenverhalten bei Anlagen

uberwacht werden.
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(60)

Auf eine Verschlechterung der Finanzlage eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens oder die Nichteinhaltung regulatorischer
Anforderungen durch ein solches Unternehmen gilt es in wirksamer Weise zu reagieren,
wobei eine Zuspitzung der Probleme verhindert werden muss. Die Aufsichtsbehérden
sollten daher befugt sein, Priiventivmafinahmen vorzuschreiben. Diese priiventiven
Befugnisse sollten jedoch im Einklang mit den Interventionsstufen und den bereits in
der Richtlinie 2009/138/EG fiir dihnliche Situationen festgelegten Aufsichtsbefugnissen,
einschlieflich der im Rahmen des aufsichtlichen Uberpriifungsverfahrens gemiif3
Artikel 36 der genannten Richtlinie vorgesehenen Aufsichtsbefugnisse, stehen. Uberdies
sollten diese priiventiven Befugnisse nicht zu einer neuen, vorab festgelegten
Interventionsschwelle fiihren, die vor der Solvenzkapitalanforderung gemdpf; Titel 1
Kapitel VI Abschnitt 4 der genannten Richtlinie greift. Die Aufsichtsbehérden sollten
jede Situation einzeln bewerten und Entscheidungen iiber die Notwendigkeit von
Priventivmafinahmen auf der Grundlage der Umstiinde, der Situation des betreffenden

Unternehmens und ihres aufsichtlichen Ermessens treffen.
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(61) Die Richtlinie 2009/138/EG sieht die gegenseitige Anerkennung und Durchsetzung von
Entscheidungen iiber die Sanierung oder Liquidation von Versicherungsunternehmen
in allen Mitgliedstaaten vor. Mit der Richtlinie wird sichergestellt, dass alle
Vermogenswerte und Verbindlichkeiten eines Unternehmens unabhdngig vom Land
ihrer Belegenheit im Herkunftsmitgliedstaat in einem einheitlichen Prozess und die
Gliubiger in den Aufnahmemitgliedstaaten wie die Gliubiger im Herkunftsmitgliedstaat
behandelt werden. Damit eine wirksame Abwicklung sichergestellt werden kann, sollten
die in der Richtlinie 2009/138/EG vorgesehenen Bestimmungen beziiglich der
Sanierung und der Liquidation im Fall der Anwendung von Abwicklungsinstrumenten
gelten, wenn diese auf Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen oder auf
andere unter die Abwicklungsregelungen fallende Unternehmen angewandt werden.

Daher sollten die betreffenden Bestimmungen entsprechend gedndert werden.

(62) Die Richtlinie 2009/138/EG sieht bei Verstofen gegen die Solvenzkapitalanforderung eine
Verlangerung der Frist fiir die Wiederbedeckung vor, falls die EIOPA das Vorliegen
aullergewohnlicher widriger Umstédnde festgestellt hat. Die Feststellung kann auf Antrag
der nationalen Aufsichtsbehdrden erfolgen, die vor dem Antrag, sofern angemessen, den
mit der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Européischen Parlaments und des Rates!
errichteten Europdischen Ausschuss fiir Systemrisiken (ESRB) zu konsultieren haben. Die
dezentrale Konsultation des ESRB durch die nationalen Aufsichtsbehtrden ist weniger
effizient als eine zentrale Konsultation des ESRB durch die EIOPA. Um ein effizientes
Verfahren zu gewihrleisten, sollte der ESRB nicht von den nationalen Aufsichtsbehorden,
sondern von der EIOPA konsultiert werden, bevor das Vorliegen aullergewohnlicher
widriger Umstidnde festgestellt wird, sofern die Umstidnde so geartet sind, dass eine solche

vorherige Konsultation moglich ist.

19 Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
24. November 2010 iiber die Finanzaufsicht der Europdischen Union auf Makroebene und
zur Errichtung eines Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken (ABI. L 331 vom

15.12.2010, S. 1).
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(63)

Nach der Richtlinie 2009/138/EG haben Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die betroffene Aufsichtsbehdrde unverziiglich zu
unterrichten, wenn sie feststellen, dass die Mindestkapitalanforderung nicht mehr bedeckt
ist oder die Gefahr besteht, dass dies innerhalb der folgenden drei Monate der Fall sein
konnte. Allerdings ist in der Richtlinie nicht festgelegt, wann die Nichtbedeckung der
Mindestkapitalanforderung oder das Risiko der Nichtbedeckung in den folgenden drei
Monaten festgestellt werden kann, und die Unternehmen konnten die Unterrichtung der
Aufsichtsbehorden bis zum betreffenden Quartalsende, an dem die Berechnung der
Mindestkapitalanforderung formlich an die Aufsichtsbehorde zu melden ist, hinauszégern.
Um sicherzustellen, dass die Aufsichtsbeh6rden zeitnahe Informationen erhalten und die
erforderlichen MaBBnahmen ergreifen konnen, sollten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen verpflichtet werden, die Aufsichtsbehdrden auch dann
sofort liber eine Nichtbedeckung der Mindestkapitalanforderung oder eine Gefahr der
Nichtbedeckung zu unterrichten, wenn dies zwischen zwei Zeitpunkten fiir die offizielle
Berechnung der Mindestkapitalanforderung im betreffenden Quartal aufgrund von

Schitzungen oder Berechnungen festgestellt wird.
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(64) Der Schutz der Interessen der Versicherten ist ein allgemeines Ziel des Aufsichtsrahmens,
das die Aufsichtsbehdrden in jeder Phase des aufsichtlichen Uberpriifungsverfahren
verfolgen sollte, auch im Falle von VerstdB3en oder wahrscheinlichen Versto3en von
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen gegen die Anforderungen, die zum
Entzug der Zulassung fiithren konnten. Dieses Ziel sollte vor und nach dem Entzug der
Zulassung verfolgt werden, und jegliche rechtlichen Auswirkungen, die sich fiir die

Versicherten aus dem Entzug ergeben konnten, sollten beriicksichtigt werden.

(65) Denl Aufsichtsbehorden sollten Instrumente an die Hand gegeben werden, um das
Eintreten von Risiken fiir die Finanzstabilitdt auf den Versicherungsmérkten zu verhindern,
prozyklisches Verhalten von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zu
beschrinken und negative Ubertragungseffekte innerhalb des Finanzsystems und auf die

Realwirtschaft abzumildern.

(66) Die jiingsten Wirtschafts- und Finanzkrisen, insbesondere die durch die COVID-19-
Pandemie verursachte Krise, haben gezeigt, dass ein solides Liquiditditsmanagement von
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen Risiken fiir die Stabilitdt des
Finanzsystems verhindern kann. Aus diesem Grund sollten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen verpflichtet werden, das Liquiditdtsmanagement und die
Liquidititsplanung zu stirken, insbesondere im Kontext widriger Umstédnde, die sich auf
einen GroBteil oder die Gesamtheit des Versicherungs- und Riickversicherungsmarkts

auswirken.

(67) Wenn Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen mit besonders verwundbaren
Profilen, wie beispielsweise Unternehmen mit liquiden Verbindlichkeiten, mit illiquiden
Vermogenswerten oder mit Liquiditdtsanfélligkeiten, die die Finanzstabilitit insgesamt
beeintridchtigen kdnnen, keine angemessene Abhilfe schaffen, sollten die nationalen
Aufsichtsbehdrden eingreifen kdnnen, um die Liquiditétsposition dieser Unternehmen zu

starken.
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(68)

(69)

Die Aufsichtsbehorden sollten die nétigen Befugnisse haben, damit sie die Solvabilitit
bestimmter Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen unter auergewdhnlichen
Umstdnden wie bei widrigen Wirtschafts- oder Marktereignissen, die sich auf einen
Grofteil oder die Gesamtheit des Versicherungs- und Riickversicherungsmarkts auswirken,
bewahren und so die Versicherungsnehmer schiitzen und die Finanzstabilitét erhalten
konnen. Zu diesen Befugnissen sollte die Moglichkeit gehdren, Ausschiittungen an
Anteilseigner und andere nachrangige Glaubiger eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens einzuschrianken oder auszusetzen, bevor es tatsdchlich
zur Nichtbedeckung der Solvenzkapitalanforderung kommt. Diese Befugnisse sollten auf
Einzelfallbasis angewandt werden, gemeinsamen risikobasierten Kriterien entsprechen und

keine Beeintrachtigung des Funktionierens des Binnenmarkts mit sich bringen.

Da selbst eine voriibergehende Beschriankung oder Aussetzung der Ausschiittung von
Dividenden und anderen Boni die Rechte der Anteilseigner und anderen nachrangigen
Glaubiger beeintrichtigen wiirde, sollten die Aufsichtsbehdrden die Grundsitze der
VerhiltnismaBigkeit und der Notwendigkeit gebiihrend beriicksichtigen, wenn sie solche
MaBnahmen ergreifen. Die Aufsichtsbehdrden sollten auch sicherstellen, dass keine der
ergriffenen Maflnahmen unverhéltnisméfBige widrige Auswirkungen auf die Gesamtheit
oder Teile des Finanzsystems in anderen Mitgliedstaaten oder in der Union insgesamt hat.
Insbesondere sollten die Aufsichtsbehorden Kapitalausschiittungen innerhalb einer
Versicherungs- und Riickversicherungsgruppe nur unter aulergewohnlichen Umsténden
und nur dann einschranken, wenn dies gebiihrend gerechtfertigt ist, um die Stabilitét des
Versicherungs- und Riickversicherungsmarkts und des Finanzsystems insgesamt zu

erhalten.
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(70) Versicherungsunternehmen konnen unter auflergewohnlichen Umstiinden erheblichen
Liquiditiitsrisiken ausgesetzt sein. Daher sollten die Aufsichtsbehorden befugt sein,
Riickgaberechte im Rahmen von Lebensversicherungsvertriigen mit von erheblichen
Liquiditiitsrisiken betroffenen Unternehmen fiir kurze Zeit auszusetzen, jedoch nur als
letztes Mittel. Diese aufiergewohnliche Mafinahme sollte ergriffen werden, um den
Kollektivschutz der Versicherungsnehmer zu wahren, d. h. den Schutz aller
Versicherungsnehmer, einschliefilich jener, die indirekt von solchen Risiken betroffen

sein konnten.

(71) Die jiingsten Ausfélle grenziiberschreitend tétiger Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen haben deutlich gemacht, dass die Aufsichtsbehdrden
besser iiber die Tatigkeiten dieser Unternehmen informiert sein miissen. Deswegen sollten
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen verpflichtet werden, der
Aufsichtsbehorde ihres Herkunftsmitgliedstaats alle wesentlichen Verdnderungen zu
melden, die sich in Bezug auf ihre laufenden grenziiberschreitenden
Versicherungstitigkeiten auf ihr Risikoprofil auswirken, und diese Informationen sollten
an die Aufsichtsbehorden der betreffenden Aufnahmemitgliedstaaten weitergegeben

werden.

(72) Nach der Richtlinie 2009/138/EG ist die EIOPA befugt, Plattformen fiir die
Zusammenarbeit einzurichten und zu koordinieren, um die Zusammenarbeit zwischen den
betroffenen Aufsichtsbehorden zu fordern, wenn ein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen Tétigkeiten ausiibt, die auf der Dienstleistungsfreiheit
oder der Niederlassungsfreiheit beruhen, oder beabsichtigt, solche Tatigkeiten auszuiiben.
Angesichts der Komplexitdt der im Rahmen dieser Plattformen behandelten
Aufsichtsbelange gelangen die Aufsichtsbehorden in manchen Féllen jedoch nicht zu
einem gemeinsamen Standpunkt dazu, wie bei einem grenziiberschreitend tétigen
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen vorzugehen ist. Werden sich die an
den Plattformen fiir die Zusammenarbeit beteiligten Aufsichtsbehdrden in Belangen, die
ein grenziiberschreitend tatiges Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
betreffen, nicht einig, sollte die EIOPA befugt sein, die Meinungsverschiedenheit gemaf
Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 beizulegen.
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(73) Die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch gwischen der Aufsichtsbehorde
des Herkunftsmitgliedstaats, die einem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen die Zulassung erteilt hat, und den Aufsichtsbehorden
der Mitgliedstaaten, in denen dieses Unternehmen durch die Errichtung von
Zweigniederlassungen oder die Erbringung von Dienstleistungen titig ist, sollte
verstirkt werden, um maoglichen Problemen, die die Verbraucherrechte beeintrichtigen,
besser vorzubeugen und die Versicherungsnehmer unionsweit besser zu schiitzen. Diese
verstiirkte Zusammenarbeit ist besonders dann wichtig, wenn es bedeutende
grenziiberschreitende Titigkeiten gibt, und sollte die Transparenz und den regelmdifigen
verpflichtenden Informationsaustausch zwischen den betroffenen Aufsichtsbehorden
erhohen. Ein solcher Austausch sollte hinreichend informativ sein und alle relevanten
Informationen von Seiten der Aufsichtsbehorde des Herkunfitsmitgliedstaats umfassen,
insbesondere in Bezug auf das Ergebnis des aufsichtlichen Uberpriifungsverfahrens im
Zusammenhang mit der grengiiberschreitenden Titigkeit und der Finanzlage des
Unternehmens. Um einen reibungslosen Zugang zu verfiigbaren aufsichtlichen Daten,
Berichten iiber das aufsichtliche Uberpriifungsverfahren und anderen einschligigen
Informationen iiber Unternehmen, die bedeutende grenziiberschreitende Tiitigkeiten
ausiiben, sowie einen wirksamen Austausch dieser Daten, Berichte und Informationen
zu gewdhrleisten und um die Notwendigkeit, den Verwaltungsaufwand zu begrenzen, zu
beriicksichtigen, sollten digitale Instrumente fiir den Informationsaustausch eingesetzt
werden. Daher konnten diese Informationen iiber die bestehenden Instrumente der
digitalen Zusammenarbeit, die von der EIOPA eingerichtet wurden, weitergeleitet

werden.
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(74) Hat die Aufsichtsbehorde eines Aufnahmemitgliedstaats ernsthafte Bedenken
hinsichtlich der Solvabilitiit eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens, das bedeutende grenziiberschreitende Titigkeiten in
seinem Gebiet ausiibt, sollte sie befugt sein, die Durchfiihrung einer gemeinsamen
Priifung vor Ort zusammen mit der Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats zu
verlangen, falls eine Nichteinhaltung der Solvenzkapitalanforderung oder der
Mindestkapitalanforderung vorliegt. Die Aufsichtsbehérde des Herkunftsmitgliedstaats
sollte die gemeinsame Priifung vor Ort koordinieren und alle einschliigigen nationalen
Aufsichtsbehorden sowie die EIOPA einladen. Alle beteiligten Aufsichtsbehéorden sollten
sich vor der Durchfiihrung der Priifung vor Ort auf die Ziele dieser Priifung einigen.
Bis zum Ende der Priifung sollten sie aufierdem zu einem gemeinsamen Standpunkt
hinsichtlich der erforderlichen Aufsichtsmafinahmen gelangen. Die Aufsichtsbehérde
des Herkunftsmitgliedstaats sollte alle betroffenen Aufsichtsbehorden iiber die
Folgemafinahmen zu der Priifung vor Ort unterrichten. Sind sich die Aufsichtsbehorden
nicht einig dariiber, ob eine gemeinsame Priifung vor Ort erforderlich ist, sollte die
EIOPA befugt sein, die Meinungsverschiedenheit gemdf; Artikel 19 der Verordnung
(EU) Nr. 1094/2010 beizulegen.

(75) Nach der Richtlinie 2009/138/EG sind die Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen nicht verpflichtet, den Aufsichtsbehdrden der
Aufnahmemitgliedstaaten rechtzeitig Informationen iiber die Ausiibung ihrer
Geschiftstitigkeit zu libermitteln. Diese Informationen kdnnen nur durch ein Ersuchen bei
der Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats eingeholt werden. Bei einem solchen
Ansatz ist jedoch nicht sichergestellt, dass innerhalb eines angemessenen Zeitraums auf die
Informationen zugegriffen werden kann. Deshalb sollten die Aufsichtsbehdrden des
Aufnahmemitgliedstaats befugt sein, Informationen direkt bei den Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen einzuholen, wenn die Aufsichtsbehorde des
Herkunfitsmitgliedstaats die Informationen nicht rechtzeitig iibermittelt. Diese Befugnis
sollte der freiwilligen Ubermittlung von Informationen durch die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen an die Aufsichtsbehorden der

Aufnahmemitgliedstaaten nicht entgegenstehen.
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(76) Um als Versicherungsholdinggesellschaft eingestuft zu werden, muss die Haupttatigkeit
einer Muttergesellschaft insbesondere im Erwerb und Halten von Beteiligungen an
Tochterunternehmen bestehen, wobei diese Tochterunternehmen ausschliefSlich oder
hauptsichlich Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen oder Drittland-
Versicherungs- oder -Riickversicherungsunternehmen sein sollten. Dabei wird
»ausschlieBlich oder hauptsidchlich® von den Aufsichtsbehorden gegenwirtig
unterschiedlich ausgelegt. Daher sollte die Begriffsbestimmung fiir
,, Versicherungsholdinggesellschaft“ unter Beriicksichtigung ihnlicher Anderungen der
Begriffsbestimmung fiir ,,Finanzholdinggesellschaft* in der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 fiir den Bankensektor gedndert und prizisiert werden. Damit ein
Unternehmen als Versicherungsholdinggesellschaft eingestuft werden kann, sollte seine
Haupttiitigkeit insbesondere im Erwerb und Halten von Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, in der Bereitstellung von Nebendienstleistungen fiir
verbundene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen oder in der Ausiibung
anderer nicht regulierter Finanztitigkeiten bestehen. Aufsichtsbehérden sollten befugt
sein, festzustellen, dass dieses Kriterium ungeachtet des vom Unternehmen selbst

genannten Gesellschaftszwecks erfiillt ist.
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(77) In einigen Fillen werden innerhalb einer der Gruppenaufsicht gemafi Artikel 213
Absatz 2 Buchstaben a, b oder c der Richtlinie 2009/138/EG unterliegenden Gruppe
Beteiligungen an Versicherungs- und Riickversicherungstochterunternehmen, die in
einem Drittland ansdssig sind, von einer zwischengeschalteten nicht regulierten
Holdinggesellschaft gehalten. Auch wenn diese zwischengeschaltete nicht regulierte
Holdinggesellschaft keine Versicherungs- oder Riickversicherungstochterunternehmen
mit Sitz in der Union hat, ist es wichtig, dass sie dhnlich wie eine
Versicherungsholdinggesellschaft oder eine gemischte Finanzholdinggesellschaft
behandelt und in die Berechnung der Gruppensolvabilitiit einbezogen werden kann.
Daher sollte eine Begriffsbestimmung fiir ,, Holdinggesellschaften von Drittland-
Versicherungs- und -Riickversicherungsunternehmen“ eingefiihrt werden, damit
Gruppen verbundene Drittlandunternehmen bei der Berechnung der

Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe einbeziehen kénnen.

(78) In einigen Fillen bilden mehrere Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
faktisch eine Gruppe und verhalten sich als solche, obgleich sie nicht der in Artikel 212 der
Richtlinie 2009/138/EG enthaltenen Begriffsbestimmung einer Gruppe entsprechen.

Titel III jener Richtlinie ist auf solche Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
daher nicht anwendbar. In solchen Féllen sollten die fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen
Behorden, insbesondere bei horizontalen Gruppen ohne Kapitalverflechtungen zwischen
den verschiedenen Unternehmen, befugt sein, das Vorliegen einer Gruppe festzustellen.
Fiir eine solche Feststellung sollten auch objektive Kriterien festgelegt werden. Solange
sich die Besonderheiten der Gruppen nicht indern, wird davon ausgegangen, dass
Gruppen, die bereits der Gruppenaufsicht unterliegen, weiterhin dieser Aufsicht

unterliegen.
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(79) Den Versicherungs- und Riickversicherungsgruppen ist freigestellt, mit welchen
spezifischen internen Regelungen, welcher Aufgabenverteilung und welcher
Organisationsstruktur innerhalb der Gruppe sie die Einhaltung der Richtlinie 2009/138/EG
gewihrleisten wollen. Jedoch konnen solche Regelungen und Organisationsstrukturen in
einigen wenigen Féllen eine wirksame Gruppenaufsicht gefdhrden. Deshalb sollten die fiir
die Gruppenaufsicht zustindigen Behorden — unter auergewo6hnlichen Umstinden und
nach Konsultation der EIOPA und der anderen betroffenen Aufsichtsbehorden — befugt
sein, Verdnderungen dieser Regelungen oder Organisationsstrukturen zu verlangen. Die fiir
die Gruppenaufsicht zustindigen Behorden sollten ihre Beschliisse gebiihrend begriinden
und erldutern, warum die bestehenden Regelungen oder Strukturen eine wirksame

Gruppenaufsicht behindern und geféhrden.

(80) Die fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen Behdrden konnten beschlieBen, ein Unternehmen
von der Gruppenaufsicht auszuschlieBen, insbesondere wenn sie der Auffassung sind, dass
ein solches Unternehmen im Verhiltnis zu den mit der Gruppenaufsicht verfolgten Zielen
nur von untergeordneter Bedeutung ist. Die EIOPA hat unterschiedliche Auslegungen des
Kriteriums der ,,untergeordneten Bedeutung* bemerkt und festgestellt, dass solche
Ausschliisse mitunter zu einem vollstdndigen Verzicht auf die Gruppenaufsicht oder zu
einer Beaufsichtigung auf der Ebene eines zwischengeschalteten Mutterunternehmens
fiihren. Daher muss klargestellt werden, dass eine Ausschlussentscheidung, die zu einem
vollstdndigen Verzicht auf die die Gruppenaufsicht oder zu einer Beaufsichtigung auf der
Ebene eines zwischengeschalteten Mutterunternehmens fiihrt, nur unter sehr
auflergewohnlichen Umsténden erfolgen sollte und dass die fiir die Gruppenaufsicht
zustindigen Behorden die EIOPA konsultieren sollten, bevor derartige Entscheidungen
treffen. AuBBerdem sollten Kriterien eingefiihrt werden, damit klarer wird, was unter
,untergeordneter Bedeutung* im Verhéltnis zu den mit der Gruppenaufsicht verfolgten

Zielen zu verstehen ist.
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(81

Beschliisse, ein Unternehmen nicht in die Gruppenaufsicht einzubeziehen, konnen auf
der Grundlage verschiedener Bestimmungen der Richtlinie 2009/138/EG gefasst
werden. Anderungen des Artikels 214 Absatz 2 der genannten Richtlinie, mit denen der
Begriff ,,untergeordnete Bedeutung“ prizisiert werden soll, sollten daher die bestehende
mogliche Grundlage zur Fassung von Beschliissen zum Ausschluss von der
Gruppenaufsicht nach Buchstabe c jenes Absatzes nicht beriithren, wenn der
Mitgliedstaat Artikel 214 der genannten Richtlinie in einer Weise umgesetzt hat, dass
damit der Ausschluss des obersten Mutterunternehmens maoglich ist, wenn dieses alle
folgenden Merkmale aufweist: Es bleibt im Einklang mit den Rechtsvorschriften dieses
Mitgliedstaats unter der Aufsicht der Aufsichtsbehorde, es verfiigt nicht iiber eine
Zulassung zur Aufnahme der Versicherungs- oder Riickversicherungstitigkeit, es stellt
keine Nebendienstleistungen fiir die Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen in der Gruppe bereit, in seiner Satzung ist die
Ausfiihrung der zentralen Koordination seiner Versicherungs- oder
Riickversicherungstochterunternehmen im Einklang mit den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, die den Tiitigkeitsbereich des Unternehmens streng begrenzen,
ausdriicklich ausgeschlossen, und es gibt ein zwischengeschaltetes Unternehmen mit
Sitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, das die Versicherungs- oder

Riickversicherungstochterunternehmen in der Gruppe tatsiichlich fiihrt.
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(82)

Es mangelt an Klarheit dariiber, bei welcher Art von Unternehmen zur Berechnung der
Gruppensolvabilitit die Methode 2, das heif3t eine in der Richtlinie 2009/138/EG
festgelegte Abzugs- und Aggregationsmethode, angewandt werden kann, was der
Wettbewerbsgleichheitl abtriglich ist. Daher sollte klar festgelegt werden, welche
Unternehmen in die Berechnung der Gruppensolvabilitdt nach der Methode 2 einbezogen
werden konnen. Methode 2 sollte nur auf Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, Drittlandsversicherungs- und -
rickversicherungsunternehmen, Unternehmen aus anderen Bereichen des Finanzsektors,
gemischte Finanzholdinggesellschaften, Versicherungsholdinggesellschaften und andere
Mutterunternehmen angewandt werden, deren Haupttitigkeit im Erwerb und Halten von
Beteiligungen an Tochterunternehmen besteht, wobei diese Tochterunternehmen
ausschlieBlich oder hauptsichlich Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen

oder Drittlandsversicherungs- oder -riickversicherungsunternehmen sind.
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(83)

(84)

In einigen Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppen erwirbt und hélt ein
zwischengeschaltetes Mutterunternehmen, das kein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen oder Drittlandsversicherungs-

oder -riickversicherungsunternehmen ist, Beteiligungen an Tochterunternehmen, bei denen
es sich ausschlieBlich oder hauptsidchlich um Drittlandsversicherungs-

oder -riickversicherungsunternehmen handelt. Nach den gegenwirtigen Vorschriften
werden diese zwischengeschalteten Mutterunternehmen flir den Fall, dass sie keine
Beteiligung an mindestens einem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen mit
Sitz in der Union halten, fiir die Zwecke der Berechnung der Gruppensolvabilitit nicht als
Versicherungsholdinggesellschaft behandelt, obgleich ihre Risiken sehr dhnlich geartet
sind. Daher sollten die Vorschriften so geédndert werden, dass solche Holdinggesellschaften
von Drittlandsversicherungs- und -riickversicherungsunternehmen fiir die Zwecke der
Berechnung der Gruppensolvabilitit genauso behandelt werden wie

Versicherungsholdinggesellschaften.

In der Richtlinie 2009/138/EG und der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 sind vier
Methoden fiir die Einbeziechung von Unternehmen anderer Bereiche des Finanzsektors in
die Berechnung der Gruppensolvabilitit vorgesehen, darunter die in Anhang I der
Richtlinie 2002/87/EG festgelegten Methoden 1 und 2. Dies flihrt zu uneinheitlichen
Aufsichtsansédtzen und ungleichen Wettbewerbsbedingungen und verursacht ungebiihrliche
Komplexitit. Deshalb sollten die Vorschriften so vereinfacht werden, dass Unternehmen
aus anderen Bereichen des Finanzsektors immer zur Solvabilitdt der Gruppe beitragen,
indem sie die einschldgigen sektoralen Vorschriften fiir die Berechnung der Eigenmittel
und der Kapitalanforderungen anwenden. Diese Eigenmittel und Kapitalanforderungen
sollten schlicht mit den Eigenmitteln und Kapitalanforderungen des Versicherungs- und

Riickversicherungsteils der Gruppe aggregiert werden.
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(85)

(86)

Nach den gegenwiértigen Vorschriften haben die beteiligten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen nur beschrinkte Moglichkeiten, vereinfachte
Berechnungen zur Bestimmung ihrer Gruppensolvabilitit zu verwenden, wenn Methode 1,
das heiB3t die Berechnung auf der Grundlage des konsolidierten Abschlusses, angewandt
wird. Dies verursacht eine unverhéltnisméfBige Belastung, insbesondere wenn Gruppen
Beteiligungen an verbundenen Unternehmen halten, die sehr klein sind. Aus diesem Grund
sollte es den beteiligten Unternehmen gestattet werden, verbundene Unternehmen, deren
GroBe fiir ihre Gruppensolvabilitidt unwesentlich ist, nach vorheriger aufsichtlicher

Genehmigung mittels vereinfachter Ansétze einzubeziehen.

Es ist unklar, inwiefern der Begriff der Belastung, die bei der Einstufung von
Eigenmittelbestandteilen in Klassen (,,Tiers*) zu berticksichtigen ist, auf
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte Finanzholdinggesellschaften
anzuwenden ist, die keine Versicherungsnehmer und Begiinstigten als direkte Kunden
haben. Daher sollten Mindestkriterien eingefiihrt werden, mit denen ermittelt werden kann,
in welchen Fillen ein von einer Versicherungsholdinggesellschaft oder einer gemischten

Finanzholdinggesellschaft ausgegebener Eigenmittelbestandteil frei von Belastungen ist.
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(87)

(88)

Der Kreis der Unternehmen, die bei der Berechnung der Untergrenze fiir die
Solvenzkapitalanforderung der Gruppe berlicksichtigt werden sollten, sollte mit dem Kreis
der Unternehmen iibereinstimmen, die zu den anrechnungsfahigen Eigenmitteln beitragen,
die zur Bedeckung der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe zur
Verfiigung stehen. Deshalb sollten bei der Berechnung der Untergrenze auch im Rahmen
der Methode 1 einbezogene Drittlandsversicherungs- und -riickversicherungsunternehmen

berticksichtigt werden.

Die Formel fiir die Berechnung des Mindestbetrags der konsolidierten
Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe konnte dazu fiihren, dass dieser Mindestbetrag
nahe an oder sogar gleich der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe ist.
Wenn in solchen Fillen eine Gruppe zwar nicht den Mindestbetrag der konsolidierten
Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe einhiilt, jedoch ihre anhand konsolidierter
Daten berechnete Solvenzkapitalanforderung auf Gruppenebene erfiillt, sollten die
Aufsichtsbehorden ausschlieflich diejenigen Befugnisse ausiiben, die ihnen bei

Nichteinhaltung der Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe zur Verfiigung stehen.
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(89) Fiir die Zwecke der Berechnung der Solvabilitdt der Gruppe sollten
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte Finanzholdinggesellschaften auf die
gleiche Weise behandelt werden wie Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen.
Dies bedeutet, dass fiir solche Unternehmen die fiktiven Kapitalanforderungen berechnet
werden sollten. Allerdings sollten solche Berechnungen niemals implizieren, dass
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte Finanzholdinggesellschaften diese

fiktiven Kapitalanforderungen auf Einzelebene erfiillen miissen.

(90) Es existiert keine Rechtsvorschrift, in der geregelt ist, wie die Gruppensolvabilitit zu
berechnen ist, wenn eine Kombination aus Methode 1 und Methode 2 angewandt wird.
Dies fiihrt zu uneinheitlichen Praktiken und zu Unsicherheiten, insbesondere wenn es
darum geht, wie der Beitrag der im Rahmen der Methode 2 einbezogenen Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen zur Solvenzkapitalanforderung zu berechnen ist.
Deshalb sollte Klarheit dariiber geschaffen werden, wie die Gruppensolvabilitit zu
berechnen ist, wenn eine Kombination der Methoden angewandt wird. Zu diesem Zweck
sollten keine wesentlichen Risiken, die von diesen Unternehmen ausgehen, bei der
Berechnung der Gruppensolvabilitiit aufier Acht gelassen werden. Um jedoch eine
wesentliche Erhohung der Kapitalanforderungen zu vermeiden und gleiche
Wettbewerbsbedingungen fiir Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppen auf
globaler Ebene zu wahren, sollte klargestellt werden, dass bei der Berechnung der
konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe keine Kapitalanforderung fiir das
Aktienrisiko auf solche Beteiligungen anzuwenden ist. Aus demselben Grund sollte eine
Kapitalanforderung fiir das Wéhrungsrisiko auf den Wert dieser Beteiligungen nur in dem
Male angewandt werden, wie dieser Wert die Solvenzkapitalanforderungen dieser
verbundenen Unternehmen iibersteigt. Die beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen sollten die Moglichkeit haben, die Diversifizierung
zwischen diesem Wihrungsrisiko und anderen Risiken bei der Berechnung der

konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe zu beriicksichtigen.
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(91) Derzeit konnen die fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen Behorden auf der Grundlage der
Solvenzkapitalanforderungen, auf der Grundlage der versicherungstechnischen
Riickstellungen oder auf der Grundlage von beidem Schwellenwerte festlegen, ab denen
gruppeninterne Transaktionen und Risikokonzentrationen als bedeutend gelten. Jedoch
konnten sich fiir die Festlegung der Schwellenwerte auch andere risikobasierte quantitative
oder qualitative Kriterien, beispielsweise die anrechnungsfahigen Eigenmittel, anbieten.
Deshalb sollten die fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen Behdrden mehr Flexibilitdt haben,
wenn sie eine bedeutende gruppeninterne Transaktion oder eine bedeutende

Risikokonzentration definieren.

(92) Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte Finanzholdinggesellschaften kdnnen
Mutterunternehmen von Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppen sein. In diesem
Fall ist die Gruppenaufsicht auf Grundlage der konsolidierten Lage dieser
Holdinggesellschaften anzuwenden. Da die von solchen Holdinggesellschaften
kontrollierten Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen nicht immer in der
Lage sind, die Erfiillung der Anforderungen der Gruppenaufsicht zu gewihrleisten, muss
dafiir gesorgt werden, dass die fiir die Gruppenaufsicht zustandigen Behorden iiber
angemessene Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse verfiigen, um sicherstellen zu
konnen, dass Gruppen die Richtlinie 2009/138/EG einhalten. Deshalb sollten die fiir die
Gruppenaufsicht zustindigen Behdrden, dhnlich wie bei den Anderungen, die mit der
Richtlinie (EU) 2019/878 des Europiischen Parlaments und des Rates?? an der Richtlinie
2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates?! fiir Kredit- und Finanzinstitute
eingefiihrt wurden, in Bezug auf Holdinggesellschaften bestimmte Mindestbefugnisse
erhalten, insbesondere auch die allgemeinen Aufsichtsbefugnisse, die fiir die Zwecke der

Gruppenaufsicht auf Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen anwendbar sind.

20 Richtlinie (EU) 2019/878 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019
zur Anderung der Richtlinie 2013/36/EU im Hinblick auf von der Anwendung
ausgenommene Unternehmen, Finanzholdinggesellschaften, gemischte
Finanzholdinggesellschaften, Vergiitung, Aufsichtsmafnahmen und -befugnisse und
Kapitalerhaltungsmafinahmen (ABI. L 150 vom 7.6.2019, S. 253).

2 Richtlinie 2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber
den Zugang zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von
Kreditinstituten, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).
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(93)

Zum Schutz der Versicherungsnehmer sollten alle in der Union titigen
Versicherungsgruppen, unabhdiingig vom Standort des Sitzes ihres obersten
Mutterunternehmens, bei der Anwendung der Gruppenaufsicht nach Titel I1I der
Richtlinie 2009/138/EG gleich behandelt werden. Gehoren Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen einer Gruppe an, deren Mutterunternehmen ihren Sitz in
einem Drittland unterhilt, welches nicht nach Artikel 260 der genannten Richtlinie I als
gleichwertig oder vorldufig gleichwertig anerkannt wurde, stellt die Gruppenaufsicht eine
groflere Herausforderung dar. Nach Artikel 262 jener Richtlinie konnten die fiir die
Gruppenaufsicht zustdndigen Behorden beschlieBen, fiir diese Gruppen sogenannte
»andere Methoden* anzuwenden. Allerdings werden diese Methoden nicht klar definiert
und auch die Ziele, die mit diesen anderen Methoden erreicht werden sollen, sind
ungewiss. Wird dieses Problem nicht angegangen, kénnte es zu ungewiinschten
Auswirkungen auf die Gleichheit der Wettbewerbsbedingungen zwischen Gruppen,
deren oberstes Mutterunternehmen in der Union ansiissig ist, und Gruppen, deren
oberstes Mutterunternehmen in einem nicht gleichwertigen Drittland ansdssig ist,
fiihren. Deshalb sollte der Zweck dieser anderen Methoden néher spezifiziert werden,
wobei auch ein Mindestsatz an MaBBnahmen festgelegt werden sollte, die die fiir die
Gruppenaufsicht zustdndigen Behorden in Betracht ziehen sollten. Insbhesondere sollten
diese Methoden fiir alle Versicherungsnehmer von Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, die ihren Sitz in der Union haben, das gleiche
Schutzniveau gewiihrleisten, unabhdngig vom Standort des Sitzes des obersten
Mutterunternehmens der Gruppe, zu dem diese Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmen gehdoren.
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(94)

Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2019/981 der Kommission?? wurden giinstigere
Regelungen fiir langfristige Aktieninvestitionen eingefiihrt. Das durationsbasierte
Untermodul Aktienrisiko, das ebenfalls darauf abzielt, das geringere Risiko von Anlagen
mit ldngerem Zeithorizont abzubilden, in der Union aber nur von sehr beschrianktem
Nutzen ist, unterliegt strengeren Kriterien als langfristige Aktieninvestitionen. Daher
scheint das bestehende durationsbasierte Untermodul Aktienrisiko angesichts der neuen
Aufsichtskategorie langfristige Aktieninvestitionen nicht mehr nétig. Da keine
Notwendigkeit besteht, zwei unterschiedliche glinstigere Regelungen zu erhalten, die beide
das Ziel haben, langfristige Investitionen zu belohnen, sollte das durationsbasierte
Untermodul Aktienrisiko gestrichen werden. Um jedoch zu vermeiden, dass sich diese
Streichung nachteilig auswirkt, sollte eine Bestandsschutzklausel fiir Versicherer

vorgesehen werden, die das durationsbasierte Untermodul Aktienrisiko derzeit nutzen.

22

Delegierte Verordnung (EU) 2019/981 der Kommission vom 8. Miirz 2019 zur Anderung
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 zur Ergédnzung der Richtlinie 2009/138/EG des
Européischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausiibung der
Versicherungs- und der Riickversicherungstétigkeit (Solvabilitét 1I) (ABL. L 161 vom
18.6.2019, S. 1).
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(95)

Um die Umwelt- und Klimaziele des Européischen Griinen Deals zu erreichen, miissen
hohe Anlagesummen aus dem Privatsektor, auch von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, in nachhaltige Investitionen gelenkt werden. Die
Bestimmungen der Richtlinie 2009/138/EG, die die Kapitalanforderungen regeln, sollten
nachhaltige Investitionen von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen nicht
behindern, das Risiko von Investitionen in umweltschadliche Tétigkeiten aber in vollem
Umfang widerspiegeln. Daher muss bewertet werden, ob die verfiigbaren Erkenntnisse zu
den Risikounterschieden zwischen 6kologisch oder sozial schddlichen und anderen
Investitionen ausreichen, um eine differenzierte aufsichtliche Behandlung zu rechtfertigen.
Um eine angemessene Bewertung der einschldgigen Erkenntnisse sicherzustellen, sollte die
EIOPA die Erkenntnisse zum Risikoprofil 6kologisch oder sozial schédlicher Investitionen
beobachten und bis zum ... [1 Monat nach dem Tag des Inkrafttretens der vorliegenden
Anderungsrichtlinie] dariiber Bericht erstatten. Gegebenenfalls sollte der Bericht der
EIOPA auch Empfehlungen fiir Anderungen an der Richtlinie 2009/138/EG und an den
gemal jener Richtlinie erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchfiihrungsrechtsakten
enthalten. Es sollte fiir die EIOPA moglich sein, auch zu erkunden, ob es angemessen
wire, bestimmte andere 6kologische Risiken, die nicht mit dem Klimawandel
zusammenhédngen, zu beriicksichtigen. So konnte die EIOPA, wenn die Erkenntnisse dies
nahelegen, beispielsweise analysieren, ob die mit der vorliegenden Richtlinie eingefiihrten
Szenarioanalysen fiir klimawandelbezogene Risiken auf andere dkologische Risiken

ausgeweitet werden sollten.
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(96)

97

Der Klimawandel wirkt sich auf die Haufigkeit und Schwere von Naturkatastrophen aus,
und beides diirfte aufgrund der Schiadigung und Verschmutzung der Umwelt noch weiter
ansteigen. Dadurch konnte sich auch die Exponiertheit der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen gegeniiber dem Naturkatastrophenrisiko verdndern und
konnten die in der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 festgelegten Standardparameter
fiir das Naturkatastrophenrisiko hinféllig werden. Um sicherzustellen, dass zwischen den
Standardparametern fiir das Naturkatastrophenrisiko und der tatsichlichen Exponiertheit
von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen gegeniiber derlei Risiken nicht
auf Dauer eine Diskrepanz besteht, sollte die EIOPA den Umfang des
Naturkatastrophenrisikomoduls und die Kalibrierungen seiner Standardparameter
regelméBig tiberpriifen. Hierzu sollte die EIOPA die neuesten verfiigbaren Daten aus der
Klimaforschung berticksichtigen und der Kommission fiir den Fall, dass Diskrepanzen

festgestellt werden, eine Stellungnahme vorlegen.

Die in Artikel 308b Absatz 12 der Richtlinie 2009/138/EG festgelegten Anforderungen
sollten geéindert werden, um die Ubereinstimmung mit dem Bankenrahmen sicherzustellen
und bei der Behandlung von Risikopositionen gegeniiber Zentralstaaten oder
Zentralbanken der Mitgliedstaaten, die auf die Landeswéhrung eines anderen
Mitgliedstaats lauten und in dieser Wéhrung refinanziert sind, gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu gewéhrleisten. Zu diesem Zweck sollte fiir solche
Risikopositionen eine Bestandsschutzregelung eingefiihrt werden, die die einschldgigen
Risikopositionen von den Kapitalanforderungen fiir das Spreadrisiko und fiir
Marktrisikokonzentrationen ausnimmt, sofern die Risikopositionen vor dem 1. Januar 2023

eingegangen wurden.
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(98)

(99)

In einigen Féllen machen Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppen ausgiebig
Gebrauch von der UbergangsmaBnahme fiir die risikofreien Zinssitze und der
UbergangsmafBnahme fiir die versicherungstechnischen Riickstellungen. Durch diesen
Gebrauch wird die tatsdchliche Solvabilitdt der Gruppe moglicherweise nicht richtig
abgebildet. Deswegen sollten die Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppen
verpflichtet werden, offenzulegen, wie sich die Annahme, dass die aus diesen
UbergangsmafBnahmen resultierenden Eigenmittel nicht zur Bedeckung der
Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe zur Verfiigung stiinden, auf ihre Solvabilitét
auswirken wiirde. Die Aufsichtsbehdrden sollten auch befugt sein, geeignete Maflnahmen
zu treffen, damit die Nutzung der MaBBnahmen die Finanzlage der Gruppe angemessen
widerspiegelt. Diese MaBnahmen sollten jedoch die Nutzung dieser Ubergangsmafinahmen
durch verbundene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen bei der

Berechnung ihrer Solvenzkapitalanforderung auf Einzelebene nicht beeintrachtigen.

Die Richtlinie 2009/138/EG sieht UbergangsmafBnahmen fiir die risikofreien Zinssitze und
die versicherungstechnischen Riickstellungen vor, die der aufsichtlichen Genehmigung
bediirfen und in Bezug auf vor 2016 geschlossene Vertrdge gelten, aus denen sich
Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen ergeben. Auch wenn die
UbergangsmafBnahmen die Unternehmen anspornen sollten, die genannte Richtlinie so bald
wie mdglich einzuhalten, diirfte die Anwendung von UbergangsmaBnahmen, die lang nach
2016 erstmals genehmigt wurden, den Pfad zur Einhaltung der genannten Richtlinie doch
verlangsamen. Die Nutzung dieser UbergangsmaBnahmen sollte daher nur in Fillen
genehmigt werden, in denen ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
erstmalig den Vorschriften der Richtlinie 2009/138/EG unterliegt oder in denen ein
Unternehmen ein Portfolio von Versicherungs- oder Riickversicherungsvertragen
{ibernommen hat und das iibertragende Unternehmen vor der Ubertragung in Bezug auf die

Verpflichtungen aus diesem Portfolio eine UbergangsmaBnahme angewandt hat.
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(100) Um Marktentwicklungen zu beriicksichtigen und bestimmte technische Einzelaspekte
dieser Richtlinie zu ergdnzen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden,
gemiifp Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUYV)
Rechtsakte hinsichtlich der Kriterien zur Ermittlung kleiner und nicht komplexer
Unternehmen und Gruppen, des Umgangs mit dem von Kryptowerten ausgehenden
Risiko im Untermodul Marktrisiko, der Klarstellungen in Bezug auf langfristige
Investitionen, der Kriterien fiir die beschrinkte aufsichtliche Berichterstattung von
firmeneigenen Versicherungsunternehmen und firmeneigenen
Riickversicherungsunternehmen, der vorsichtigen deterministischen Bewertung des
besten Schitzwerts, der Anwendung des vereinfachten Ansatzes zur Berechnung der
Gruppensolvabilitit, der Informationen, die in die regelmdfigen aufsichtlichen Berichte
fiir die Gruppe aufzunehmen sind, und der Verlingerung der Fristen fiir die
Berichterstattung in Ausnahmefiillen zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass
die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch
auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsiitzen in Einklang
stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere
Rechtsetzung niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte
Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das
Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die
Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch
Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der

Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.
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(101)

(102)

Um die harmonisierte Anwendung dieser Richtlinie zu gewdihrleisten, sollte die EIOPA
Entwiirfe technischer Regulierungsstandards ausarbeiten, um die Faktoren weiter zu
prizisieren, die die Aufsichtsbehorden beriicksichtigen miissen, um zu ermitteln, ob
zwischen verschiedenen Unternehmen, die Teil einer Gruppe sein konnten, eine
Beziehung besteht. Die Kommission sollte diese Richtlinie durch den Erlass der von der
EIOPA ausgearbeiteten Entwiirfe technischer Regulierungsstandards im Wege
delegierter Rechtsakte gemdf} Artikel 290 AEUV und gemdf} den Artikeln 10 bis 14 der
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 ergiinzen. Aufierdem sollte der Kommission die
Befugnis iibertragen werden, mittels Durchfiihrungsrechtsakten gemdif} Artikel 291
AEUV und in Einklang mit Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 von der
EIOPA ausgearbeitete technische Durchfiihrungsstandards in Bezug auf einige
bestimmte methodologische Elemente im Zusammenhang mit der vorsichtigen
deterministischen Bewertung des besten Schdtzwerts fiir

Lebensversicherungsverpflichtungen zu erlassen.

Da die Ziele dieser Richtlinie, nimlich die Schaffung von Anreizen fiir Versicherer,
einen Beitrag zur langfristigen nachhaltigen Finanzierung der Wirtschaft zu leisten, die
Verbesserung der Risikosensitivitit, die Minderung der iibermdfigen kurzfristigen
Volatilitiit der Solvabilitit von Versicherern, die Verbesserung der Qualitiit, Kohdirenz
und Koordinierung der Versicherungsaufsicht in der gesamten Union und die
Verbesserung des Schutzes der Versicherungsnehmer und Begiinstigten von
Versicherungsleistungen sowie die bessere Bewiltigung des potenziellen Anstiegs von
Systemrisiken im Versicherungssektor, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden konnen, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs und ihrer
Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang
mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union verankerten
Subsidiaritiitsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatzg der Verhdltnismdpigkeit geht diese Richtlinie nicht iiber das fiir die

Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf} hinaus.
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(103) Das Vereinigte Konigreich wurde am 1. Februar 2020 zu einem Drittland, und das
Unionsrecht findet seit dem 31. Dezember 2020 keine Anwendung mehr auf das
Vereinigte Konigreich und in dessen Hoheitsgebiet. Da die Richtlinie 2009/138/EG
mehrere Bestimmungen enthilt, die auf die Eigenheiten bestimmter Mitgliedstaaten
abstellen, sind diese, sofern sie speziell das Vereinigte Konigreich betreffen, nunmehr

iiberholt und sollten daher gestrichen werden.

(104)  Die Kalibrierungen, die fiir die von der Kommission erlassenen delegierten Rechtsakte
und Durchfiithrungsrechtsakte verwendet werden, beruhen oft auf Daten, die durch die
Einbeziehung von Daten aus dem Vereinigten Konigreich stark beeinflusst werden.
Daher sollten alle Kalibrierungen, die in die Berechnung der Solvenzkapitalanforderung
und der Mindestkapitalanforderung einfliefien, iiberpriift werden, um festzustellen, ob
sie in unangemessener Weise von Daten aus dem Vereinigten Konigreich abhiingig sind,
und gegebenenfalls sollten diese Daten aus den entsprechenden Datensiitzen entfernt

werden, es sein denn, es sind keine anderen Daten verfiigbar.
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(105) Es sollte sichergestellt werden, dass die aufsichtsrechtliche Behandlung von Anlagen in
Verbriefungen, einschlieflich einfacher, transparenter und standardisierter
Verbriefungen (STS-Verbriefungen), die tatsiichlichen Risiken angemessen
beriicksichtigt und dass die mit solchen Anlagen verbundenen Kapitalanforderungen
risikoorientiert sind. Zu diesem Zweck sollte die Kommission unter Beriicksichtigung
der verfiigharen Marktdaten die Angemessenheit bestehender Kalibrierungen fiir
Anlagen in Verbriefungen, die in den gemdify der Richtlinie 2009/138/EG erlassenen
delegierten Rechtsakten festgelegt sind, und ihre Kohdirenz mit den
Kapitalanforderungen fiir Anlagen in andere festverzinsliche Wertpapiere bewerten. Auf
der Grundlage einer solchen Bewertung sollte die Kommission gegebenenfalls eine
Anderung des delegierten Rechtsakts zur Festlegung der Kapitalanforderungen fiir
Anlagen in Verbriefungen in Erwigung ziehen. Diese Anderungen, die risikobasiert
und faktengestiitzt sein sollten, konnten die Einfiihrung eines differenzierteren Satzes
von Risikofaktoren, je nach Rangfolge der Verbriefungstranchen oder differenzierend
zwischen verschiedenen Arten von Nicht-STS-Verbriefungen je nach ihren Risiken,

umfassen.
(106)  Die Richtlinie 2009/138/EG sollte daher entsprechend geéndert werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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Artikel 1

Anderung der Richtlinie 2009/138/EG
Die Richtlinie 2009/138/EG wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a erhélt Ziffer iv folgende Fassung:

,1v) die in Irland betriebene sogenannte ,permanent health insurance® (unwiderrufliche

langfristige Krankenversicherung);*
2. In Artikel 4 Absatz 1 erhalten die Buchstaben a, b, und c folgende Fassung:

»a) die jahrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen des Unternehmens tibersteigen

nicht 15 000 000 EUR;

b)  die gesamten in Absatz 76 genannten versicherungstechnischen Riickstellungen des
Unternehmens ohne Abzug der einforderbaren Betridge aus
Riickversicherungsvertragen und von Zweckgesellschaften iibersteigen nicht

50 000 000 EUR;

¢)  falls das Unternehmen zu einer Gruppe gehort: die gesamten
versicherungstechnischen Riickstellungen der Gruppe ohne Abzug der
einforderbaren Betriige aus Riickversicherungsvertrigen und von

Zweckgesellschaften iibersteigen nicht 50 000 000 EUR;“
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3. Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,»a) die Beistandsleistung wird anlésslich eines Unfalls oder einer Panne mit einem
Kraftfahrzeug erbracht, sofern sich der Unfall oder die Panne innerhalb des

Mitgliedstaats des Gewéhrleistenden oder in Nachbarlédndern ereignet hat;*
b)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Inden in Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii genannten Féllen entfillt die
Bedingung, dass sich der Unfall oder die Panne innerhalb des Mitgliedstaats
des Gewihrleistenden ereignet haben muss, wenn der Begiinstigte Mitglied der
gewihrleistenden Einrichtung ist und die Pannenhilfe oder die Beforderung des
Fahrzeugs allein gegen Vorlage eines Mitgliederausweises ohne zusétzliche
Priamienzahlung von einer dhnlichen Einrichtung des betroffenen Landes auf

Grundlage einer Gegenseitigkeitsvereinbarung erbracht wird.*

c)  Absatz 3 wird gestrichen.
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4. Artikel 8 Nummer 3 wird gestrichen.
5. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a)  Nummer 7 Buchstabe b wird gestrichen.
b)  Die folgenden Nummern werden eingefiigt:

,»10a. ,kleines und nicht komplexes Unternehmen* ein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, auch ein firmeneigenes
Versicherungsunternehmen oder ein firmeneigenes
Riickversicherungsunternehmen, das die in Artikel 29a festgelegten
Bedingungen erfiillt und gemaf3 Artikel 29b als ein solches Unternehmen

eingestuft wurde;

10b. ,kleine und nicht komplexe Gruppe‘ eine Gruppe, die die in Artikel 213a
festgelegten Bedingungen erfiillt und von der fiir die Gruppenaufsicht
zustidndigen Behorde gemall Artikel 213a Absatz 2 als eine solche Gruppe

eingestuft wurde;

10c. ,Abschlusspriifer® einen Abschlusspriifer im Sinne von Artikel 2 Nummer 2

der Richtlinie 2006/43/EG des Europdischen Parlaments und des Rates”;

10d. ,Priifungsgesellschaft® eine Priifungsgesellschaft im Sinne von Artikel 2
Nummer 3 der Richtlinie 2006/43/EG;

Richtlinie 2006/43/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom

17. Mai 2006 iiber Abschlusspriifungen von Jahresabschliissen und
konsolidierten Abschliissen, zur Anderung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG des Rates und zur Authebung der Richtlinie 84/253/EWG des
Rates (ABI. L 157 vom 9.6.2006, S. 87).%
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c)  Die Nummern 15 und 16 erhalten folgende Fassung:

‘15.

16.

,Mutterunternehmen‘ ein Mutterunternehmen im Sinne von Artikel 22
Absitze 1 und 2 der Richtlinie 2013/34/EU des Europdischen Parlaments
und des Rates” oder ein Unternehmen, das die Aufsichtsbehérden gemil3
Artikel 212 Absatz 2 oder Artikel 214 Absatz 5 oder 6 der vorliegenden

Richtlinie als Mutterunternehmen betrachten;

,Tochterunternehmen* ein Tochterunternehmen im Sinne von Artikel 22
Absitze 1 und 2 der Richtlinie 2013/34/EU einschlieBlich seiner eigenen
Tochterunternehmen oder ein Unternehmen, das die Aufsichtsbehorden
nach Artikel 212 Absatz 2 oder Artikel 214 Absatz 5 oder 6 der

vorliegenden Richtlinie als Tochterunternehmen zu betrachten haben;

Richtlinie 2013/34/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2013 iber den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss
und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter
Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABI. L 182 vom
29.6.2013, S. 19).
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d)  Unter Nummer 18 werden die Worte ,,Artikel 1 der Richtlinie 83/349/EWG*
durch die Worte ,,Artikel 22 Absétze 1 und 2 der Richtlinie 2013/34/EU* ersetzt.

e)  Nummer 19 erhilt folgende Fassung:

,»19. ,gruppeninterne Transaktion‘ jede Transaktion, bei der sich ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen, ein
Drittlandsversicherungs- oder -riickversicherungsunternehmen, eine
Versicherungsholdinggesellschaft oder eine gemischte
Finanzholdinggesellschaft zur Erfiillung einer Verbindlichkeit direkt oder
indirekt auf andere Unternechmen innerhalb derselben Gruppe oder auf
mit den Unternehmen der Gruppe durch enge Verbindungen verbundene
natiirliche oder juristische Personen stiitzt, unabhingig davon, ob dies auf
vertraglicher oder nicht vertraglicher und auf entgeltlicher oder

unentgeltlicher Basis geschieht;*
f)  Nummer 22 wird wie folgt gedndert:

1) Unter Buchstabe a werden die Worte ,,Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der
Richtlinie 2004/39/EG* durch die Worte ,,Artikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der
Richtlinie 2014/65/EU des Européischen Parlaments und des Rates ersetzt”

¥ Richtlinie 2014/65/EU des Européischen Parlaments und des Rates
vom 15. Mai 2014 {iber Mérkte fiir Finanzinstrumente sowie zur
Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU
(ABL. L 173 vom 12.6.2014, S. 349).* ersetzt.

i1) Unter Buchstabe b Ziffer i werden die Worte ,,Richtlinie
2004/39/EG* durch die Worte ,,Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.
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g)

h)

Nummer 25 wird wie folgt gedndert:

1) Unter Buchstabe a werden die Worte ,,des Artikels 4 Absatz 1
Nummern 5 bzw. 21 der Richtlinie 2006/48/EG* durch die Worte ,,des
Artikels 4 Absatz 1 Nummern 1, 18 und 26 der Verordnung (EU)

Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates” ersetzt

¥ Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 {iber Aufsichtsanforderungen an
Kreditinstitute und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).“ ersetzt.

i)  Unter Buchstabe ¢ werden die Worte ,,Richtlinie 2004/39/EG* durch die
Worte ,,Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.

Nummer 27 wird wie folgt gedndert:
i)  Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer ii erhilt folgende Fassung:

»i1) ein Nettoumsatz im Sinne von Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie

2013/34/EU von 13 600 000 EUR;*

i1)  In Unterabsatz 2 werden die Worte ,,Richtlinie 83/349/EWG* durch die
Worte ,,Richtlinie 2013/34/EU* ersetzt.
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1) Folgende Nummern werden angefiigt:

41

42.

43.

44.

45.

,beaufsichtigtes Unternehmen* ein beaufsichtigtes Unternehmen im
Sinne von Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2002/87/EG oder eine
Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung im Sinne von Artikel 6
Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2016/2341;

,Kryptowert‘ einen Kryptowert im Sinne von Artikel 3 Absatz 1
Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europdiischen

Parlaments und des Rates”;

,Proportionalititsmafinahme‘ jede der in Artikel 35 Absatz 5a,

Artikel 41, Artikel 45 Absatz 1b, Artikel 45 Absatz 5, Artikel 45a
Absatz 5, Artikel 51 Absatz 6, Artikel 51a Absatz 1, Artikel 77 Absatz 8
und Artikel 144a Absatz 4 vorgesehene Mafinahme sowie jede in den
gemiif dieser Richtlinie erlassenen delegierten Rechtsakten
vorgesehene Mafinahme, die gemdf} Artikel 29c ausdriicklich auf

kleine und nicht komplexe Unternehmen anwendbar ist;

,Nachhaltigkeitsrisiko‘ ein Ereignis oder eine Bedingung in den
Bereichen Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung, dessen
beziehungsweise deren Eintreten tatsichlich oder potenziell negative
Auswirkungen auf den Wert der Investition oder auf den Wert der
Verbindlichkeit haben konnte;

,Nachhaltigkeitsfaktoren‘ Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von
Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung (EU) 2019/2088 des
Europiiischen Parlaments und des Rates™";

*%

Verordnung (EU) 2023/1114 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 31. Mai 2023 iiber Miirkte fiir Kryptowerte und zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU)

Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937
(ABI. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).

Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene

Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 317 vom
9.12.2019, S. 1).“
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6. In Artikel 18 Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,»1) angeben, ob in einem anderen Mitgliedstaat ein Antrag auf Zulassung fiir die
Aufnahme der Direktversicherungs- oder Riickversicherungstitigkeit oder fiir die
Aufnahme der Tatigkeit eines anderen beaufsichtigten Unternehmens oder
Versicherungsvertreibers abgelehnt oder zuriickgenommen wurde, und die Griinde

fiir die Ablehnung oder die Riicknahme nennen.*
7. In Artikel 23 Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefiigt:

) den Mitgliedstaaten, Drittlindern und, wenn die Zulassung fiir die Aufnahme und
Ausiibung der Versicherungs- oder Riickversicherungstitigkeit auf der Ebene
geografischer Gebiete innerhalb von Drittliindern erteilt wird, den relevanten
geografischen Gebieten dieser Drittlinder, in denen das betreffende Versicherungs-

oder Riickversicherungsunternehmen tétig werden will.*

8. In Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden die Worte ,,Richtlinie 2004/39/EG* durch die
Worte ,,Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.
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0. I Artikel 25 wird wie folgt gediindert:

a)

b)

Absatz 3 erhiilt folgende Fassung:

wEbenso ist ein gerichtlicher Rechtsbehelf fiir den Fall vorzusehen, dass die
Aufsichtsbehorden iiber den Zulassungsantrag innerhalb von sechs Monaten —
oder im Fall einer gemeinsamen Bewertung nach Artikel 26 Absatz 4 innerhalb

von acht Monaten — nach Antragseingang noch nicht entschieden haben. “
Folgender Absatz wird angefiigt:

,Jede Verweigerung einer Zulassung ist unter Angabe der Identitét des antragstellenden
Unternehmens und der Griinde fiir die Verweigerung der durch die Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 des Europiischen Parlaments und des Rates” errichteten Européischen
Aufsichtsbehorde (Europdische Aufsichtsbehorde fiir das Versicherungswesen und die
betriebliche Altersversorgung) (im Folgenden ,,EIOPA*) zu melden. Die EIOPA
unterhilt eine aktualisierte Datenbank mit derartigen Informationen und gewéhrt den
Aufsichtsbehdrden Zugang zu dieser Datenbank.

Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europédischen Parlaments und des Rates
vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europdischen Aufsichtsbehdrde
(Européische Aufsichtsbehorde fiir das Versicherungswesen und die
betriebliche Altersversorgung), zur Anderung des Beschlusses

Nr. 716/2009/EG und zur Authebung des Beschlusses 2009/79/EG der
Kommission (ABL. L 331 vom 15.12.2010, S. 48).
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10. In Artikel 25a werden die Worte ,,der durch die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des
Europiischen Parlaments und des Rates" errichteten Européischen Aufsichtsbehérde fiir
das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA)* durch die Worte
,,der EIOPA* ersetzt.

11. In Artikel 26 wird folgender Absatz angefiigt:

»(4) Miissen nach Absatz 1 mehrere Aufsichtsbehorden konsultiert werden, kann jede
betroffene Aufsichtsbehorde bei der Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats
des Unternehmens, das die Zulassung beantragt, innerhalb von einem Monat nach
Eingang darum ersuchen, dass der Zulassungsantrag gemeinsam bewertet wird. Die
Schlussfolgerungen der gemeinsamen Bewertung werden von der Aufsichtsbehorde
des Herkunftsmitgliedstaats des Unternehmens, das die Zulassung beantragt, bei

ithrer endgiiltigen Entscheidung berticksichtigt.*
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12. In Artikel 29 erhalten die Absétze 3 und 4 folgende Fassung:

»(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in dieser Richtlinie festgelegten

(4)

Anforderungen in einer Weise angewandt werden, die in angemessenem Verhéltnis
zu Art, Umfang und Komplexitit der Risiken steht, die mit der Tatigkeit eines
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens einhergehen, insbesondere in
Bezug auf Unternehmen, die als kleine und nicht komplexe Unternehmen

eingestuft sind.

Bei den von der Kommission erlassenen delegierten Rechtsakten sowie technischen
Regulierungsstandards und technischen Durchfiihrungsstandards wird der Grundsatz
der Proportionalitit beachtet und so die proportionale Anwendung dieser Richtlinie

insbesondere auf kleine und nicht komplexe Unternechmen sichergestellt. I

Mit den durch die EIOPA gemal3 den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)

Nr. 1094/2010 vorgelegten Entwiirfen technischer Regulierungsstandards, den
gemal Artikel 15 jener Verordnung vorgelegten Entwiirfen technischer
Durchfiihrungsstandards und den geméal Artikel 16 jener Verordnung
herausgegebenen Leitlinien und Empfehlungen wird die proportionale Anwendung
dieser Richtlinie insbesondere auf kleine und nicht komplexe Unternehmen

sichergestellt.
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(5) Die Kommission erginzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte

nach Artikel 301a, in denen Folgendes spezifiziert wird:

a) die in Artikel 29a Absatz 1 festgelegten Kriterien, einschlieflich des Ansatzes
fiir die Berechnung der in Buchstabe a Ziffer iv, Buchstabe b Ziffer v und

Buchstabe c Ziffer vii genannten Summe,

b)  die Methode, die zur Einstufung von Unternehmen als kleine und nicht

komplexe Unternehmen anzuwenden ist, und

¢) die Bedingungen zur Erteilung oder zum Entzug der aufsichtlichen
Genehmigung fiir Proportionalititsmafinahmen, die von Unternehmen, die
nicht als kleine und nicht komplexe Unternehmen nach Artikel 29d

eingestuft sind, anzuwenden sind. “
13. Folgende Artikel werden eingefiigt:
»Artikel 29a
Kriterien fiir die Ermittlung von kleinen und nicht komplexen Unternechmen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen nach dem in Artikel 29b
festgelegten Verfahren als kleine und nicht komplexe Unternehmen eingestuft
werden, wenn sie in den zwei aufeinanderfolgenden Geschiftsjahren unmittelbar vor

dieser Einstufung die folgenden Kriterien erfiillen:
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Bei Unternehmen, die Lebensversicherungstitigkeiten betreiben, und bei

Unternehmen, die sowohl Lebens- als auch Nichtlebensversicherungstitigkeiten

betreiben und deren versicherungstechnische Riickstellungen im Zusammenhang

mit der Lebensversicherungstitigkeit 20 % oder mehr der gesamten in Artikel 76

genannten versicherungstechnischen Riickstellungen ohne Abzug der

einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften ausmachen und deren jéhrlich verbuchte

Bruttoprdmieneinnahmen im Zusammenhang mit der

Nichtlebensversicherungstatigkeit weniger als 40 % der gesamten jéhrlich

verbuchten Bruttoprdmien ausmachen, miissen alle folgenden Kriterien erfiillt sein:

|
D

iii)

Das in Artikel 105 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a genannte
Untermodul Zinsrisiko darf nicht mehr als 5 % der in Artikel 76
genannten versicherungstechnischen Riickstellungen ohne Abzug der
einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften betragen;

die jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen aus Geschiften, die
in anderen Mitgliedstaaten als dem Herkunftsmitgliedstaat, in dem das
Unternehmen nach Artikel 14 seine Zulassung erhalten hat, gezeichnet

werden, sind niedriger als einer der folgenden Schwellenwerte:
1. 20000000 EUR;
2. 10 % der gesamten jdhrlich verbuchten Bruttopramieneinnahmen;

die in Artikel 76 genannten versicherungstechnischen Riickstellungen im
Zusammenhang mit der Lebensversicherungstitigkeit ohne Abzug der
einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften diirfen 1 000 000 000 EUR nicht {ibersteigen;
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vi)

die Summe der folgenden Betriige darf 20 % der Gesamtinvestitionen

nicht iibersteigen:
1. das in Artikel 105 Absatz 5 genannte Marktrisikomodul;

2. der Teil des in Artikel 105 Absatz 6 genannten
Gegenparteiausfallrisikomoduls, der Risikopositionen aus
Verbriefungen, Derivaten, Forderungen gegeniiber Vermittlern
und sonstigen Anlagevermaogenswerten entspricht, die nicht vom

Untermodul fiir das Spread-Risiko abgedeckt werden;

3. alle Kapitalanforderungen, die fiir Investitionen in immaterielle
Vermaogenswerte gelten, die nicht durch das Marktrisikomodul

und das Gegenparteiausfallrisikomodul abgedeckt werden;

die von dem Unternehmen iibernommene Riickversicherung darf 50 %
seiner gesamten jihrlich verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen nicht

iibersteigen;

die Solvenzkapitalanforderung wird erfiillt.
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b)

Bei Unternehmen, die Nichtlebensversicherungstiitigkeiten betreiben, und bei
Unternehmen, die sowohl Lebens- als auch
Nichtlebensversicherungstitigkeiten betreiben und deren jahrlich verbuchte
Bruttoprdmieneinnahmen im Zusammenhang mit der
Nichtlebensversicherungstatigkeit 40 % oder mehr der gesamten jéhrlich
verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen ausmachen und deren
versicherungstechnische Riickstellungen im Zusammenhang mit der
Lebensversicherungstitigkeit weniger als 20 % der gesamten in Artikel 76
genannten versicherungstechnischen Riickstellungen ohne Abzug der
einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften ausmachen, miissen alle folgenden Kriterien erfiillt sein:

1) die durchschnittliche Schaden-Kosten-Quote (Combined Ratio) fiir
Nichtlebensversicherungstitigkeiten abziiglich des in der
Riickversicherung gegebenen Anteils wihrend der letzten drei Jahre

muss weniger als 100 % betragen;

i1)  die jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen aus Geschiften, die
in anderen Mitgliedstaaten als dem Herkunftsmitgliedstaat, in dem das
Unternehmen nach Artikel 14 seine Zulassung erhalten hat, gezeichnet

werden, sind niedriger als einer der folgenden Schwellenwerte:
1. 20000000 EUR;
2. 10 % der gesamten jédhrlich verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen;

i11)  die jéhrlich verbuchten Bruttopramieneinnahmen aus
Nichtlebensversicherungstitigkeiten diirfen 100 000 000 EUR nicht

iibersteigen;

iv)  die Summe der jéhrlich verbuchten Bruttoprdmien in den Zweigen 5
bis 7, 11, 12, 14 und 15 in Anhang I Teil A darf 30 % der gesamten
jahrlich verbuchten Pramien im Zusammenhang mit dem

Nichtlebensversicherungsgeschift nicht libersteigen;
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Vi)

vii)

die Summe der folgenden Betriige darf 20 % der Gesamtinvestitionen

nicht iibersteigen:
1. das in Artikel 105 Absatz 5 genannte Marktrisikomodul;

2. der Teil des in Artikel 105 Absatz 6 genannten
Gegenparteiausfallrisikomoduls, der Risikopositionen aus
Verbriefungen, Derivaten, Forderungen gegeniiber Vermittlern
und sonstigen Anlagevermdogenswerten entspricht, die nicht vom

Untermodul fiir das Spread-Risiko abgedeckt werden;

3. alle Kapitalanforderungen, die fiir Investitionen in immaterielle
Vermaogenswerte gelten, die nicht durch das Marktrisikomodul

und das Gegenparteiausfallrisikomodul abgedeckt werden;

die von dem Unternehmen iibernommene Riickversicherung darf 50 %
seiner gesamten jihrlich verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen nicht

iibersteigen;

die Solvenzkapitalanforderung wird erfiillt.
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Bei Unternehmen, die sowohl Lebens- als auch Nichtlebensversicherungstétigkeiten
betreiben und deren versicherungstechnische Riickstellungen im
Zusammenhang mit der Lebensversicherungstitigkeit 20 % oder mehr der
gesamten in Artikel 76 genannten versicherungstechnischen Riickstellungen
ohne Abzug der einforderbaren Betrige aus Riickversicherungsvertragen und
von Zweckgesellschaften ausmachen und deren jahrlich verbuchte
Bruttopramieneinnahmen im Zusammenhang mit der
Nichtlebensversicherungstatigkeit 40 % oder mehr der gesamten jéhrlich
verbuchten Bruttoprdmien ausmachen, miissen alle folgenden Kriterien erfiillt

sein: ||

1)  Das in Artikel 105 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a genannte
Untermodul Zinsrisiko darf nicht mehr als 5 % der in Artikel 76
genannten versicherungstechnischen Riickstellungen ohne Abzug der
einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften betragen;

i1)  die durchschnittliche Schaden-Kosten-Quote (Combined Ratio) fiir
Nichtlebensversicherungstitigkeiten abziiglich des in der
Riickversicherung gegebenen Anteils wihrend der letzten drei Jahre

muss weniger als 100 % betragen;
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iii)

vi)

die in Artikel 76 genannten versicherungstechnischen Riickstellungen im
Zusammenhang mit der Lebensversicherungstitigkeit ohne Abzug der
einforderbaren Betrdge aus Riickversicherungsvertragen und von

Zweckgesellschaften diirfen 1 000 000 000 EUR nicht iibersteigen;

die jahrlich verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen aus
Nichtlebensversicherungstitigkeiten diirfen 100 000 000 EUR nicht

tibersteigen;

die jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen aus Geschiften, die
in anderen Mitgliedstaaten als dem Herkunftsmitgliedstaat, in dem das
Unternehmen nach Artikel 14 seine Zulassung erhalten hat, gezeichnet

werden, sind niedriger als einer der folgenden Schwellenwerte:
1. 20000000 EUR;
2. 10 % der gesamten jdhrlich verbuchten Bruttopramieneinnahmen;

die Summe der jihrlich verbuchten Bruttoprdmien in den Zweigen §
bis 7, 11, 12, 14 und 15 in Anhang I Teil A darf 30 % der gesamten
jéhrlich verbuchten Primien im Zusammenhang mit dem

Nichtlebensversicherungsgeschift nicht tibersteigen;
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vil) die Summe der folgenden Betrige darf 20 % der Gesamtinvestitionen

nicht iibersteigen:
1. das in Artikel 105 Absatz 5 genannte Marktrisikomodul;

2. der Teil des in Artikel 105 Absatz 6 genannten
Gegenparteiausfallrisikomoduls, der Risikopositionen aus
Verbriefungen, Derivaten, Forderungen gegeniiber Vermittlern
und sonstigen Anlagevermdogenswerten entspricht, die nicht vom

Untermodul fiir das Spread-Risiko abgedeckt werden;

3. alle Kapitalanforderungen, die fiir Investitionen in immaterielle
Vermaogenswerte gelten, die nicht durch das Marktrisikomodul

und das Gegenparteiausfallrisikomodul abgedeckt werden;

viii) die von dem Unternehmen tibernommene Riickversicherung darf 50 %
seiner gesamten jihrlich verbuchten Bruttoprdmieneinnahmen nicht

iibersteigen; I

ix) die Solvenzkapitalanforderung wird erfiillt.

Die unter Unterabsatz 1 Buchstabe a Ziffern ii und v, Buchstabe b Ziffern ii und vi

und Buchstabe c Ziffern v und viii festgelegten Kriterien gelten nicht fiir

firmeneigene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen.
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Abweichend von Unterabsatz 1 werden firmeneigene Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen auch als kleine und nicht komplexe
Unternehmen eingestuft, wenn sie die in Unterabsatz 1 festgelegten Kriterien nicht

erfiillen, sofern sie die beiden folgenden Kriterien erfiillen:

a) Aufdie Versicherten und Begiinstigten trifft eine der folgenden Aussagen

u:

i)  Sie sind juristische Personen innerhalb der Gruppe, der das
firmeneigene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen

angehort;

ii)  sie sind natiirliche Personen, die im Rahmen der
Versicherungsvertriige dieser Gruppe Anspruch auf
Versicherungsschutz haben, sofern die Geschiifte mit diesen
natiirlichen Personen unter einer Schwelle von 5 % der

versicherungstechnischen Riickstellungen bleiben;

b)  die Versicherungsverpflichtungen und die Versicherungsvertrége, die den
Riickversicherungsverpflichtungen des firmeneigenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens zugrunde liegen, bestehen nicht aus einer

Pflichthafipflichtversicherung.

2. Bei Unternehmen, die innerhalb der letzten zwei Geschiftsjahre eine Zulassung nach
Artikel 14 erhalten haben, oder bei Unternehmen, die innerhalb der letzten 12
Monate eine Zulassung erhalten haben, wird die Einhaltung der in Absatz 1 des
vorliegenden Artikels festgelegten Kriterien in Bezug auf das letzte Geschiftsjahr
vor der Einstufung bzw. in Bezug auf den in Artikel 23 genannten Titigkeitsplan

bewertet.
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3. Die folgenden Unternehmen werden niemals als kleine und nicht komplexe

Unternehmen eingestuft: I

a)  Unternehmen, die entsprechend den in Kapitel VI Abschnitt 4 Unterabschnitt 3
festgelegten Anforderungen an interne Voll- und Partialmodelle die
Solvenzkapitalanforderung mit einem genehmigten internen Voll- oder

Partialmodell berechnen;

b)  Unternehmen, die Mutterunternehmen eines Finanzkonglomerats im Sinne
von Artikel 2 Nummer 14 der Richtlinie 2002/87/EG oder einer Gruppe im
Sinne von Artikel 212 der vorliegenden Richtlinie sind, die nach Artikel 213
Absatz 2 Buchstabe a oder b der vorliegenden Richtlinie der Gruppenaufsicht
unterliegt, es sei denn, die Gruppe ist als kleine und nicht komplexe Gruppe

eingestuft;

c) Unternehmen, die Mutterunternehmen eines in Artikel 228 Absatz 1

Buchstaben a bis e genannten Unternehmens sind;

d)  Unternehmen, die im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b Ziffern iii
und iv Pensionsfonds von Gruppen verwalten, wenn der Wert der
Vermogenswerte der Pensionsfonds von Gruppen 1 000 000 000 EUR

iibersteigt.
Artikel 29b
Einstufungsverfahren fiir Unternehmen, die die Kriterien erfiillen

1.  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die die in Artikel 29a
genannten Kriterien erfiillen, die Moglichkeit haben, der Aufsichtsbehorde die
Erfiillung der Kriterien anzuzeigen, um als kleines und nicht komplexes

Unternehmen eingestuft zu werden.
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2. Diein Absatz 1 dieses Artikels genannte Anzeige wird von dem Unternehmen an die
Aufsichtsbehorde desjenigen Mitgliedstaats gerichtet, der die in Artikel 14 genannte
vorherige Zulassung erteilt hat. Die Anzeige muss alles Folgende enthalten:

a)  den Nachweis, dass alle in Artikel 29a festgelegten Kriterien, die fiir dieses
Unternehmen gelten, erfiillt sind;
b)  seine Erklirung, wonach das Unternehmen keine strategischen Anderungen
plant, die dazu fithren wiirden, dass eines der in Artikel 29a festgelegten
Kriterien innerhalb der nidchsten drei Jahren nicht mehr erfiillt wird;
c) eine Angabe der Proportionalititsmainahmen, die das Unternehmen
anzuwenden gedenkt, insbesondere Angaben dazu, ob die Vereinfachung in
Bezug auf den besten Schitzwert genutzt werden soll und ob das Unternehmen
die Absicht hat, die vereinfachte Methode zur Berechnung der
versicherungstechnischen Riickstellungen nach Artikel 77 Absatz 8
anzuwenden.
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3. Die Aufsichtsbehdrde kann die Einstufung als kleines und nicht komplexes
Unternehmen innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der in Absatz 1 genannten

volistindigen Anzeige ausschlieBlich aus einem der folgenden Griinde ablehnen:
a)  Nichterfiillung der Kriterien gemdify Artikel 29a;

b)  Nichterfiillung der Solvenzkapitalanforderung, wobei fiir deren Bewertung
die Anwendung einer der Ubergangsmafinahmen nach Artikel 77a Absatz 2,
Artikel 308c, Artikel 308d oder gegebenenfalls Artikel 111 Absatzg 1

Unterabsatz 2 aufler Betracht bleibt;

¢)  das Unternehmen reprisentiert entsprechend Artikel 35a Absatz 1
Unterabsatz 2 mehr als 5 % des Lebensversicherungsmarktes oder
gegebenenfalls des Nichtlebensversicherungsmarktes des
Herkunftsmitgliedstaats des Unternehmens in Einklang mit Artikel 35a
Absatz 1 Unterabsatz 2.

4.  Eine Entscheidung der Aufsichtsbehérde, die Einstufung als kleines und nicht
komplexes Unternehmen abzulehnen, ist hinreichend zu begriinden und dem

betreffenden Unternehmen schriftlich bekanntzugeben.

Liegt keine solche Entscheidung vor, so wird das Unternehmen nach Ablauf der in
Absatz 3 genannten zweimonatigen Frist als kleines und nicht komplexes

Unternehmen eingestufft.

Hat die Aufsichtsbehorde bereits vor Ablauf der in Absatz 3 genannten
zweimonatigen Frist die Erfiillung der Kriterien in einer Entscheidung bestiitigt,
so wird das Unternehmen ab dem Datum dieses Beschlusses als kleines und nicht

komplexes Unternehmen eingestuft.
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Bei Antrégen, die innerhalb der ersten sechs Monate nach dem ... [Datum des
Geltungsbeginns dieser Anderungsrichtlinie] bei den Aufsichtsbehdrden eingehen,

wird die in Absatz 3 genannte Frist auf vier Monate verléngert.

Ein Unternehmen wird so lange als kleines und nicht komplexes Unternehmen

eingestuft, wie die Einstufung gemal3 diesem Absatz nicht endet.

Erfiillt ein kleines und nicht komplexes Unternehmen eines der in Artikel 29a
Absatz 1 festgelegten Kriterien nicht mehr, so teilt es dies der Aufsichtsbehorde
unverziiglich mit. Besteht diese Nichterfiillung iiber zwei aufeinanderfolgende Jahre
hinweg ununterbrochen fort, so teilt das Unternehmen dies der Aufsichtsbehorde mit
und wird ab dem folgenden Geschiftsjahr nicht mehr als kleines und nicht

komplexes Unternehmen eingestuft.

Erfiillt ein Unternehmen, das als kleines und nicht komplexes Unternehmen
eingestuft wurde, eines der in Artikel 29a Absatz 3 festgelegten Ausschlusskriterien,
so teilt das Unternehmen dies der Aufsichtsbehdrde unverziiglich mit und wird ab
dem folgenden Geschiftsjahr nicht mehr als kleines und nicht komplexes

Unternehmen eingestutft.
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Artikel 29¢

Anwendung von ProportionalititsmaBnahmen durch Unternehmen, die als kleine und

nicht komplexe Unternehmen eingestuft sind

1.  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die als kleine und nicht
komplexe Unternehmen eingestuft sind, I alle I ProportionalitditsmaBnahmen

anwenden dirfen.

2. Hat die Aufsichtsbehorde ernsthafte Bedenken hinsichtlich des Risikoprofils eines
kleinen und nicht komplexen Unternchmens, so kann sie abweichend von Absatz 1
das betreffende Unternehmen schriftlich auffordern, von der Anwendung einer oder
mehrerer Proportionalititsmalnahmen abzusehen, sofern die Aufforderung unter
Angabe der spezifischen Bedenken hinsichtlich des Risikoprofils des
Unternehmens gebiihrend gerechtfertigt wird. Ernsthafte Bedenken liegen vor,

wenn

a) die Solvenzkapitalanforderung nicht mehr erfiillt ist oder die Gefahr besteht,
dass dieser Fall innerhalb der folgenden drei Monate eintritt, wobei fiir
deren Bewertung die Anwendung einer der Ubergangsmafinahmen nach
Artikel 77a Absatz 2, Artikel 308c, Artikel 308d oder gegebenenfalls
Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 2 aufier Betracht bleibt,

b)  die Funktionsweise des Governance-Systems des Unternehmens nicht im

Sinne von Artikel 41 wirksam ist oder

¢)  wesentliche Verinderungen im Risikoprofil des Unternehmens zu einer
erheblichen Nichterfiillung eines der in Artikel 29a Absatz 1 festgelegten

Kriterien fiihren kénnten.
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Artikel 29d

Anwendung von Proportionalititsmanahmen durch Unternehmen, die nicht als kleine und

nicht komplexe Unternehmen eingestuft sind

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die nicht als kleine und nicht komplexe
Unternehmen eingestuft sind, vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die
Aufsichtsbehorde nur die in Artikel 35 Absatz 5a, Artikel 41, Artikel 45 Absatz 1b,
Artikel 45 Absatz 5, Artikel 77 Absatz 8 und Artikel 144a Absatz 4 vorgesehenen
Proportionalititsma3nahmen sowie die in den gemil3 dieser Richtlinie erlassenen
delegierten Rechtsakten vorgesehenen Proportionalitdtsma3nahmen anwenden
diirfen, die sowohl gemdifp Artikel 29c¢ ausdriicklich auf kleine und nicht komplexe
Unternehmen anwendbar sind als auch fiir die Zwecke des vorliegenden Artikels

ermittelt werden. I

Das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen richtet einen schriftlichen
Antrag auf Genehmigung an die Aufsichtsbehorde. Dieser Antrag muss Folgendes

enthalten:

a)  eine Liste der Proportionalititsma3nahmen, die angewandt werden sollen, und
die Griinde, warum ihre Anwendung angesichts der Art, des Umfangs und der
Komplexitit der mit der Geschiftstatigkeit des Unternehmens verbundenen

Risiken gerechtfertigt ist;

b) alle sonstigen wesentlichen Informationen iiber das Risikoprofil des

Unternehmens;

c) eine Erkldrung, wonach das Unternehmen keine strategischen Anderungen
plant, die sich innerhalb der nichsten drei Jahre auf das Risikoprofil des

Unternehmens auswirken wiirden.
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(2) Innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt des in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten
Antrags bewertet die Aufsichtsbehdrde den Antrag und teilt dem Unternehmen mit,
ob er genehmigt oder abgelehnt wurde und welche Proportionalitditsmainahmen
genehmigt wurden. Genehmigt die Aufsichtsbehdrde die Anwendung von
ProportionalititsmaBnahmen unter bestimmten Auflagen oder Bedingungen, muss
die Genehmigungsentscheidung die Griinde fiir diese Auflagen und Bedingungen
enthalten. Eine Entscheidung der Aufsichtsbehorde, die Anwendung einer oder
mehrerer im Antrag aufgefiihrter ProportionalitdtsmaBnahmen abzulehnen, muss
schriftlich unter Angabe der Griinde fiir die Entscheidung der Aufsichtsbehorde
mitgeteilt werden. Diese Griinde miissen mit dem Risikoprofil des Unternehmens

zusammenhéngen.

(3) Die Aufsichtsbehdrde kann alle weiteren Informationen anfordern, die nétig sind, um
die in Absatz 2 genannte Bewertung abzuschlieen. Die in Absatz 2 genannte Frist
wird fiir den Zeitraum zwischen dem Zeitpunkt, zu dem die Aufsichtsbehorden die
Informationen zum ersten Mal anfordern, und dem Zeitpunkt, zu dem die
entsprechende Antwort des betroffenen Unternehmens eingeht, gechemmt. Weitere

Nachfragen der Aufsichtsbehdrde bewirken keine Hemmung der Bewertungsfrist.

(4) Bei Antrdgen, die vor dem ... [sechs Monate nach dem Tag des Geltungsbeginns
dieser Anderungsrichtlinie] bei den Aufsichtsbehdrden eingehen, betrigt die in

Absatz 2 genannte Frist vier Monate.

(5) Die Genehmigung zur Anwendung von ProportionalititsmaBnahmen kann jederzeit
gedndert oder entzogen werden, wenn sich das Risikoprofil des Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens verindert hat. In jeder Entscheidung der
Aufsichtsbehorde, diese Genehmigung zu d@ndern oder zu entziehen, sind die Griinde
dafiir anzugeben und die Entscheidung ist dem betroffenen Unternehmen schriftlich

mitzuteilen.
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Artikel 29e

Uberwachung der Anwendung von ProportionalititsmaBnahmen

(D

)

€)

Innerhalb eines Jahres nach ihrer Einstufung als kleine und nicht komplexe
Unternehmen iibermitteln Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
ihren Aufsichtsbehdrden im Rahmen der in Artikel 35 genannten Informationen, die
fiir Aufsichtszwecke beizubringen sind, Informationen {iber die angewandten
Proportionalititsmalnahmen. Beabsichtigen diese Unternehmen, die Liste der
anzuwendenden Proportionalititsmaffnahmen zu dndern, so teilen sie dies ihren

Aufsichtsbehorden unverziiglich mit.

Beschliefien Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
Proportionalititsmafinahmen gemdf} Artikel 29d anwenden, die Anwendung
solcher Mafinahmen einzustellen, so setzen sie ihre Aufsichtsbehorden davon in

Kenntnis.

Wenden Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zum ... [Datum des
Inkrafttretens dieser Anderungsrichtlinie] ProportionalititsmaBnahmen an, die einer
bestehenden Mafinahme im Rahmen der vorliegenden Richtlinie entsprechen, so
konnen sie diese Maflnahmen fiir einen Zeitraum von hochstens vier Geschéftsjahren
weiter anwenden, ohne die in den Artikeln 29b, 29c und 29d festgelegten

Anforderungen anzuwenden.

14. Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhélt folgende Fassung:

»Die Finanzaufsicht nach Absatz 1 umfasst fiir die gesamte Geschiftstitigkeit des

Versicherungs- und des Riickversicherungsunternehmens die Uberpriifung seines

Governance-Systems, seiner Solvabilitit, der Bildung versicherungstechnischer

Riickstellungen, seiner Vermogenswerte und der anrechnungsfahigen Eigenmittel gemif3

den in dem Herkunftsmitgliedstaat aufgrund der auf Unionsebene erlassenen Vorschriften

festgelegten Regelungen oder befolgten Praktiken.*
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15. Artikel 35 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 1 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten schreiben den Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen unter Bertlicksichtigung der in den Artikeln 27

und 28 festgelegten Ziele der Beaufsichtigung und der in Artikel 29 festgelegten
allgemeinen Grundsitze der Beaufsichtigung, inshesondere des Grundsatzes der
Proportionalitiit, vor, den Aufsichtsbehorden die Angaben zu iibermitteln, die fiir die

Zwecke der Beaufsichtigung erforderlich sind.*
b)  Folgender Absatz wird eingefligt:

,»(5a) Unter Berticksichtigung der nach den Absétzen 1, 2 und 3 vorgeschriebenen
Angaben und der in Absatz 4 festgelegten Grundsétze stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen den Aufsichtsbehdrden einen regelméfBigen
aufsichtlichen Bericht vorlegen, der Informationen iiber die Geschéftstatigkeit
und die Leistung des Unternehmens, das Governance-System, das Risikoprofil,
die Bewertung fiir Solvabilititszwecke und das Kapitalmanagement im

Berichtszeitraums enthilt. I
Der regelméBige aufsichtliche Bericht ist in folgenden Intervallen vorzulegen:

a)  von kleinen und nicht komplexen Unternehmen alle drei Jahre oder,

sofern die Aufsichtsbehorde dies gestattet, bis zu alle fiinf Jahre;
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b)  von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die keine

kleinen und nicht komplexen Unternehmen sind, || alle drei Jahre. ||

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 2 Buchstabe b kann eine Aufsichtsbehorde,
wenn sie dies fiir notwendig erachtet, von beaufsichtigten Unternehmen

verlangen, die Berichte in kiirzeren Intervallen vorzulegen. “
c) Die Absitze 6, 7 und 8 werden gestrichen.
d)  Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

»(9) Die Kommission ergidnzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter

Rechtsakte nach Artikel 301a, in denen Folgendes spezifiziert wird:
a) diein den Absitzen 1 bis 4 dieses Artikels genannten Informationen;

b)  die Kriterien fiir die beschrinkte aufsichtliche Berichterstattung von
firmeneigenen Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
unter Beriicksichtigung von Art, Umfang und Komplexitiit der Risiken
dieser spezifischen Arten von Unternehmen, um die Konvergenz der
aufsichtlichen Berichterstattung in angemessenem Umfang

sicherzustellen.

14167/24 sf/AKA/fF 94
ANLAGE GIP.INST DE



Absatz 10 Unterabsatz 1 erhélt folgende Fassung:

,Um einheitliche Bedingungen fiir die Anwendung dieses Artikels zu gewéhrleisten,
erarbeitet die EIOPA Entwlirfe technischer Durchfiithrungsstandards fiir die
regelmaBige aufsichtliche Berichterstattung im Hinblick auf die Meldebdgen fiir die
Ubermittlung der in den Absitzen 1 und 2 genannten Informationen an die
Aufsichtsbehorden, wobei auch die risikobasierten Schwellenwerte, die
gegebenenfalls Meldepflichten auslosen, oder etwaige Freistellungen in Bezug auf
spezifische Informationen fiir bestimmte Arten von Unternehmen wie firmeneigene
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen unter Berticksichtigung von Art,
Umfang und Komplexitét der Risiken spezifischer Arten von Unternehmen festgelegt
werden. Die EIOPA entwickelt Informationstechnologielosungen (IT-Losungen),
einschliefilich Meldebogen und Erliuterungen, fiir die in den Absdtzen 1 und 2

genannte Berichterstattung. “

f)  Absatz 11 wird gestrichen.
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g)  Folgender Absatz 12 wird angefiigt:

,,(12) Bis zum ... [zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Anderungsrichtlinie] legt
die EIOPA der Kommission einen Bericht {iber mogliche Mafinahmen,
einschlieBlich Gesetzesdnderungen, vor, zur Entwicklung einer integrierten

Datenerhebung mit dem Ziel,

a)  die Bereiche, in denen es zu einer Duplizierung oder zu Inkonsistenzen
zwischen den Rahmenwerken fiir die Berichterstattung des
Versicherungssektors und anderer Sektoren der Finanzwirtschaft kommt,

zu reduzieren, I

b)  die Standardisierung von Daten und die effiziente Weitergabe und
Nutzung von Daten, die in einem der Berichterstattungsrahmen der
Union bereits gemeldet wurden, durch die relevanten Behorden der
Union oder die relevanten nationalen zustdndigen Behorden zu

verbessern und
¢) die Kosten fiir die Einhaltung zu reduzieren.

Die EIOPA rdumt den Informationen, die die Bereiche Organismen fiir
gemeinsame Anlagen und Berichterstattung liber Derivate betreffen, Vorrang

ein, beschrinkt sich jedoch nicht darauf.

Bei der Ausarbeitung des in Unterabsatz 1 genannten Berichts arbeitet die
EIOPA eng mit den anderen Européischen Finanzaufsichtsbehdrden und der
Europdischen Zentralbank (EZB) zusammen und bezieht gegebenenfalls die

zustandigen nationalen Behorden ein.*
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16. Folgende Artikel werden eingefiigt:
»Artikel 35a

Von den Aufsichtsbehdrden gewihrte Freistellungen und Beschrankungen bei der

quantitativen regelméfBigen aufsichtlichen Berichterstattung

(1) Sind die in Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i genannten zuvor festgelegten
Intervalle kiirzer als ein Jahr, konnen die betroffenen Aufsichtsbehorden die
regelmiBige aufsichtliche Berichterstattung unbeschadet des Artikels 129 Absatz 4

beschrinken, wenn

a)  die Ubermittlung dieser Informationen in Bezug auf Art, Umfang und
Komplexitit der mit der Geschéftstitigkeit des Unternehmens verbundenen

Risiken unverhiltnisméfBig wére,
b)  die Informationen mindestens einmal pro Jahr gemeldet werden.

Diese Beschrinkung der regelméfigen aufsichtlichen Berichterstattung wird nur
Unternehmen gewihrt, die gemeinsam nicht mehr als 20 % des
Lebensversicherungsmarktes und -riickversicherungsmarktes und des
Nichtlebensversicherungsmarktes und -riickversicherungsmarktes eines
Mitgliedstaats reprasentieren, wobei der Anteil am Lebensversicherungsmarkt auf
den versicherungstechnischen Bruttoriickstellungen und der Anteil am

Nichtlebensversicherungsmarkt auf den verbuchten Bruttopramien beruht.

Wenn ermittelt wird, welche Unternehmen fiir diese Beschridnkungen in Frage
kommen, rdumen die Aufsichtsbehorden kleinen und nicht komplexen Unternehmen

Vorrang ein.
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(2) Die betroffenen Aufsichtsbehdrden konnen die regelméBige aufsichtliche
Berichterstattung beschrinken oder Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen von der Einzelpostenberichterstattung freistellen,

wenn

a)  die Ubermittlung dieser Informationen in Bezug auf Art, Umfang und
Komplexitit der mit der Geschéftstatigkeit des Unternehmens verbundenen

Risiken unverhiltnisméBig wére,

b)  die Ubermittlung dieser Informationen fiir die wirksame Beaufsichtigung des

Unternehmens nicht erforderlich ist,

c) die Freistellung nicht die Stabilitdt der betroffenen Finanzsysteme in der Union

untergrébt und

d)  das Unternehmen in der Lage ist, die Informationen auf Verlangen zur

Verfiigung zu stellen.

Die Freistellung von der Einzelpostenberichterstattung wird nur Unternehmen
gewihrt, die gemeinsam nicht mehr als 20 % des Lebensversicherungsmarktes- und -
riickversicherungsmarktes und des Nichtlebensversicherungsmarktes

und -riickversicherungsmarktes eines Mitgliedstaats ausmachen, wobei der Anteil am
Lebensversicherungsmarkt auf den versicherungstechnischen Bruttoriickstellungen
und der Anteil am Nichtlebensversicherungsmarkt auf den verbuchten Bruttopramien

beruht.

Wenn ermittelt wird, welche Unternehmen fiir diese Beschrinkungen oder
Freistellungen in Frage kommen, rdumen die Aufsichtsbehdrden kleinen und nicht

komplexen Unternehmen Vorrang ein.
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€)

Firmeneigene Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen werden von der
regelméBigen aufsichtlichen Einzelpostenberichterstattung freigestellt, wenn die in
Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer 1 genannten zuvor festgelegten Intervalle
kiirzer sind als ein Jahr, sofern die Unternehmen die beiden folgenden Bedingungen

erfiillen:
a)  Auf die Versicherten und Begiinstigten trifft eine der folgenden Aussagen zu:

1) Sie sind juristische Personen innerhalb der Gruppe, der das firmeneigene
Versicherungsunternehmen oder das firmeneigene

Riickversicherungsunternechmen angehort;

i1)  sie sind natiirliche Personen, die im Rahmen der Versicherungsvertrige
dieser Gruppe versichert werden konnen, sofern die Geschéfte mit diesen
natiirlichen Personen unter einer Schwelle von 5 % der

versicherungstechnischen Riickstellungen bleiben;

b)  die Versicherungsverpflichtungen des firmeneigenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternechmen und die Versicherungsvertrige, die den
Riickversicherungsverpflichtungen des firmeneigenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens zugrunde liegen, diirfen nicht aus einer

Pflichthaftpflichtversicherung bestehen.
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(4) Fiir die Zwecke der Absétze 1 und 2 dieses Artikels bewerten die Aufsichtsbehorden
im Rahmen des aufsichtlichen Uberpriifungsverfahren bei Unternehmen, die als
kleine und nicht komplexe Unternehmen eingestuft sind, ob die Ubermittlung der
Informationen in Bezug auf Art, Umfang und Komplexitét der Risiken des
Unternehmens unverhiltnismaBig wére, wobei sie mindestens Folgendes

berticksichtigen:
a)  die Marktrisiken, die durch die Investitionen des Unternehmens entstehen;
b)  die Hohe der Risikokonzentrationen;

c) die potenziellen Auswirkungen der Verwaltung der Vermogenswerte des

Unternehmens auf die Finanzstabilitit;

d)  die Systeme und Strukturen des Unternehmens fiir die Ubermittlung von
Informationen zu Aufsichtszwecken und die in Artikel 35 Absatz 5 genannten

schriftlich festgelegten Leitlinien.
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(5) Fiir die Zwecke der Absdtze 1 und 2 bewerten die Aufsichtsbehdrden im Rahmen des
aufsichtlichen Uberpriifungsverfahren bei Unternehmen, die nicht als kleine und
nicht komplexe Unternehmen eingestuft sind, ob die Ubermittlung der Informationen
in Bezug auf Art, Umfang und Komplexitét der Risiken des Unternehmens
unverhiltnismalig wire, wobei sie mindestens Absatz 4 Buchstaben a bis d sowie
Folgendes beriicksichtigen:

a)  das Volumen der Prdmien, versicherungstechnischen Riickstellungen und
Vermogenswerte des Unternehmens;
b)  die Volatilitdt der durch das Unternehmen abgedeckten
Versicherungsleistungen;
c) die Gesamtzahl der Versicherungszweige in Bezug auf Lebensversicherungen
und Nichtlebensversicherungen, fiir die eine Zulassung erteilt wurde;
d) die Angemessenheit des Governance-Systems des Unternehmens;
e) die Hohe der Eigenmittel zur Bedeckung der Solvenzkapitalanforderung und
der Mindestkapitalanforderung;
f)  ob es sich bei dem Unternehmen um ein firmeneigenes Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen handelt, das nur Risiken abdeckt, die mit der
Industrie- oder Handelsgruppe verbunden sind, der es angehort.
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(6) Um die kohdrente und einheitliche Anwendung der Absétze 1 bis 5 sicherzustellen,
gibt die EIOPA gemal Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 Leitlinien

heraus, in denen Folgendes niher bestimmt wird:

a)  die Methoden zur Bestimmung der in Absatz 1 Unterabsatz 2 und Absatz 2

Unterabsatz 2 dieses Artikels genannten Marktanteile;

b)  das Verfahren, nach dem die Aufsichtsbehdrden die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen iiber eine der in diesem Artikel genannten

Beschriankungen oder Freistellungen zu unterrichten haben.
Artikel 35b
Berichterstattungsfristen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die in Artikel 35 Absitze 1 bis 4 genannten
Informationen in jdhrlichen oder ldngeren Intervallen innerhalb von 16 Wochen nach

dem Geschiéftsjahresende des Unternehmens an die Aufsichtsbehdrden iibermitteln.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die in Artikel 35 Absétze 1 bis 4 genannten
Informationen in vierteljéhrlichen Intervallen innerhalb von fiinf Wochen nach dem

jeweiligen Quartalsende an die Aufsichtsbehdrden iibermitteln.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen den in Artikel 35 Absatz 5a genannten regelméfigen
aufsichtlichen Bericht innerhalb von 18 Wochen nach Geschiftsjahresende des

Unternehmens an die Aufsichtsbehorden tibermitteln.

17. Artikel 36 Absatz 2 Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

,»a) des Governance-Systems, einschlieBlich der Anforderungen an die fachliche
Qualifikation und die personliche Zuverldssigkeit im Sinne von Artikel 42, sowie der
unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilititsbeurteilung im Sinne von Kapitel IV

Abschnitt 2;*
18. Artikel 37 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,»€) das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen eine der in den
Artikeln 308c und 308d genannten UbergangsmafBnahmen anwendet und alle

folgenden Bedingungen erfiillt sind:

1) das Unternehmen wiirde die Solvenzkapitalanforderung ohne

Anwendung der UbergangsmaBnahme nicht erfiillen;
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i1)  das Unternehmen hat der Aufsichtsbehdrde entweder den anfanglichen
Plan fiir die schrittweise Einfithrung nicht innerhalb der in Artikel 308e
Absatz 2 genannten Frist vorgelegt oder hat den in Artikel 308e Absatz 3

vorgeschriebenen jahrlichen Bericht nicht vorgelegt.*
b)  Absatz 2 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

»In den in Absatz 1 Buchstaben d und e genannten Fillen muss der Kapitalaufschlag
im Verhéltnis zu den wesentlichen Risiken stehen, die mit den unter diesen
Buchstaben genannten Abweichungen beziehungsweise Versdumnissen

einhergehen.*
19. In Artikel 40 werden folgende Absiitze angefiigt:

»Die Mitglieder der Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane des
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens miissen stets zuverlissig sein und
gemeinsam iiber ausreichende Kenntnisse, Fiihigkeiten und Erfahrungen verfiigen, um

ihre Aufgaben erfiillen zu konnen.

Die Mitglieder der Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane diirfen mindestens
in den letzten zehn Jahren vor dem Jahr, in dem sie ihre Aufgaben in dem Unternehmen
erfiillen oder erfiillen wiirden, nicht wegen schweren oder wiederholten Straftaten im
Zusammenhang mit Geldwdische oder Terrorismusfinanzierung oder anderen

Straftaten, die ihre Zuverlissigkeit infrage stellen wiirden, verurteilt worden sein. “
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20. Artikel 41 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 Unterabsatz 3 erhélt folgende Fassung:

,,Das Governance-System unterliegt einer regelméBigen internen Uberpriifung. Diese
interne Uberpriifung umfasst eine Bewertung der Angemessenheit der
Zusammensetzung, der Wirksamkeit und der internen Governance des Verwaltungs-,
Management- oder Aufsichtsorgans unter Beriicksichtigung von Art, Umfang und

Komplexitit der mit der Geschéftstatigkeit des Unternehmens verbundenen Risiken.

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen stellen eine Strategie zur
Forderung der Vielfalt im Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan auf,
einschlieflich der Festlegung individueller quantitativer Ziele in Bezug auf eine

ausgewogene Vertretung der Geschlechter.

Die EIOPA gibt Leitlinien zum Begriff der Vielfalt heraus, die bei der Auswahl der
Mitglieder des Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgans zu

beriicksichtigen sind. “
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b)

Folgender Absatz wird eingefligt:

,»(2a) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen die Schliisselaufgaben des
Risikomanagements, der Versicherungsmathematik, der Compliance und der
internen Revision verschiedenen Personen {ibertragen und dass jede dieser
Aufgaben unabhingig von den anderen Aufgaben wahrgenommen wird, um

Interessenkonflikte zu vermeiden. |

Wurde ein Unternehmen nach Artikel 29b als kleines und nicht komplexes
Unternehmen eingestuft oder hat ein Unternehmen nach Artikel 29d eine
vorherige aufsichtliche Genehmigung erhalten, diirfen die Personen, die fiir
die Schliisselaufgaben des Risikomanagements, der Versicherungsmathematik
und der Compliance verantwortlich sind, auch andere Schliisselaufgaben mit
Ausnahme der internen Revision oder andere I Aufgaben wahrnehmen oder
Mitglieder des Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgans sein, sofern

die folgenden Bedingungen erfiillt sind:
a)  potenzielle Interessenkonflikte miissen angemessen gehandhabt werden,;

b) die Kombination von Aufgaben oder die Kombination einer Aufgabe mit
der Mitgliedschaft im Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan
darf die Fahigkeit der Person, ihre Zustdndigkeiten wahrzunehmen, nicht

beeintrichtigen.*

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 106
GIP.INST DE



c)

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

,»(3) Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen verfiigen iiber

schriftlich festgelegte Leitlinien, die zumindest das Risikomanagement, die
interne Kontrolle, die interne Revision, die Vergiitung und gegebenenfalls das

Outsourcing betreffen. Sie stellen die Umsetzung dieser Leitlinien sicher.

Die schriftlich festgelegten Leitlinien werden zumindest einmal jahrlich
tiberpriift. Sie unterliegen der vorherigen Zustimmung durch das Verwaltungs-,
Management- oder Aufsichtsorgan und sind bei wesentlichen Anderungen im
jeweiligen System oder Geschéftsbereich anzupassen. Kleine und nicht
komplexe Unternehmen diirfen die Uberpriifung in lingeren Intervallen,
mindestens alle fiinf Jahre, durchfiihren, es sei denn, die Aufsichtsbehorde
kommt aufgrund der spezifischen Umstidnde des betreffenden Unternehmens zu

dem Schluss, dass eine hiufigere Uberpriifung erforderlich ist.
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21. Artikel 42 Absitze 2 und 3 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen melden der

€)

(4)

Aufsichtsbehirde alle Anderungen in der Identitiit der Personen, die das
Unternehmen tatsdchlich leiten oder fiir andere Schliisselaufgaben verantwortlich
sind, und iibermitteln ihnen die Griinde fiir die Anderungen und simtliche
Informationen, die zur Beurteilung notwendig sind, ob die neu zur Fiihrung des

Unternehmens bestellten Personen fachlich qualifiziert und zuverlissig sind.

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen melden ihrer
Aufsichtsbehorde jeden Fall, in dem eine der in Absatz 1 genannten Personen die in
Absatz 1 genannten Anforderungen nicht mehr erfiillt oder aus diesem Grund ersetzt

wurde.

Erfiillt eine Person, die das Unternechmen tatsdchlich leitet oder andere
Schliisselaufgaben innehat, die in Absatz 1 festgelegten Anforderungen nicht, sind
die Aufsichtsbehorden befugt, von dem Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen zu verlangen, dass die betreffende Person ihrer

Position enthoben wird.
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22. Artikel 44 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
1)  Buchstabe e erhélt folgende Fassung:

»€) Management operationeller Risiken, einschlieBlich Cybersicherheit im
Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2019/881 des
Europidischen Parlaments und des Rates™;

* Verordnung (EU) 2019/881 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 17. April 2019 tiber die ENISA (Agentur der Européischen Union
fiir Cybersicherheit) und iiber die Zertifizierung der Cybersicherheit von
Informations- und Kommunikationstechnik und zur Aufthebung der
Verordnung (EU) Nr. 526/2013 (Rechtsakt zur Cybersicherheit)

(ABIL L 151 vom 7.6.2019, S. 15).
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i1)  Folgende Unterabsiitze werden angefiigt:

»Wenn Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die in Artikel 77d
genannte Volatilitdtsanpassung anwenden, wird in ihren Liquiditétspldnen die
Anwendung der Volatilitdtsanpassung beriicksichtigt und darin bewertet, ob
Liquiditdtsengpdsse auftreten konnten, die mit der Anwendung der

Volatilitidtsanpassung nicht konsistent sind.

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen beriicksichtigen
bei der Bewertung von Nachhaltigkeitsrisiken den kurz-, mittel- und

langfristigen Zeithorizont.

Fiir die Zwecke der in Unterabsatz 5 genannten Bewertung stellen die
Aufsichtsbehorden sicher, dass die Unternehmen im Rahmen ihres
Risikomanagements iiber Strategien, Leitlinien, Verfahren und Systeme zur
Ermittlung, Messung, Steuerung und Uberwachung von kurz-, mittel- und

langfristigen Nachhaltigkeitsrisiken verfiigen. “
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b)  Absatz 2a wird wie folgt geédndert:
1)  Unterabsatz 1 wird wie folgt geédndert:
1.  Buchstabe b wird wie folgt gedndert:
— Ziffer 1 erhélt folgende Fassung:

,1)die Sensitivitdt ihrer versicherungstechnischen Riickstellungen
und anrechnungsfahigen Eigenmittel in Bezug auf die Annahmen,
die der Berechnung der Matching-Anpassung zugrunde liegen,
einschlieflich der Berechnung des in Artikel 77¢ Absatz 1

Buchstabe b genannten grundlegenden Spreads;*
— Ziffer iii wird gestrichen.
2. Buchstabe c erhélt folgende Fassung:

»¢) 1m Falle der Anwendung der in Artikel 77d genannten
Volatilitidtsanpassung die Sensitivitdt ihrer
versicherungstechnischen Riickstellungen und anrechnungsfihigen
Eigenmittel in Bezug auf Verdnderungen der wirtschaftlichen
Bedingungen, die sich auf den in Artikel 77d Absatz 3 genannten

risiko-berichtigten Spread auswirken wiirden.*
i1)  Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Im Falle der Anwendung der in Artikel 77d genannten Volatilitdtsanpassung
berticksichtigen die in Artikel 41 Absatz 3 genannten schriftlich festgelegten

Leitlinien fiir das Risikomanagement die Volatilititsanpassung.*
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¢)  Die folgenden Absitze werden eingefiigt:

»(2b) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen spezifische Pliine, die quantifizierbare Ziele
und Verfahren beinhalten, aufstellen und deren Umsetzung iiberwachen, um
die finanziellen Risiken, die sich kurz-, mittel- und langfristig aus
Nachhaltigkeitsfaktoren, einschlieflich der Risiken, die sich aufgrund des
Anpassungsprozesses und der Trends beim Ubergang im Zusammenhang
mit den einschligigen regulatorischen Zielen und Rechtsakten der Union
und der Mitgliedstaaten in Bezug auf Nachhaltigkeitsfaktoren —
insbesondere den in der Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdiischen
Parlament und des Rates” dargelegten — ergeben, zu iiberwachen und zu

bewiiltigen.

Bei den quantifizierbaren Zielen und Verfahren zur Bewiiltigung der
Nachhaltigkeitsrisiken, die in den in Unterabsatz 1 des vorliegenden
Absatzes genannten Pliinen enthalten sind, werden die jiingsten Berichte des
Europiischen Wissenschaftlichen Beirats fiir Klimawandel und die von ihm
vorgeschriebenen Mafinahmen beriicksichtigt, insbesondere in Bezug auf die
Erreichung der Klimaziele der Union. Legt das Unternehmen Informationen
zu Nachhaltigkeitsaspekten gemdf} der Richtlinie 2013/34/EU offen, so
miissen die in Unterabsatz, 1 des vorliegenden Absatzes genannten Pliine mit
den in Artikel 19a oder Artikel 29a jener Richtlinie genannten Plinen
kohdirent sein und insbesondere Mafinahmen in Bezug auf das
Geschiiftsmodell und die Strategie des Unternehmens enthalten, die in
beiden Plinen kohdirent sind. Gegebenenfalls miissen die Methoden und
Annahmen, die den Zielen, Verpflichtungen und strategischen
Entscheidungen zugrunde liegen, welche Unternehmen der Offentlichkeit
zugdnglich machen, mit den Methoden und Annahmen kohdrent sein, die in
den in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Plinen enthalten

sind.
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(2¢)

Die Ziele, Verfahren und Mafinahmen zur Bewiltigung der
Nachhaltigkeitsrisiken, die in den in Unterabsatz 1 dieses Absatzes
genannten Pliinen enthalten sind, miissen gemdf Artikel 29 Absatz 3 der
Wesensart, dem Umfang und der Komplexitit der Nachhaltigkeitsrisiken des
Geschidiftsmodells der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen

angemessen sein.

Um die einheitliche Anwendung dieses Artikels zu gewdhrleisten, arbeitet die
EIOPA Entwiirfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen

Folgendes niher bestimmt wird:

a) die Mindeststandards und Referenzmethoden zur Ermittlung, Messung,

Steuerung und Uberwachung von Nachhaltigkeitsrisiken;

b)  die Elemente, die von den gemdf den Absiitzen 2b und 2e dieses
Artikels zu erstellenden Plinen abzudecken sind und zu denen
konkrete Fristen und quantifizierbare Zwischenziele und Etappenziele
zihlen, um die finanziellen Risiken zu iiberwachen und anzugehen, die
sich aus Nachhaltigkeitsfaktoren ergeben, sowie die Verkniipfungen

mit den Anforderungen der Artikel 45 und 45a;
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(2d)

(2¢)

¢)  Aufsichtsansiitze in Bezug auf die in den Absiitzen 2b und 2e

genannten Pliine, quantifizierbaren Ziele und Verfahren;

d) die Elemente der in den Absiitzen 2b und 2e des vorliegenden Artikels
genannten Pliine, die gemdf} Artikel 51 offenzulegen sind,

einschlieflich der einschligigen quantifizierbaren Ziele.

Die EIOPA iibermittelt der Kommission bis zum ... [12 Monate nach
Inkrafitreten dieser Anderungsrichtlinie] die in Unterabsatz 1 genannten
Entwiirfe technischer Regulierungsstandards.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu erginzen,
indem die in Unterabsat; 1 des vorliegenden Absatzes genannten technischen
Regulierungsstandards nach den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 erlassen werden.

Das Unternehmen legt alljihrlich die quantifizierbaren Ziele offen, die in

den in den Absiitzen 2b und 2e genannten Plinen enthalten sind.

Ist ein beteiligtes Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, eine
beteiligte Versicherungsholdinggesellschaft oder eine beteiligte gemischte
Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union verpflichtet, gemaf}

Absatz 2b dieses Artikels einen Plan auf Gruppenebene zu erstellen, so
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Versicherungs- und
Riickversicherungstochterunternehmen, die unter diesen Plan fallen und
gemiify Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a und b der Gruppenaufsicht
unterliegen, von der Erstellung eines Plans auf Einzelebene gemdf}

Absatz 2b des vorliegenden Artikels befreit sind.

Verordnung (EU) 2021/1119 des Europidiischen Parlaments und des Rates vom
30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der
Klimaneutralitiit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und
(EU) 2018/1999 (,, Europiiisches Klimagesetz“) (ABL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).
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23. Artikel 45 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Unterabsatz 2 werden folgende Buchstaben eingefiigt:

,»d) eine Beriicksichtigung und Analyse der makrodkonomischen Lage und

moglicher Gesamtwirtschafts- und Finanzmarktentwicklungen; I

e)  auf begriindete Aufforderung der Aufsichtsbehorde eine Erwigung und
Analyse

i) der makroprudenziellen Bedenken, die sich auf das spezifische
Risikoprofil, die genehmigten Risikotoleranzgrenzen, die
Geschiiftsstrategie, die versicherungstechnischen Titigkeiten oder die
Anlageentscheidungen sowie auf den unter Buchstabe a genannten

Gesamtsolvabilititsbedarf des Unternehmens auswirken konnen;

ii)  der Titigkeiten des Unternehmens, die die Gesamtwirtschafts- und
Finanzmarktentwicklungen beeinflussen und zur Quelle von

Systemrisiken werden konnten;

f)  die Gesamtkapazitit des Unternehmens, seine finanziellen Verpflichtungen
gegeniiber Versicherungsnehmern und anderen Gegenparteien bei Falligkeit

auch unter Stressbedingungen zu erfiillen.*
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b)  Die folgenden Absétze werden eingefiigt:
,»(1a) Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben d und e beinhalten die

Gesamtwirtschafts- und Finanzmarktentwicklungen zumindest I Folgendes: I

a)  Hohe der Zinssitze und Spreads,

b)  Hohe der Finanzmarktindizes,

c¢) Inflation,

d)  Verflechtungen mit anderen Finanzmarktteilnehmern,

e) Klimawandel, Pandemien, andere Ereignisse von massiven Ausmafien
und sonstige Katastrophen, die sich auf die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen auswirken konnten.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i beinhalten

makroprudenzielle Bedenken mindestens plausible ungiinstige

Zukunftsszenarien und Risiken im Zusammenhang mit dem Kreditzyklus und

Konjunkturabschwiingen, Herdenverhalten bei Anlagen oder iiberméfigen

Risikokonzentrationen auf sektoraler Ebene.

(1b) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nach Absatz 1 Buchstabe d dieses

Artikels vorgeschriebene Analyse in angemessenem Verhéltnis zur Art der

Risiken sowie zum Umfang und zur Komplexitit der Tatigkeiten der

Unternehmen steht. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass kleine und nicht

komplexe Unternehmen I und Unternehmen, die nach Artikel 29d von einer

Aufsichtsbehorde eine vorherige Genehmigung erhalten haben, nicht zu der in

Absatz 1 Buchstabe e dieses Artikels genannten Analyse verpflichtet sind.

14167/24 st/AKA/ff 116
ANLAGE GIP.INST DE



c)

Absatz 2a erhiilt folgende Fassung:

,»(2a) Wenn das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die Matching-

(2b)

Anpassung gemdifp Artikel 77b, die Volatilititsanpassung geméf Artikel 77d
oder die Ubergangsmafinahmen gemiiff Artikel 77a Absatz 2, den

Artikeln 308c und 308d oder gegebenenfalls Artikel 111 Absatz 1
Unterabsatz 2 und Artikel 111 Absatz 2a anwendet, ist die Einhaltung der
Kapitalanforderungen gemdf} Absatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Artikels
mit und ohne Beriicksichtigung dieser Anpassungen und

Ubergangsmafnahmen zu bewerten.

Abweichend von Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes gilt die
Bewertungsanforderung fiir den Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung
gemiifp Artikel 77a jedoch nicht fiir eine Wihrung, bei der eine der folgenden
Bedingungen erfiillt ist:

a)  Der Anteil der kiinftigen Zahlungsstrome im Zusammenhang mit
Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen in dieser
Wihrung macht nicht mehr als 5 % der gesamten kiinftigen
Zahlungsstrome im Zusammenhang mit Versicherungs- oder

Riickversicherungsverpflichtungen aus;

b)  in Bezug auf die kiinftigen Zahlungsstrome im Zusammenhang mit
Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen in dieser
Wiihrung macht der Anteil der kiinftigen Zahlungsstrome fiir
Laufzeiten, fiir die die mafigebliche risikofreie Zinskurve extrapoliert
wird, nicht mehr als 10 % der gesamten kiinftigen Zahlungsstrome im
Zusammenhang mit den Versicherungs- oder

Riickversicherungsverpflichtungen aus.

Wendet das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die in
Artikel 77d genannte Volatilititsanpassung an, erstreckt sich die in Absatz 1
des vorliegenden Artikels genannte Bewertung auflerdem auch darauf, wie
signifikant das Risikoprofil des betreffenden Unternehmens von den

Annahmen abweicht, die der Volatilititsanpassung zugrunde liegen.*
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d)

Absatz 5 erhélt folgende Fassung:

,»(5) Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen nehmen die in

Absatz 1 genannte Bewertung jéhrlich sowie unverziiglich nach dem Eintreten

einer wesentlichen Anderung in ihrem Risikoprofil vor.

Sofern nicht die Aufsichtsbehdrde aufgrund der spezifischen Umstidnde des
betreffenden Unternehmens zu dem Schluss kommt, dass eine hdufigere
Uberpriifung erforderlich ist, diirfen die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die in Absatz 1 genannte Bewertung
abweichend von Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes mindestens alle zwei
Jahre sowie unverziiglich nach jeder wesentlichen Anderung ihres
Risikoprofils vornehmen, wenn eine der beiden folgenden Bedingungen erfiillt

ist: I

a)  Das Unternehmen ist als kleines und nicht komplexes Unternehmen

eingestuft;
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b)  das Unternehmen ist ein firmeneigenes Versicherungs- oder ein

Riickversicherungsunternehmen, das alle folgenden Kriterien erfiillt: |

)

Die Versicherten und Begiinstigten sind juristische Personen
innerhalb der Gruppe, der das firmeneigene Versicherungs- bzw.
Riickversicherungsunternechmen angehdrt, oder sind natiirliche
Personen, die im Rahmen der Versicherungsvertriage dieser Gruppe
versichert werden konnen, und die Geschifte mit denjenigen
natiirlichen Personen, die im Rahmen der Versicherungsvertrage
dieser Gruppe versichert werden konnen, bleiben unter einer

Schwelle von 5 % der versicherungstechnischen Riickstellungen;

die Versicherungsverpflichtungen und die Versicherungsvertrige,
die den Riickversicherungsverpflichtungen des firmeneigenen
Versicherungsunternehmens oder des firmeneigenen
Riickversicherungsunternehmens zugrunde liegen, bestehen nicht

aus einer Pflichthaftpflichtversicherung.

Die Freistellung von der jahrlichen Bewertung darf das Unternehmen nicht

daran hindern, Risiken fortlaufend zu ermitteln, zu messen, zu steuern, zu

iiberwachen, und iiber sie Bericht zu erstatten.*
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e)

Die folgenden Absitze werden angefiigt:

,»(8) Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben d und e stellen die Mitgliedstaaten in

Fallen, in denen andere Behorden als die Aufsichtsbeh6rden mit einem
makroprudenziellen Mandat betraut sind, sicher, dass die Aufsichtsbehdrden
die Ergebnisse ihrer makroprudenziellen Bewertungen der in diesem Artikel
genannten unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilititsbeurteilung durch die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen an die betreffenden
nationalen Stellen und Behdrden mit einem makroprudenziellem Mandat

weitergeben.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehdrden mit jeder
nationalen Stelle oder Behorde, die mit einem makroprudenziellen Mandat
betraut ist, zusammenarbeiten, um die Ergebnisse zu analysieren und
gegebenenfalls etwaige makroprudenzielle Bedenken hinsichtlich der
moglichen Auswirkungen der Titigkeit der Unternehmen auf die

Gesamtwirtschafts- und Finanzmarktentwicklungen zu ermitteln.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden etwaige
makroprudenzielle Bedenken und Eingabeparameter, die fiir die Bewertung

relevant sind, mit dem betreffenden Unternehmen teilen.
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)

Bei der Entscheidung, ob von einem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, das ein gemdif} Artikel 213 Absatz 2
Buchstaben a und b in die Gruppenaufsicht einbezogenes
Tochterunternehmen ist, eine der in Absatz 1 Buchstabe e des vorliegenden
Artikels genannten Analysen verlangt wird, beriicksichtigt die
Aufsichtsbehorde, ob eine dieser Analysen von dem beteiligten
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten
Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union auf Gruppenebene
durchgefiihrt wird und die Besonderheiten dieses Tochterunternehmens

abdeckt.

Die nationalen Aufsichtsbehérden iibermitteln sowohl der EIOPA als auch
dem mit der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europiiischen Parlaments
und des Rates? eingerichtete Europiiischen Ausschuss fiir Systemrisiken
(ESRB) jedes Jahr die Liste der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen und die Liste der Gruppen, fiir die sie die

zusdtzlichen makroprudenziellen Mafinahmen anfordern. “

2 Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Européischen Parlaments vom 24. November 2010
iiber die Finanzaufsicht der Européischen Union auf Makroebene und zur Errichtung eines
Europédischen Ausschusses fiir Systemrisiken (ABI. L 331 vom 15.12.2010, S. 1).
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24. Folgender Artikel wird eingefiigt:

,Artikel 45a

Szenarioanalyse zum Klimawandel

(1)

)

Fiir die Zwecke der Ermittlung und Bewertung der in Artikel 45 Absatz 2 genannten

Risiken bewertet das betreffende Unternehmen auch, ob es wesentlichen
klimawandelbezogenen Risiken ausgesetzt ist. In der in Artikel 45 Absatz 1
genannten Bewertung zeigt das Unternehmen, wie wesentlich seine

klimawandelbezogenen Risiken sind.

Ist das betreffende Unternehmen wesentlichen klimawandelbezogenen Risiken
ausgesetzt, so legt das Unternehmen mindestens zwei langfristige

Klimawandelszenarien fest, die Folgendes beinhalten:

a) ein langfristiges Klimawandelszenario, bei dem der weltweite

Temperaturanstieg unter zwei Grad Celsius bleibt;

b)  ein langfristiges Klimawandelszenario, bei dem der weltweite

Temperaturanstieg erheblich mehr als zwei Grad Celsius betragt.
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€)

“4)

©)

In regelméBigen Intervallen beinhaltet die in Artikel 45 Absatz 1 genannte
Bewertung eine Analyse der Auswirkungen der gemdf3 Absatz 2 festgelegten
langfristigen Klimawandelszenarien auf die Geschéftstatigkeit des Unternehmens.
Diese Intervalle miissen in angemessenem Verhéltnis zu Art, Umfang und
Komplexitit der mit der Geschéftstitigkeit des Unternehmens verbundenen

klimawandelbezogenen Risiken stehen, diirfen jedoch nicht ldnger sein als drei Jahre.

Die in Absatz 2 genannten langfristigen Klimawandelszenarien werden mindestens
alle drei Jahre iiberpriift und erforderlichenfalls aktualisiert. Bei der Uberpriifung
der langfristigen Klimawandelszenarien beriicksichtigen die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die Leistungsfihigkeit der Instrumente und
Grundsiitze, die in friiheren Klimawandelszenarien verwendet wurden, um deren

Wirksamkeit zu erhohen.

Abweichend von den Absétzen 2, 3 und 4 wird von kleinen und nicht komplexen
Unternehmen nicht verlangt, dass sie Klimawandelszenarien festlegen oder dass sie

deren Auswirkungen auf die Geschéftstétigkeit des Unternehmens bewerten.*
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25. Artikel 51 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 51

Bericht iiber Solvabilitdt und Finanzlage: Inhalt

(1)

Unter Berticksichtigung der geméal3 Artikel 35 Absatz 3 erforderlichen Informationen
und der in Artikel 35 Absatz 4 genannten Grundsitze schreiben die Mitgliedstaaten
den Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen die jéhrliche
Veroftentlichung eines Berichts iiber ihre Solvabilitdt und ihre Finanzlage vor.

Der Bericht {iber Solvabilitit und Finanzlage umfasst zwei Teile, die eindeutig
benannt und gemeinsam veréffentlicht werden. Der erste Teil enthilt
Informationen, die spezifisch an Versicherungsnehmer und Begiinstigte gerichtet
sind, und der zweite Teil Informationen, die an professionelle Marktteilnehmer

gerichtet sind.

(1a) Der Teil des Berichts iiber Solvabilitit und Finanzlage, der die Informationen fiir
Versicherungsnehmer und Begiinstigte umfasst, muss folgende Angaben enthalten:
a)  eine kurze Beschreibung der Geschiftstétigkeit und der Leistungen des

Unternehmens;

b)  eine kurze Beschreibung des Kapitalmanagements und des Risikoprofils des
Unternehmens, auch in Bezug auf Nachhaltigkeitsrisiken, und

¢)  eine Erklirung dazu, ob das Unternehmen die in Artikel 19a oder
Artikel 29a der Richtlinie 2013/34/EU genannten Pliine offenlegt.

(1b) Der Teil des Berichts iiber Solvabilitit und Finanzlage, der die Informationen fiir
professionelle Marktteilnehmer umfasst, muss die folgenden Angaben enthalten, die
entweder vollstdndig oder durch Verweis auf Informationen wiedergeben werden,
die sowohl von der Art als auch vom Umfang her gleichwertig sind und im Rahmen
anderer Rechts- oder Regulierungsanforderungen verdffentlicht wurden:

a)  eine Beschreibung der Geschiifistiitigkeit und der Leistungen des
Unternehmens;

b)  eine Beschreibung des Governance-Systems,

c) eine fiir die Vermogenswerte, die versicherungstechnischen Riickstellungen
und die sonstigen Verbindlichkeiten gesondert vorzunehmende Beschreibung
der fiir ihre Bewertung verwendeten Grundlagen und Methoden;
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d)

eine Beschreibung des Kapitalmanagements und des Risikoprofils, die sich

zumindest auf Folgendes erstreckt:

)

vi)

Struktur und Betrag der Eigenmittel sowie deren Qualitit;

Betrag der Solvenzkapitalanforderung und der

Mindestkapitalanforderung;

im Falle von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die fiir
die Stabilitéit der Finanzsysteme in der Union relevant sind, Angaben zur

Risikosensitivitét;

die fiir die Berechnung der Solvenzkapitalanforderung angewandte

Option nach Artikel 304;

Informationen fiir das richtige Verstindnis der Hauptunterschiede
zwischen den Annahmen, die der Standardformel und einem etwaig vom
Unternehmen fiir die Berechnung der Solvenzkapitalanforderung

verwendeten internen Modell zugrunde liegen;

Betrag der Nichteinhaltung der Mindestkapitalanforderung oder einer
wesentlichen Nichteinhaltung der Solvenzkapitalanforderung wéhrend
des Berichtszeitraums, auch wenn zwischenzeitlich behoben, mit
Erlduterung ihrer Griinde und ihrer Konsequenzen sowie gegebenenfalls

ergriffener AbhilfemaBBnahmen;
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e)  Angaben dazu, ob das Unternehmen nach der Bewertung der Wesentlichkeit
gemdf; Artikel 45a Absatz 1 wesentlichen klimawandelbezogenen Risiken

ausgesetzt ist und gegebenenfalls ob es Mafinahmen ergriffen hat;

y/) eine Erklirung dazu, ob das Unternehmen die in Artikel 19a oder

Artikel 29a der Richtlinie 2013/34/EU genannten Pliine offenlegt;
g) diein Artikel 44 Absatz 2c¢ Buchstabe d genannten Elemente.

(1c) Kommt die in Artikel 77b genannte Matching-Anpassung zur Anwendung, so
umfasst die in Absatz 1b Buchstabe ¢ und Buchstabe d Ziffern i und i1 genannte
Beschreibung auch eine Beschreibung der Matching-Anpassung und des Portfolios
der Verpflichtungen und der zugeordneten Vermogenswerte, auf die die Matching-
Anpassung angewendet wird, sowie eine Quantifizierung der Auswirkungen der

Anderung der Matching-Anpassung auf null auf die Finanzlage des Unternehmens.

14167/24 sf/AKA/fF 126
ANLAGE GIP.INST DE



Die in Absatz 1b Buchstabe ¢ und Buchstabe d Ziffern i und ii genannte
Beschreibung enthélt auch eine Erkldrung dazu, ob das Unternehmen die in
Artikel 77d genannte Volatilitidtsanpassung anwendet, und im Falle der Anwendung

der Volatilititsanpassung folgende Angaben:

a)  eine Quantifizierung der Auswirkungen einer Anderung der

Volatilitidtsanpassung auf null auf die Finanzlage des Unternehmens;

b)  fiir jede maligebliche Wéhrung oder, falls anwendbar, jedes Land die gemal3
Artikel 77d berechnete Volatilitdtsanpassung und die entsprechenden besten

Schitzwerte fiir die Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen.

(2) Diein Absatz 1b Buchstabe d Ziffer i genannte Beschreibung muss eine Analyse
aller signifikanter Verdnderungen im Vergleich zum vorhergehenden
Berichtszeitraum sowie eine Erlduterung aller groferen Unterschiede in Bezug auf
den Wert dieser Elemente im Jahresabschluss und eine kurze Beschreibung der

Kapitaliibertragbarkeit enthalten.

Die Veroffentlichung der Solvenzkapitalanforderung im Sinne von Absatz 1b
Buchstabe d Ziffer ii muss den Betrag gesondert ausweisen, der gemél Kapitel VI
Abschnitt 4 Unterabschnitte 2 und 3 berechnet wird, sowie einen etwaigen gemaf
Artikel 37 festgesetzten Kapitalaufschlag oder die Auswirkungen der
unternehmensspezifischen Parameter, die das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen gemif Artikel 110 anzuwenden hat, zusammen mit
einer kurzgefassten Information, wie sie durch die betroffene Aufsichtsbehorde

gerechtfertigt werden.

Die Veroftentlichung der Solvenzkapitalanforderung muss gegebenenfalls unter dem

Hinweis erfolgen, dass ihr Endbetrag noch aufsichtlich gepriift wird.
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€)

Firmeneigene Versicherungsunternehmen werden nicht verpflichtet, den an
Versicherungsnehmer und Begiinstigte gerichteten Teil zu veroffentlichen, und
werden lediglich verpflichtet, in den an professionelle Marktteilnehmer gerichteten
Teil die quantitativen Daten aufzunehmen, die in den in Artikel 56 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards vorgeschrieben werden, sofern diese

Unternehmen die folgenden Bedingungen erfiillen:

a)  Die Versicherten und Begiinstigten sind juristische Personen innerhalb der
Gruppe, der das firmeneigene Versicherungsunternehmen angehdrt, oder
natiirliche Personen, die im Rahmen der Versicherungsvertriage dieser Gruppe
versichert werden konnen, und die Geschéifte mit den natiirlichen Personen, die
im Rahmen der Versicherungsvertriage dieser Gruppe versichert werden
konnen, bleiben unter einer Schwelle von 5 % der versicherungstechnischen

Riickstellungen;

b)  die Versicherungsverpflichtungen des firmeneigenen
Versicherungsunternechmens bestehen nicht aus einer

Pflichthaftpflichtversicherung.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 128
GIP.INST DE



(4)

Firmeneigene Riickversicherungsunternehmen werden nicht verpflichtet, den an
Versicherungsnehmer und Begiinstigte gerichteten Teil zu veroffentlichen, und
werden lediglich verpflichtet, in den an professionelle Marktteilnehmer gerichteten
Teil die quantitativen Daten aufzunehmen, die in den in Artikel 56 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards vorgeschrieben werden, sofern diese

Unternehmen die folgenden Bedingungen erfiillen:

a)  die Versicherten und Begiinstigten sind juristische Personeninnerhalb der
Gruppe, der das firmeneigene Riickversicherungsunternehmen angehort, oder
natiirliche Personen, die im Rahmen der Versicherungsvertrige dieser Gruppe
versichert werden konnen, und die Geschéifte mit den natiirlichen Personen, die
im Rahmen der Versicherungsvertriage dieser Gruppe versichert werden
konnen, bleiben unter einer Schwelle von 5 % der versicherungstechnischen

Riickstellungen;

b)  die Versicherungsvertrige, die den Riickversicherungsverpflichtungen des
firmeneigenen Riickversicherungsunternehmens zugrunde liegen, beziehen sich

nicht auf eine Pflichthaftpflichtversicherung;

¢) die Darlehen beim Mutterunternehmen oder einem anderen Unternehmen der
Gruppe, einschlieBlich der Cashpools der Gruppe, belaufen sich nicht auf mehr
als 20 % der gesamten vom firmeneigenen Riickversicherungsunternehmen

gehaltenen Vermogenswerte; und

d)  der aus den versicherungstechnischen Bruttoriickstellungen maximal
resultierende Verlust kann ohne stochastische Methoden deterministisch

bestimmt werden.
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()

(6)

(7)

Abweichend von Absatz 1 kdnnen Riickversicherungsunternehmen beschlieBen, den
an die Versicherungsnehmer und Begiinstigten gerichteten Teil des Berichts {iber

Solvabilitdt und Finanzlage nicht zu verdffentlichen.

Abweichend von Absatz 1b dieses Artikels diirfen sich kleine und nicht komplexe
Unternehmen darauf beschrinken, in dem Teil des Berichts tiber Solvabilitdt und
Finanzlage, der die an professionelle Marktteilnehmer gerichteten Informationen
enthilt, nur die quantitativen Daten offenzulegen, die in den in Artikel 56 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards vorgeschrieben sind, sofern sie alle drei Jahre
einen vollstindigen Bericht veroffentlichen, der simtliche in diesem Artikel

vorgeschriebenen Informationen enthilt.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die in diesem Artikel genannten Informationen in
jéhrlichen oder groBeren Abstdnden innerhalb von 18 Wochen nach dem
Geschiftsjahresende des Unternehmens offenlegen und der Aufsichtsbehorde

vorlegen.
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(8) Im Rahmen des in Absatz 1 genannten Berichts haben die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen offenzulegen, wie es sich auswirkt, wenn fiir die
Zwecke der Berechnung der versicherungstechnischen Riickstellungen gemaf3
Artikel 77 anstelle der maB3geblichen risikofreien Zinskurve die risikofreie Zinskurve
verwendet wird, die ohne Anwendung der Ubergangsregelung fiir die Extrapolation
im Sinne von Artikel 77e Absatz 1 Buchstabe aa bestimmt wurde.

Abweichend von Unterabsatz 1 gilt die Offenlegungspflicht jedoch nicht fiir eine
Wihrung, bei der eine der folgenden Bedingungen erfiillt ist:
1) Der Anteil der kiinftigen Zahlungsstrome im Zusammenhang mit
Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen in dieser Wahrung
macht nicht mehr als 5 % der gesamten kiinftigen Zahlungsstréme im
Zusammenhang mit Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen
aus;
i1)  in Bezug auf die kiinftigen Zahlungsstrome im Zusammenhang mit
Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen in dieser Wahrung
macht der Anteil der kiinftigen Zahlungsstrome fiir Laufzeiten, fiir die die
mafgebliche risikofreie Zinskurve extrapoliert wird, nicht mehr als 10 % der
gesamten kiinftigen Zahlungsstrome im Zusammenhang mit den
Versicherungs- oder Riickversicherungsverpflichtungen aus.*
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26. Folgender Artikel wird eingefiigt:

»Artikel 51a

Bericht iiber Solvabilitit und Finanzlage: Priifungspflicht

Bei Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die keine kleinen und
nicht komplexen Unternehmen, keine firmeneigenen Versicherungsunternehmen und
keine firmeneigenen Riickversicherungsunternehmen sind, besteht fiir die im
Rahmen des Berichts iiber Solvabilitdt und Finanzlage gemdf Artikel 51 Absatz 1
oder im Rahmen des Einzelberichts iiber Solvabilitit und Finanzlage gemdf;

Artikel 256 Absatz 2 Buchstabe b verdftentlichte Bilanz eine Priifungspflicht.

Abweichend von Artikel 29c¢ kénnen die Mitgliedstaaten die in Absatz 1 des
vorliegenden Artikels festgelegte Pflicht auf Unternehmen, die als kleine und nicht
komplexe Unternehmen eingestuft sind, firmeneigene Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen ausweiten.

Die Mitgliedstaaten kénnen den Umfang der in Absatz 1 genannten
Priifungspflicht auf andere Elemente des Berichts iiber Solvabilitit und

Finanzlage ausweiten.
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Die Priifung wird von einem Abschlusspriifer oder einer Priifungsgesellschaft im
Einklang mit den nach Artikel 26 der Richtlinie 2006/43/EG geltenden
Priifungsstandards durchgefiihrt. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe haben die
Abschlusspriifer und Priifungsgesellschaften die in Artikel 72 der vorliegenden

Richtlinie festgelegten Pflichten der Priifer einzuhalten.

In Mitgliedstaaten, in denen registrierte Versicherungsmathematiker am ... Tag
des Inkrafitretens dieser Anderungsrichtlinie] nach nationalem Recht zur Priifung
versicherungstechnischer Riickstellungen, einforderbarer Betrige aus
Riickversicherungsvertriigen und damit zusammenhdngender Posten befugt sind,
konnen diese registrierten Versicherungsmathematiker diese Priifungen weiterhin
durchfiihren, sofern sie im Einklang mit verbindlichen Standards, die eine
qualitativ hochwertige Priifung gewiihrleisten und mindestens die Bereiche
Priifungsverfahren, Unabhdingigkeit und interne Qualititskontrolle bei der
Durchfiihrung solcher Priifungen abdecken, und im Einklang mit den in

Artikel 72 genannten Pflichten handeln.

Ein gesonderter Bericht, der vom Abschlusspriifer oder von der Priifungsgesellschaft
erstellt wird und eine Beschreibung der Art und der Ergebnisse der Priifung enthilt,
wird von den Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zusammen mit

dem Bericht iiber Solvabilitit und Finanzlage an die Aufsichtsbehdrde iibermittelt.*
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27. Artikel 52 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden folgende Buchstaben angefiigt:

2€)

die nach kleinen und nicht komplexen Unternehmen und anderen
Unternehmen aufgegliederte Gesamtzahl der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen, die Vereinfachungen oder

I ProportionalititsmaBBnahmen anwenden, sowie die Zahl der Unternehmen,

die spezifische Proportionalititsmaffnahmen anwenden;

die nach kleinen und nicht komplexen Gruppen und anderen Gruppen
aufgegliederte Zahl der Gruppen, die Vereinfachungen oder
I ProportionalititsmaBBnahmen anwenden, sowie die Zahl der Gruppen, die

spezifische Proportionalititsmafinahmen anwenden.‘

In Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

”D

fiir jeden Mitgliedstaat die nach kleinen und nicht komplexen Unternehmen
bzw. Gruppen und anderen Unternehmen bzw. Gruppen aufgegliederte Zahl
der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen und der Gruppen, die
Vereinfachungen oderl ProportionalititsmaBBnahmen anwenden, sowie die
Zahl der Unternehmen oder Gruppen, die spezifische Vereinfachungen und

andere Proportionalititsmafinahmen anwenden.*
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c)

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

,»(3) Die EIOPA tibermittelt dem Europidischen Parlament, dem Rat und der

)

Kommission die in Absatz 2 genannten Informationen zusammen mit einem
Bericht, in dem der Grad der aufsichtlichen Konvergenz zwischen den
Aufsichtsbehorden in den verschiedenen Mitgliedstaaten bei der Verhdngung
von Kapitalaufschligen und der Anwendung von Proportionalitdtsmafnahmen

dargelegt wird.

Die EIOPA bewertet die Auswirkungen der Anwendung der in Artikel 29a
Absatz 1 festgelegten Kriterien fiir die Ermittlung von kleinen und nicht
komplexen Unternehmen und der in Artikel 213a Absatz 1 festgelegten
Kriterien fiir die Ermittlung von kleinen und nicht komplexen Gruppen,
zumindest im Hinblick auf die Ziele des Schutzes der Versicherungsnehmer,
der Finanzstabilitiit und der Aufrechterhaltung gleicher
Wettbewerbsbedingungen. Die EIOPA iibermittelt der Kommission bis zum
... [drei Jahre nach Geltungsbeginn dieser Anderungsrichtlinie] einen
Bericht mit ihren Erkenntnissen. In dem Bericht wird gegebenenfalls die

Moglichkeit gepriift, diese Kriterien zu dndern. “

28. Artikel 53 Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

»(4) Die Absitze 1 und 2 finden auf die in Artikel 51 Absatz 1a Buchstabe b und

Artikel 51 Absatz 1b Buchstaben d und e genannten Informationen keine

Anwendung.*
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29. In Artikel 56 wird folgender Absatz angefiigt:

»wDie EIOPA entwickelt IT-Losungen fiir die in Absatz 2 genannten Verfahren, Formate

und Muster, auch fiir Instruktionen. “
30. Artikel 58 Absatz 3 Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:
,»a) auBlerhalb der Union anséssig ist oder beaufsichtigt wird oder

b)  eine natiirliche oder juristische Person ist, die nicht der Beaufsichtigung nach dieser
Richtlinie, der Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates*,
der Richtlinie 2013/36/EU oder der Richtlinie 2014/65/EU unterliegt.

* Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte
Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABI. L 302 vom
17.11.2009, S. 32).“
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31. In Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe a werden die Worte ,,des Artikels 1a Nummer 2 der
Richtlinie 85/611/EWG* durch die Worte ,,des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b der
Richtlinie 2009/65/EG* ersetzt.

32. Artikel 62 Absatz 1 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,Falls die in Artikel 57 genannten Personen einen Einfluss ausiiben, der sich
wahrscheinlich zum Nachteil einer soliden und umsichtigen Geschiftsfithrung des
Versicherungs- oder des Riickversicherungsunternehmens auswirken wird, schreiben die
Mitgliedstaaten vor, dass die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats des
Unternehmens, an dem eine qualifizierte Beteiligung gehalten, angestrebt oder erhoht wird,

angemessene Mafinahmen ergreifen miissen, um diese Situation abzustellen.*

33. In Artikel 63 Absatz 2 werden die Worte ,,Richtlinie 2004/39/EG** durch die Worte
,,Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.
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34. In Artikel 64 wird folgender Absatz angefiigt:

wDie Absdtze 1, 2 und 3 dieses Artikels hindern die Aufsichtsbehorden nicht daran, die
Ergebnisse der gemdify Artikel 34 Absatz 4 der vorliegenden Richtlinie oder Artikel 32
der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 durchgefiihrten Stresstests zu veroffentlichen oder
der EIOPA die Ergebnisse der Stresstests zu iibermitteln, damit die EIOPA die

Ergebnisse unionsweiter Stresstests veroffentlicht. «
35. In Artikel 68 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz nach Unterabsatz 1 eingefiigt:

wArtikel 64 Absatz 1 und Artikel 67 verhindern nicht den Informationsaustausch
zwischen Aufsichtsbehorden und Steuerbehorden desselben Mitgliedstaats, soweit dieser
Austausch nach nationalem Recht zulissig ist. Stammen diese Informationen aus einem
anderen Mitgliedstaat, so diirfen sie nur mit ausdriicklicher Zustimmung der Behorde,

von der die Informationen stammen, ausgetauscht werden. “
36 Artikel 70 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)  Unter Buchstabe a werden die Worte ,,Européische Zentralbank (EZB)“durch das
Wort ,,EZB* ersetzt.

b)  Unter Buchstabe ¢ werden die Worte ,,mit der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des
Européischen Parlaments und des Rates eingerichtete Européische Ausschuss fiir

Systemrisiken (ESRB)* durch das Wort ,,ESRB* ersetzt.
37. In Artikel 72 Absatz 1 erhélt der einleitende Teil folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten sehen zumindest vor, dass im Sinne der Richtlinie 2006/43/EG
zugelassene Personen, die bei einem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen die in Artikel 34 oder 35 der Richtlinie 2013/34/EU
oder in Artikel 73 der Richtlinie 2009/65/EG genannte gesetzliche Abschlusspriifung
vornehmen oder andere gesetzliche Aufgaben erfiillen, die Verpflichtung haben, den
Aufsichtsbehorden unverziiglich alle Tatsachen oder Entscheidungen betreffend
dieses Unternehmen zu melden, von denen sie bei der Wahrnehmung dieser

Aufgaben Kenntnis erlangt haben und die Folgendes betreffen:
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38. I Artikel 77 wird wie folgt gediindert:
a)  Absatz 5 Unterabsatzy 1 erhiilt folgende Fassung:

»/Nehmen die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen eine
gesonderte Bewertung des besten Schitzwerts und der Risikomarge vor, wird die
Risikomarge unter Bestimmung der Kosten der Bereitstellung eines Betrags an
anrechnungsfihigen Eigenmitteln berechnet, der der zeitlich angepassten
Solvenzkapitalanforderung zu entsprechen hat, die fiir die Bedeckung der
Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen wihrend ihrer Laufzeit
erforderlich ist. Die Anpassung der Solvenzkapitalanforderung besteht aus einem

exponentiellen und zeitabhiingigen Element.
b)  Die folgenden Absiitze werden angefiigt:

»(6) In Bezug auf den in Absatz 5 genannten Kapitalkosten-Satz wird
angenommen, dass er ab dem ... [Geltungsbeginn dieser
Anderungsrichtlinie] 4,75 % betriigt.

Die Kommission nimmt die in Absatz 5 Unterabsatz 2 genannte regelmdpfige
Uberpriifung friihestens am ... [fiinf Jahre nach Geltungsbeginn dieser

Anderungsrichtlinie] vor.
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(7)  Umfassen die Versicherungs- und Riickversicherungsvertridge auch
Finanzoptionen und -garantien, miissen die Methoden zur Berechnung des
besten Schitzwerts angemessen widerspiegeln, dass der Barwert der aus diesen
Vertragen resultierenden Zahlungsstrome sowohl vom erwarteten Ergebnis
kiinftiger Ereignisse und Entwicklungen als auch von moglichen
Abweichungen des tatsdchlichen Ergebnisses von dem in bestimmten

Szenarien erwarteten Ergebnis abhéngen kann.

(8) Unbeschadet des Absatzes 7 diirfen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die als kleine und nicht komplexe
Unternehmen eingestuft sind, und Unternehmen, die von einer
Aufsichtsbehorde eine vorherige Genehmigung erhalten haben, den besten
Schitzwert fiir Lebensversicherungsverpflichtungen mit Optionen und
Garantien, die nicht als wesentlich angesehen werden, mittels einer

vorsichtigen deterministischen Bewertung ermitteln.*
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39. Artikel 77a erhilt folgende Fassung:

»Artikel 77a

Extrapolation der maf3geblichen risikofreien Zinskurve

Bei der Festlegung der in Artikel 77 Absatz 2 genannten maf3geblichen risikofreien
Zinskurve wird auf Informationen zuriickgegriffen, die sich aus einschldgigen
Finanzinstrumenten ergeben, und flir Konsistenz mit diesen Informationen gesorgt.
Bei dieser Festlegung werden einschlidgige Finanzinstrumente mit Laufzeiten
beriicksichtigt, bei denen die Mérkte fiir die betreffenden Finanzinstrumente tief,
liquide und transparent sind. Ab der ersten Filligkeit nach dem ersten
Glittungspunkt wird der malB3gebliche risikofreie Zinssatz I gemdf} Unterabsatz 3
extrapoliert. Der erste Glattungspunkt fiir eine Wéahrung ist die langste Laufzeit, bei

der folgende Bedingungen erfiillt sind: I

a)  die Mérkte fiir Finanzinstrumente mit dieser Laufzeit miissen tief, liquide und

transparent sein;

b)  der Umlauf an Anleihen mit dieser oder einer ldngeren Laufzeit macht einen
ausreichend hohen prozentualen Anteil des gesamten Anleiheumlaufs in dieser

Wihrung aus.
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Der extrapolierte Teil der maB3geblichen risikofreien Zinskurve wird auf
Forwardzinssitze gestiitzt, die gleichmiBig von dem am ersten Glittungspunkt

geltenden Forwardzinssatz zu einem endgiiltigen Forwardzinssatz konvergieren.

Der extrapolierte Forwardzinssatz entspricht dem gewichteten Durchschnitt eines
liquiden Forwardzinssatzes und des endgiiltigen Forwardzinssatzes. Der liquide
Forwardzinssatg stiitzt sich auf einen Forwardzinssatz oder mehrere
Forwardzinssiitze in Bezug auf die lingsten Laufzeiten, fiir die die relevanten
Finanzinstrumente in einem tiefen, liquiden und transparenten Markt beobachtet
werden konnen. Bei Laufzeiten von mindestens 40 Jahren nach dem ersten

Glittungspunkt muss das Gewicht des endgiiltigen Forwardzinssatzes mindestens

77,5 % betragen.

Beim extrapolierten Teil der ma3geblichen risikofreien Zinssitze werden
I Informationen aus anderen Finanzinstrumenten als Anleihen beriicksichtigt, bei
denen die Mérkte fiir die betreffenden Finanzinstrumente tief, liquide und transparent

sind.

2. Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen kénnen vorbehaltlich der
vorherigen Genehmigung durch die Aufsichtsbehorde den in Unterabsatz 2
dargelegten Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung anwenden.
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Der in Unterabsatz 1 genannte Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung

umfasst Folgendes:

a) Am ... [Geltungsbeginn dieser Anderungsrichtlinie] werden die Parameter,
die die Geschwindigkeit der Konvergenz der Forwardzinssétze auf den
endgiiltigen Forwardzinssatz der Extrapolation bestimmen, so festgelegt, dass
die risikofreie Zinskurve I hinreichende Ahnlichkeit mit der risikofreien
Zinskurve aufweist, die zu jenem Zeitpunkt nach den am ... [ein Tag vor
Geltungsbeginn dieser Anderungsrichtlinie] geltenden Extrapolationsregeln

ermittelt wird;

b)  die Parameter, die die Geschwindigkeit der Konvergenz der Forwardzinssitze
auf den endgiiltigen Forwardzinssatz der Extrapolation bestimmen, werden
zu Beginn eines jeden Kalenderjahrs linear vermindert, sodass ab dem

1. Januar 2032 die endgiiltigen Extrapolationsparameter angewandt werden. I

Der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Mechanismus zur
schrittweisen Einfilhrung lasst die Bestimmung von Tiefe, Liquiditit und
Transparenz der Finanzmaérkte und des in Absatz 1 genannten ersten Glattungspunkts

unberiihrt. I

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die Unterabsdtze 1 und 2
des vorliegenden Absatzes anwenden, veréffentlichen in dem in Artikel 51
Absatz 1b genannten Teil ihres Berichts iiber Solvabilitiit und Finanzlage, der die

Informationen fiir professionelle Marktteilnehmer umfasst, Folgendes:

a) die Tatsache, dass sie den Mechanismus zur schrittweisen Einfiihrung fiir die

Extrapolation anwenden, und

b) die Quantifizierung der Auswirkungen der Nichtanwendung des Mechanismus

zur schrittweisen Einfiithrung aufihre Finanzlage.
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3. Unbeschadet des Absatzes 1 liegt der erste Glittungspunkt fiir den Euro am ...
[Tag des Inkrafitretens dieser Anderungsrichtlinie] bei einer Laufeit von

20 Jahren.“
40. In Artikel 77b Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

» Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe i gilt ein

Gruppenlebensversicherungsvertrag als ein einziger Vertrag. “
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41. Artikel 77d wird wie folgt geéndert:

a)  Die Absitze 1 bis 4 erhalten folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung
durch die Aufsichtsbehorden auf die maf3gebliche risikofreie Zinskurve zur
Berechnung des in Artikel 77 Absatz 2 genannten besten Schitzwerts eine
Volatilitidtsanpassung anwenden diirfen, sofern mindestens die folgenden
Bedingungen erfiillt sind:

a)  die Volatilitdtsanpassung fiir eine bestimmte Wahrung wird bei der
Berechnung des besten Schitzwerts aller auf diese Wahrung lautenden
Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen des
Unternehmens angewandt, sofern die maBgebliche risikofreie Zinskurve,
die zur Berechnung des besten Schatzwerts dieser Verpflichtungen
verwendet wird, keine Matching-Anpassung im Sinne von Artikel 77b
enthélt;
b)  das Unternehmen weist gegeniiber der Aufsichtsbehdrde iiberzeugend
nach, dass es iiber angemessene Verfahren verfiigt, um die
Volatilititsanpassung gemall den Absitzen 3 und 4 berechnen zu kénnen.
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(1a)

(1b)

Unbeschadet des Absatzes 1 diirfen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die vor dem ... [ein Jahr vor Geltungsbeginn
dieser Anderungsrichtlinie] zur Berechnung des in Artikel 77 Absatz 2
genannten besten Schiatzwerts eine Volatilititsanpassung auf die mal3gebliche
risikofreie Zinskurve angewandt haben, ohne vorherige Genehmigung durch
die Aufsichtsbehorden weiterhin eine Volatilitditsanpassung anwenden, sofern
sie die Bedingungen fiir eine vorherige Genehmigung gemdif} Absatz 1 ab

dem ... [Geltungsbeginn dieser Anderungsrichtlinie] erfiillen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehdrden befugt sind, von
einem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen zu verlangen, dass
es die Anwendung einer Volatilitdtsanpassung auf die maBgebliche risikofreie
Zinskurve zur Berechnung des in Artikel 77 Absatz 2 genannten besten
Schitzwerts einstellt, wenn das Unternehmen die im nationalen Recht
festgelegten Bedingungen fiir eine vorherige Genehmigung gemal} Absatz 1
nicht mehr erfiillt. Sobald ein Unternehmen diese Bedingungen wieder erfiillt,
kann es bei den Aufsichtsbehorden die vorherige Genehmigung beantragen, um
nach Absatz 1 eine Volatilititsanpassung auf die mafigebliche risikofreie

Zinskurve zur Berechnung des besten Schitzwerts anzuwenden.
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(1c) Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen konnen
vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die Aufsichtsbehorde eine
unternehmensspezifische Anpassung des risikoberichtigten Spreads der in

Absatz 3 genannten Wihrung anwenden, sofern

a) der risikoberichtigte Spread in den vier vierteljihrlichen
Berichtszeitriumen vor dem Berichtsstichtag iiber dem
risikoberichtigten Spread lag, der auf der Grundlage des Portfolios des
Unternehmens mit Anlagen in Schuldinstrumenten berechnet wird,

und

b) die Informationen, die mit den mafigeblichen Vermdgenswerten des
Unternehmens verbunden sind und gemdf} Artikel 35 Absiitze 1 bis 4
von dem Unternehmen iibermittelt werden, von ausreichender Qualitiit
sind, um eine robuste und zuverlissige Berechnung dieser Anpassung

zu ermaoglichen.
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2)

Die Anpassung entspricht dem niedrigeren Wert zwischen 105 % und
der Quote des risikoberichtigten Spreads, der auf der Grundlage des
Portfolios des Unternehmens mit Anlagen in Schuldinstrumenten
berechnet wird, und des risikoberichtigten Spreads, der auf der
Grundlage des Referenzportfolios in der mafigeblichen Wihrung
berechnet wird. Der risikoberichtigte Spread, der auf dem Portfolio des
Unternehmens mit Anlagen in Schuldinstrumenten beruht, wird auf
die gleiche Weise berechnet wie der risikoberichtigte Spread, der auf
dem Referenzportfolio in der mafigeblichen Wiihrung beruht, jedoch
unter Verwendung unternehmensspezifischer Daten zur Gewichtung
und der durchschnittlichen Laufzeit der mafigeblichen Unterzweige
innerhalb des Portfolios des Unternehmens mit Anlagen in

Schuldinstrumenten in der mafigeblichen Wiihrung.

Wird die Anpassung angewandt, so wird die Volatilititsanpassung nicht

um die in Absatz 4 genannte Makro-Volatilititsanpassung erhoht.

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen stellen die
Anwendung der Anpassung unverziiglich ein, wenn diese den
risikoberichtigten Spread fiir die in Absat; 3 genannte Wiihrung in zwei

aufeinanderfolgenden vierteljihrlichen Berichtszeitriumen erhoht.

Fiir jede mafigebliche Wihrung wird die Volatilitdtsanpassung der
mafgeblichen risikofreien Zinskurve auf den Spread zwischen dem Zinssatz,
der aus einem Referenzportfolio mit Schuldinstrumenten in dieser Wihrung
eingenommen werden konnte, und den Zinssédtzen der mafigeblichen

risikofreien Zinskurve fiir diese Wahrung gestiitzt.

Das Referenzportfolio mit Anlagen in Schuldinstrumenten in einer Wahrung ist
fiir die Vermogenswerte charakteristisch, die auf diese Wahrung lauten und in die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen investiert haben, um den
besten Schitzwert fiir Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen, die

auf diese Wiahrung lauten, zu bedecken.
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3)

Der Betrag der Volatilititsanpassung der risikofreien Zinssétze fiir eine

Wiéhrung wird wie folgt berechnet:

VAcu=85% + CSSRcu * RCScu

Dabei ist:

a) VA die Volatilitdtsanpassung fiir eine Wéahrung cu;

b)  CSSR.. die Kreditspread-Sensitivititskennzahl des Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmens fiir die Wahrung cu;
¢)  RCS.y der risikoberichtigte Spread fiir die Wahrung cu.

VA betrifft die maBBgeblichen risikofreien Zinssitze der Zinskurve, die nicht
nach Artikel 77a durch Extrapolation ermittelt wurden. Werden beim
extrapolierten Teil der maBgeblichen risikofreien Zinssédtze gemal3 Artikel 77a
Absatz 1 Informationen aus anderen Finanzinstrumenten als Anleihen
beriicksichtigt, so betrifft V4., auch die aus diesen Finanzinstrumenten
abgeleiteten risikofreien Zinssétze. Die Extrapolation der maf3geblichen
risikofreien Zinssdtze der Zinskurve beruht auf diesen angepassten risikofreien

Zinsséatzen.

CSSR., darf nicht negativ und nicht groBer sein als eins. Der Wert ist kleiner
als eins, wenn die Sensitivitdt der Vermogenswerte eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens in einer Wihrung gegeniiber Anderungen der
Kreditspreads geringer ist als die Sensitivitét der versicherungstechnischen
Riickstellungen dieses Unternehmens in dieser Wahrung gegeniiber

Zinsdnderungen.

RCS ., wird als Differenz zwischen dem in Absatz 2 genannten Spread und
dem Anteil dieses Spreads berechnet, der auf eine realistische Bewertung der
erwarteten Verluste oder unerwartete Kreditrisiken oder sonstige Risiken der

Vermogenswerte zurlickzufiihren ist.
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Der Anteil des Spreads, der auf eine realistische Bewertung der erwarteten
Verluste, unerwartete Kreditrisiken oder sonstige Risiken zuriickzufiihren ist,
wird als prozentualer Anteil der Spreads berechnet. Dieser prozentuale
Anteil verringert sich mit dem Anstieg der Spreads, wobei mindestens die

drei folgenden Fiille zu unterscheiden sind:
a) die Spreads iiberschreiten nicht ihren langfristigen Durchschnittswert;

b)  die Spreads iiberschreiten ihren langfristigen Durchschnittswert, aber
sie iiberschreiten nicht das Doppelte ihres langfristigen

Durchschnittswerts;

¢) die Spreads iiberschreiten das Doppelte ihres langfristigen

Durchschnittswerts.

Die Risikoberichtigung darf nie einen angemessenen prozentualen Anteil des

langfristigen Durchschnittswerts der Spreads iiberschreiten.

Abweichend von Unterabsatz 1 diirfen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, dessen
Wiihrung an den Euro gekoppelt ist und der die genauen Kriterien fiir
Anpassungen fiir an den Euro gekoppelte Wihrungen zur Erleichterung der
Berechnung des Untermoduls Wihrungsrisiko, wie sie in Artikel 111
Absatz 1 Buchstabe p festgelegt sind, erfiillt, bei der Berechnung der
Volatilititsanpassung der risikofreien Zinssitze fiir die gekoppelte Wihrung
und der Volatilititsanpassung der risikofreien Zinssitze fiir den Euro sowohl
fiir ihre Landeswdhrung als auch fiir den Euro eine einzige CSSR..,
berechnen, wobei die auf den Euro und auf die Landeswéihrung lautenden

Vermaogenswerte und Verbindlichkeiten gemeinsam zu beriicksichtigen sind.
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(4) Unbeschadet des Absatzes 1c wird die Volatilitdtsanpassung fiir den Euro um
eine Makro-Volatilititsanpassung erhoht. Die Makro-Volatilitdtsanpassung

wird wie folgt berechnet: |

VAEuromacro= 85%*CSSREuro*max(RCSco-1,3'RCSEuro; 0) o

Dabei ist:

a)  VAEuromacro die Makro-Volatilitidtsanpassung fiir ein Land co;

b)  CSSREur die Kreditspread-Sensitivititskennzahl des Versicherungs-

oder Riickversicherungsunternehmens fiir den Euro;
c)  RCS,, der risikoberichtigte Spread fiir das Land co;
d)  RCSEur der risikoberichtigte Spread fiir den Euro;
€) ¢ der Linderanpassungsfaktor fiir das Land co.

CSSREuro wird gemil Absatz 3 als Kreditspread-Sensitivitdtskennzahl des

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens fiir den Euro berechnet.

RCS., wird auf dieselbe Weise berechnet wie der risikoberichtigte Spread fiir
den Euro nach Absatz 3, beruht jedoch auf einem Referenzportfolio, das fiir die
Vermogenswerte reprasentativ ist, in die die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen investieren, um den besten Schitzwert fiir
Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen aus Produkten zu
bedecken, die auf dem Versicherungsmarkt des betreffenden Landes verkauft

werden und auf Euro lauten.

RCSEuro wird als risikoberichtigter Spread fiir den Euro nach Absatz 3

berechnet.

14167/24 sf/AKA/fF 151
ANLAGE GIP.INST DE



Der unter Unterabsatz 1 Buchstabe e genannte Landeranpassungsfaktor wird

wie folgt berechnet:
®co= max(minf2{((RCS:,*-0,6%)/0,3%);1);0)

Dabei ist RCS.," der risikoberichtigte Spread fiir das Land co im Sinne von
Unterabsatz 1 Buchstabe c, multipliziert mit dem prozentualen Anteil der
Anlagen in Schuldinstrumenten im Verhéltnis zu den gesamten
Vermdgenswerten, die von in Land co zugelassenen Versicherungs- und

Riickversicherungsunternechmen gehalten werden.

(4a) Zur Berechnung des der Volatilititsanpassung zugrunde liegenden Spreads

entspricht der in den Absiitzen 2 und 4 genannte Spread fiir jede Wihrung
und jedes Land der nach Wert gewichteten Summe des durchschnittlichen
Wiihrungsspreads auf Staatsanleihen und des durchschnittlichen
Wiihrungsspreads auf andere Anleihen als Staatsanleihen, Darlehen und
Verbriefungen. Fiir die Zwecke dieser Berechnung entsprechen die
Jjeweiligen Gewichtungen dem wertmdfigen Anteil von Staatsanleihen im
Referenzportfolio fiir diese Wihrung oder dieses Land im Verhdltnis zum
Wert simtlicher im Referenzportfolio enthaltener Vermogenswerte und dem
wertmdpfigen Anteil von anderen Anleihen als Staatsanleihen, Darlehen und
Verbriefungen im Referenzportfolio fiir diese Wihrung oder dieses Land im
Verhdiiltnis zum Wert samtlicher im Referenzportfolio enthaltener

Vermogenswerte. “

42. Artikel 77e wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

Folgende Buchstaben werden eingefligt:

»aa) fiir die Zwecke der Offenlegungen nach Artikel 51 Absatz 8 eine
malgebliche risikofreie Zinskurve ohne Matching-Anpassung oder
Volatilititsanpassung und ohne Anwendung des Mechanismus zur
schrittweisen Einfiihrung fiir die Extrapolation im Sinne von Artikel 77a

Absatz 2;
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b)

iii)

ab) die Szenarien, die fiir die in Artikel 77 Absatz 8 genannte vorsichtige
deterministische Bewertung des besten Schditzwerts fiir

Lebensversicherungsverpflichtungen zu verwenden sind; “
Buchstabe c erhélt folgende Fassung:

,»¢)  fiir jede maBBgebliche Wihrung und jeden nationalen Versicherungsmarkt
einen risikoberichtigten Spread im Sinne von Artikel 77d Absatz 3 bzw.
Absatz 4;°

Folgender Buchstabe wird angefiigt:

»d) flir jeden relevanten Mitgliedstaat den prozentualen Anteil der Anlagen
in Schuldinstrumenten im Verhiltnis zu den gesamten Vermdgenswerten,
die von den im betreffenden Land zugelassenen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen gehalten werden, im Sinne von

Artikel 77d Absatz 4.

Folgender Absatz wird eingefiigt:

,»(1a) Die EIOPA legt mindestens einmal jahrlich fiir jede maBgebliche Wéhrung und

jede Laufzeit, bei der die Mérkte fiir die maBgeblichen Finanzinstrumente oder
Anleihen mit dieser Laufzeit tief, liquide und transparent sind, den
prozentualen Anteil der Anleihen mit dieser oder einer langeren Laufzeit an
allen auf diese Wihrung lautenden Anleihen im Sinne von Artikel 77a

Absatz 1 nieder und verdffentlicht ihn;*
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c)  Absatz 2 Unterabsatz 1 erhélt folgende Fassung:

,,Um einheitliche Bedingungen fiir die Berechnung der versicherungstechnischen
Riickstellungen und Basiseigenmittel sicherzustellen, kann die Kommission
Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, in denen fiir jede ma3gebliche Wahrung die in
Absatz 1 genannten technischen Informationen und der erste Glattungspunkt geméaf
Artikel 77a Absatz 1 festgelegt werden. Diese Durchfiihrungsrechtsakte konnen sich
auf die von der EIOPA gemil3 Absatz 1 des vorliegenden Artikels veroffentlichten

Informationen stiitzen.*
d)  Absatz 3 Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

,Beil Wihrungen, fiir die der in Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte risikoberichtigte
Spread nicht in den Durchfiihrungsrechtsakten nach Absatz 2 festgelegt ist, wird
keine Volatilitdtsanpassung auf die maf3gebliche risikofreie Zinskurve angewandt,
um den besten Schitzwert zu berechnen. In Bezug auf Mitgliedstaaten, deren
Wiéhrung der Euro ist, und wenn der in Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte
risikoberichtigte Spread und der in Absatz 1 Buchstabe d genannte prozentuale
Anteil nicht in den in Absatz 2 genannten Durchfithrungsrechtsakten festgelegt sind,

wird keine Makro-Volatilitdtsanpassung zur Volatilititsanpassung hinzuaddiert.*
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e) Folgender Absatz wird angefiigt:

»(4) Fiir die Zwecke von Absatz 2 wird ein in einem Durchfiithrungsrechtsakt
festgelegter erster Glattungspunkt fiir eine Wahrung nicht gedndert, es sei
denn, eine Bewertung der prozentualen Anteile der Anleihen mit einer ldngeren
oder gleichen Laufzeit wie eine gegebene Laufzeit an allen auf diese Wahrung
lautenden Anleihen weist fiir mindestens zwei aufeinanderfolgende Jahre auf
einen anderen ersten Glattungspunkt nach Artikel 77a Absatz 1 und dem in
delegierten Rechtsakten nach Artikel 86 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer iii

festgelegten prozentualen Anteil hin.*
43. Artikel 86 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
1)  Folgender Buchstabe wird eingefiigt:

,»aa) die in Artikel 77 Absatz 8 genannte vorsichtige deterministische
Bewertung sowie die Bedingungen, unter denen diese Bewertung
verwendet werden darf, um den besten Schitzwert der
versicherungstechnischen Riickstellungen mit Optionen und Garantien zu

ermitteln;*
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ii)

Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

D)

Methoden, Grundsitze und Techniken zur Bestimmung der

maBgeblichen risikofreien Zinskurve, die zur Berechnung des in

Artikel 77 Absatz 2 genannten besten Schiatzwerts zu verwenden ist,

insbesondere:

i)

iii)

die Formel fiir die in Artikel 77a Absatz 1 genannte Extrapolation,
einschlieBlich der Parameter, die die Konvergenzgeschwindigkeit

der Extrapolation bestimmen;

die Methode zur Bestimmung von Tiefe, Liquiditit und
Transparenz der Markte fiir Finanzinstrumente im Sinne von

Artikel 77a Absatz 1;

die withrungsbezogenen prozentualen Anteile e, unterhalb deren
der Anteil von Anleihen mit ldngeren oder gleichen Laufzeiten wie
eine gegebene Laufzeit an allen Anleihen fiir die Zwecke von

Artikel 77a Absatz 1 als niedrig angesehen wird;

den in Artikel 77a Absatz 2 genannte Mechanismus zur

schrittweisen Einfiihrung;“
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i)  Buchstabe i erhilt folgende Fassung:

»1)  die Methoden und Annahmen fiir die Berechnung der in Artikel 77d

genannten Volatilitdtsanpassung, insbesondere auch:

i)

eine Formel fiir die Berechnung der in Artikel 77d Absétze 3 und 4

genannten Kreditspread-Sensitivitdtskennzahl;

fiir jede einschldgige Anlageklasse den prozentualen Anteil des
Spreads, der den Anteil des Spreads reprisentiert, der einer
realistischen Bewertung der erwarteten Verluste, der unerwarteten
Kreditrisiken oder sonstigen Risiken zuzuschreiben ist, zu
berechnen gemdf} Artikel 77d Absatz 3; dieser prozentuale Anteil
verringert sich mit dem Anstieg der Spreads, wobei mindestens

die drei folgenden Fiille zu beriicksichtigen sind:

1.  die Spreads iiberschreiten nicht ihren langfristigen

Durchschnittswert;

2. die Spreads iiberschreiten ihren langfristigen
Durchschnittswert, aber sie iiberschreiten nicht das

Doppelte ihres langfristigen Durchschnittswerts;

3. die Spreads iiberschreiten das Doppelte ihres langfristigen

Durchschnittswerts.

Die Risikoberichtigung darf nie einen angemessenen
prozentualen Anteil des langfristigen Durchschnittswerts der

Spreads iiberschreiten. “
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b)

Die folgenden Absiitze werden eingefiigt:

»(1a) Die Kommission kann diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte

(1b)

nach Artikel 301a mit Kriterien dafiir ergdnzen, welche Vermogenswerte in das
in Artikel 77b Absatz 1 Buchstabe a genannte Portfolio von Vermdgenswerten

aufgenommen werden konnen.

Ergibt sich aus der regelmiifigen Uberpriifung des Kapitalkosten-Satzes
gemiify Artikel 77 Absatz 5, dass der angenommene Wert nicht mehr
angemessen ist, so kann die Kommission einen delegierten Rechtsakt zur
Anderung des in Artikel 77 Absatz 6 festgelegten angenommenen Werts des
Kapitalkosten-Satzes erlassen. Die Kommission darf den angenommenen
Wert des Kapitalkosten-Satzes nur auf einen Wert von mindestens 4 % und

hochstens 5 % festsetzen.
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c)

Folgender Absatz wird eingefligt:

»(2a) Um einheitliche Bedingungen fiir die Anwendung von Artikel 77 Absatz 8 zu
gewdhrleisten, arbeitet die EIOPA Entwiirfe technischer
Durchfiihrungsstandards aus, in denen die Methoden zur Ermittlung der
Szenarien spezifiziert werden, die fiir die in jenem Absatz genannte vorsichtige
deterministische Bewertung des besten Schétzwerts flir
Lebensversicherungsverpflichtungen zu verwenden sind. Die EIOPA legt der
Kommission diese Entwiirfe technischer Durchfiihrungsstandards bis zum ...

[12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Anderungsrichtlinie] vor.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die technischen
Durchfiihrungsstandards nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes geméil

Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 zu erlassen.*

44, In Artikel 92 erhalten die Absitze 1a und 2 folgende Fassung:

»(1a) Die Kommission ergénzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte

nach Artikel 301a, in denen die Behandlung von Beteiligungen, im Sinne von
Artikel 212 Absatz 2 Unterabsatz 3, an Finanz- und Kreditinstituten im Hinblick auf
die Bestimmung der Eigenmittel festgelegt wird, einschlielich Ansétzen fiir Abziige
wesentlicher Beteiligungen an Kredit- und Finanzinstituten von den

Basiseigenmitteln eines Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens.
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Ungeachtet der Abziige von Beteiligungen von den zur Bedeckung der

Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfahigen Eigenmitteln nach MaBgabe des

nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes erlassenen delegierten Rechtsakts

konnen die Aufsichtsbehorden einem Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmen fiir die Zwecke der Bestimmung der in Artikel 88

genannten Basiseigenmittel gestatten, den Wert seiner Beteiligung an einem Kredit-

oder Finanzinstitut nicht in Abzug zu bringen, sofern alle folgenden Bedingungen

erfullt sind:

a)

b)

bei dem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen liegt eine der

folgenden Situationen vor:

D)

das Kredit- oder Finanzinstitut und das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen gehoren derselben Gruppe im Sinne von
Artikel 212 an, die der Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2
Buchstaben a, b und ¢ unterliegt, und bei dem verbundenen Kredit- oder
Finanzinstitut kommt nicht der in Artikel 228 Absatz 5 genannte Abzug

zur Anwendung; oder

den Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen wird von den
Aufsichtsbehorden vorgeschrieben oder gestattet, technische
Berechnungsmethoden nach Anhang I Teil II der Richtlinie 2002/87/EG
anzuwenden, und das Kredit- oder Finanzinstitut unterliegt derselben
zusiétzlichen Beaufsichtigung im Rahmen der genannten Richtlinie wie

das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen;

die Aufsichtsbehorden sind iiberzeugt, dass das Niveau des integrierten

Managements, des Risikomanagements und der internen Kontrolle in Bezug

auf die Unternehmen, die in die unter Buchstabe a Ziffer i genannte

Gruppenaufsicht oder in die unter Buchstabe a Ziffer ii genannte zusétzliche

Beaufsichtigung einbezogen sind, zufriedenstellend ist;

bei der Beteiligung an dem Kredit- oder Finanzinstitut handelt es sich um eine

Beteiligungsinvestition strategischer Art im Sinne des nach Artikel 111

Absatz 1 Buchstabe m erlassenen delegierten Rechtsakts.
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(2) Die in Absatz 1a genannten Beteiligungen an Finanz- und Kreditinstituten umfassen

Folgendes:
a)  Beteiligungen von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen an:

1) Kreditinstituten und Finanzinstituten im Sinne von Artikel 4 Absatz 1

Nummer 1 bzw. Nummer 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

i1)  Wertpapierfirmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der
Richtlinie 2014/65/EU;

b) Instrumente des zusitzlichen Kernkapitals im Sinne von Artikel 52 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (,Tier 1°) und Instrumente des
Ergidnzungskapitals im Sinne von Artikel 63 jener Verordnung (,Tier 2°) sowie
Instrumente des zusétzlichen Kernkapitals und des Ergdnzungskapitals im
Sinne von Artikel 9 der Verordnung (EU) 2019/2033 des Europdischen
Parlaments und des Rates*, die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen in Bezug auf die unter Buchstabe a genannten

Unternehmen, an denen sie beteiligt sind, halten.

* Verordnung (EU) 2019/2033 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
27. November 2019 iiber Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 575/2013, (EU)
Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 806/2014 (ABI. L 314 vom 5.12.2019, S. 1). *
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45. Artikel 95 Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

»Zu diesem Zweck nehmen die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen,
sofern anwendbar, auf die in Artikel 97 Absatz 1 genannte Liste der

Eigenmittelbestandteile Bezug.*
46. Artikel 96 Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,Unbeschadet des Artikels 95 und des Artikels 97 Absatz 1 gelten fiir die Zwecke dieser

Richtlinie die folgenden Einstufungen:
1. Uberschussfonds, die unter Artikel 91 Absatz 2 fallen, werden in ,Tier 1°¢ eingestuft;

2. Kreditbriefe und Garantien, die von einem unabhéngigen Treuhédnder als Treuhand
fiir die Versicherungsglaubiger gehalten und von geméal der Richtlinie 2013/36/EU

zugelassenen Kreditinstituten bereitgestellt werden, werden in ,Tier 2° eingestuft;

3. alle kiinftigen Forderungen, die von Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit oder
diesen dhnlichen Vereinen mit variablen Beitragseinnahmen, die nur die in den
Zweigen 6, 12 und 17 von Anhang I Teil A genannten Risiken versichern, gegeniiber
ihren aus Reedern bestehenden Mitgliedern mittels Ausschreibung von
Nachschiissen innerhalb der folgenden zwdlf Monate geltend gemacht werden

konnen, werden als ,Tier 2° eingestuft.*
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47. In Artikel 105 wird folgender Absatz angefiigt:

»(7) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, im Einklang mit Artikel 301a

delegierte Rechtsakte zur Erginzung dieser Richtlinie zu erlassen, um dem von
Kryptowerten ausgehenden Risiko in dem in Absatz 5 des vorliegenden Artikels
genannten Marktrisikomodul und in dem in Absatz 6 des vorliegenden Artikels

genannten Gegenparteiausfallrisikomodul Rechnung zu tragen. “

48. Folgender Artikel wird eingefiigt:

wArtikel 105a

Langfristige Aktieninvestitionen

)

Abweichend von Artikel 101 Absatz 3 und als Teil des in Artikel 105 Absatz 5
Unterabsatz 2 Buchstabe b genannten Aktienrisiko-Untermoduls gestatten die
Mitgliedstaaten Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die in
Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes festgelegten Bedingungen erfiillen, auf
eine bestimmte Untergruppe von Aktieninvestitionen mit langfristiger Perspektive

eine Kapitalanforderung gemdf} Absatz 4 des vorliegenden Artikels anzuwenden.

Fiir die Zwecke des Unterabsatzes 1 kann eine Untergruppe von
Aktieninvestitionen als langfristige Aktieninvestitionen behandelt werden, wenn
das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen der Aufsichtsbehérde

gegeniiber hinreichend nachweist, dass alle folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a)  die Untergruppe von Aktieninvestitionen ist eindeutig benannt und wird

getrennt von den anderen Titigkeiten des Unternehmens verwaltet;
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b)  fiir jedes langfristige Aktienportfolio gibt es eine Strategie fiir die langfristige
Anlageverwaltung, die die Zusage des Unternehmens widerspiegelt, das
Gesamtengagement in Aktien in der Untergruppe der Aktieninvestitionen fiir
einen Zeitraum von durchschnittlich mehr als fiinf Jahren zu halten. Das
Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan des Unternehmens billigt
ausdriicklich die Anlageverwaltungsstrategien, und diese Strategien werden
héiufig anhand der tatsiichlichen Verwaltung der Portfolios iiberpriift und in
der unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilititsbeurteilung gemdf

Artikel 45 beschrieben;

¢)  die Untergruppe der Aktieninvestitionen besteht nur aus Aktien, die in
Liindern notiert sind, die Mitglied des EWR oder der Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) sind, oder aus
nicht borsennotierten Aktien von Unternehmen, die ihren Sitz in Lindern

haben, die Mitglied des EWR oder der OECD sind;

d)  das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen ist dauerhaft und
unter angespannten Bedingungen in der Lage, Zwangsverkiufe von

Aktieninvestitionen in der Untergruppe wihrend fiinf Jahren zu vermeiden;
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e) aus dem Risikomanagement, dem Aktiv-Passiv-Management und der
Anlagepolitik des Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens
geht hervor, dass das Unternehmen die Untergruppe von Aktieninvestitionen
fiir einen Zeitraum halten will, der der Anforderung des Buchstabens b
entspricht, und das Unternehmen in der Lage ist, die Anforderung des

Buchstabens d zu erfiillen;

) die Untergruppe der Aktieninvestitionen ist angemessen diversifiziert, um
eine iibermdifiige Abhdngigkeit von einem bestimmten Emittenten oder einer
bestimmten Gruppe von Unternehmen und eine iibermdifige
Risikoakkumulation im Gesamtportfolio langfristiger Aktieninvestitionen mit

demselben Risikoprofil zu vermeiden;
g)  die Untergruppe der Aktieninvestitionen enthilt keine Beteiligungen.

(2) Werden Aktien in europdischen langfristigen Investmentfonds oder in bestimmten
Arten von Organismen fiir gemeinsame Anlagen, einschlieflich alternativer
Investmentfonds, gehalten, die in den gemdif} dieser Richtlinie erlassenen
delegierten Rechtsakten als mit einem niedrigeren Risikoprofil benannt sind, so
konnen die Bedingungen in Absat; 1 auf der Ebene der Fonds und nicht der in

diesen Fonds gehaltenen zugrunde liegenden Vermaogenswerten bewertet werden.
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3.

Wenn Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen eine Untergruppe von
Aktieninvestitionen gemdf} Absatz 1 als langfristige Aktieninvestitionen behandeln,
konnen sie nicht zu einer Verfahrensweise ohne langfristige Aktieninvestitionen
zuriickkehren.

Erfiillt ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das eine
Untergruppe von Aktieninvestitionen als langfristige Aktieninvestitionen
behandelt, nicht mehr die in Absatz 1 festgelegten Bedingungen, so unterrichtet es
unverzgiiglich die Aufsichtsbehorde und ergreift die erforderlichen Mafinahmen,
um die Erfiillung wiederherzustellen.

Innerhalb eines Monats nach der ersten Feststellung der Nichterfiillung der in
Absatz 1 festgelegten Bedingungen iibermittelt das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen der Aufsichtsbehorde die erforderlichen
Informationen und die von dem Unternehmen zu ergreifenden Mafinahmen, um
innerhalb von sechs Monaten nach der ersten Feststellung der Nichterfiillung die
Wiederherstellung der Erfiillung dieser Bedingungen zu erreichen.

Ist das Unternehmen nicht in der Lage, die Erfiillung innerhalb von sechs
Monaten nach der ersten Feststellung der Nichterfiillung wiederherzustellen, so
stellt es die Einstufung von Aktieninvestitionen als langfristige Aktieninvestitionen
gemiif} diesem Artikel wihrend zweieinhalb Jahren oder solange die Erfiillung der
in Absatz 1 festgelegten Bedingungen nicht wiederhergestellt ist — je nachdem

welcher Zeitraum linger ist — ein.
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4)

5)

Die Kapitalanforderung fiir langfristige Aktieninvestitionen entspricht dem
Verlust an Basiseigenmitteln, der sich aus einem unmittelbaren Riickgang des
Werts der Investitionen, die als langfristige Investitionen behandelt werden, um

22 % ergeben wiirde.

Die Kommission erlisst im Einklang mit Artikel 301a delegierte Rechtsakte zur

Erginzung dieser Verordnung, in denen Folgendes genauer festgelegt wird:

a) die Bedingungen gemiift Absatz 1 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels;

b)  die Arten von Organismen fiir gemeinsame Anlagen gemdif Absatz 2 des

vorliegenden Artikels;

¢) die Informationen, die in den Bericht iiber Solvabilitiit und Finanzlage
gemiifp Artikel 51 Absatz 1 und in den regelmdfigen aufsichtlichen Bericht
gemify Artikel 35 Absatz 5a aufzunehmen sind. “

49. Artikel 106 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) Die symmetrische Anpassung der Standardkapitalanforderung fiir Aktienanlagen zur

Bedeckung des mit Verdnderungen der Aktienkurse verbundenen Risikos darf nicht
zur Anwendung einer Kapitalanforderung fiir Aktienanlagen fiihren, die mehr als
13 Prozentpunkte unter oder iiber der Standardkapitalanforderung fiir Aktienanlagen

liegt.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 167
GIP.INST DE



50. Artikel 109 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 109

Vereinfachungen in der Standardformel

(1)

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen konnen eine vereinfachte

Berechnung fiir ein spezifisches Risikomodul oder Untermodul verwenden, wenn

alle folgenden Bedingungen erfiillt sind.:

a)

b)

Art, Umfang und Komplexitét der Risiken rechtfertigen die Verwendung einer

vereinfachten Berechnung;

es wire unverhédltnismaBig, von dem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen die Anwendung der Standardberechnung zu

verlangen;

der Unterschied zwischen den Ergebnissen der Standardberechnung und der
vereinfachten Berechnung fiihrt mit der Zeit nicht zu einer wesentlichen
Falschangabe der Solvenzkapitalanforderung, aufler in Fillen, in denen die
vereinfachte Berechnung zu einer Solvenzkapitalanforderung fiihrt, die die
aus der standardisierten Berechnung resultierende

Solvenzkapitalanforderung iiberschreitet.
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Ungeachtet des Unterabsatzes 1 konnen kleine und nicht komplexe Unternehmen
eine vereinfachte Berechnung fiir ein spezifisches Risikomodul oder Untermodul
verwenden, wenn sie zur Zufriedenheit der Aufsichtsbehorde und mindestens alle

fiinf Jahre nachweisen konnen, dass die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) jedes einzelne Risikomodul oder Untermodul, fiir das eine vereinfachte
Berechnung verwendet werden soll, macht — ohne Anwendung der

Vereinfachung — weniger als 2 % der Basissolvenzkapitalanforderung aus;

b)  die Summe aller Risikomodule oder Untermodule, fiir die eine vereinfachte
Berechnung verwendet werden soll, macht — ohne Anwendung der

Vereinfachung — weniger als 10 % der Basissolvenzkapitalanforderung aus.

Fiir die Zwecke dieses Absatzes sind vereinfachte Berechnungen gemif Artikel 101

Absatz 3 zu kalibrieren.
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 und des Artikels 102 Absatz 1 darf fiir den Fall, dass ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die Solvenzkapitalanforderung
berechnet und ein Risikomodul oder -untermodul nicht mehr als 5 % der in
Artikel 103 Buchstabe a genannten Basissolvenzkapitalanforderung ausmacht, das
Unternehmen wihrend eines Zeitraums von hochstens drei Jahren ab dem Zeitpunkt
dieser Berechnung der Solvenzkapitalanforderung eine vereinfachte Berechnung fiir

dieses Risikomodul oder -untermodul verwenden.

(3) Fiir die Zwecke von Absatz 2 darf die Summe der Anteile der einzelnen
Risikomodule oder -untermodule, bei denen die vereinfachten Berechnungen nach
dem genannten Absatz angewandt werden, an der Basissolvenzkapitalanforderung

10 % nicht tibersteigen.

Der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Anteil eines Risikomoduls
oder -untermoduls an der Basissolvenzkapitalanforderung ist der Anteil, der
berechnet wurde, als das Risikomodul oder -untermodul zuletzt ohne vereinfachte

Berechnung nach Absatz 2 berechnet wurde.*
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51. Artikel 111 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geindert:

i)  Die Buchstaben 1 und m erhalten folgende Fassung:

1)

die vereinfachten Berechnungen fiir spezifische Risikomodule und -
untermodule nach Artikel 109 Absatz 1 und fiir unwesentliche
Risikomodule und -untermodule nach Artikel 109 Absatz 2 sowie die
Kiriterien, die die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
einschlieBlich firmeneigener Versicherungsunternehmen und
firmeneigener Riickversicherungsunternehmen erfiillen miissen, um die
in Artikel 109 Absatz 1 genannten Vereinfachungen verwenden zu

diirfen;

der Ansatz, der in Bezug auf qualifizierte Beteiligungen im Sinne von
Artikel 13 Nummer 21 bei der Berechnung der
Solvenzkapitalanforderung anzuwenden ist, insbesondere bei der
Berechnung des in Artikel 105 Absatz 5 genannten Untermoduls
Aktienrisiko, wobei die voraussichtliche Verringerung der Volatilitit des
Werts dieser qualifizierten Beteiligungen aufgrund der strategischen Art
dieser Anlagen und des Einflusses, den das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen auf diese Beteiligungsnehmer ausiibt, zu

berticksichtigen ist;*
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ii)  Folgende Unterabsiitze werden angefigt:

,Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Absatzes tragen die
Methoden, Annahmen und Standardparameter fiir das Untermodul
Zinsrisiko gemdif} Artikel 105 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a dem Risiko
Rechnung, dass die Zinssdtze auch dann weiter sinken konnen, wenn sie
niedrig oder negativ sind, und die Berechnung des Untermoduls Zinsrisiko
muss mit der Extrapolation der Zinssdtze gemdif} Artikel 77a
iibereinstimmen. Ungeachtet des ersten Satzes dieses Unterabsatzes muss bei
der Berechnung des Untermoduls Zinsrisiko das Risiko, dass die Zinssiitze
unter eine negative Untergrenze fallen, nicht beriicksichtigt werden, wenn
eine negative Untergrenze so bestimmt wird, dass die Wahrscheinlichkeit,
dass die Zinssitze iiber relevante Wihrungen und Laufzeiten hinweg nicht

jederzeit iiber der negativen Untergrenze liegen, ausreichend gering ist.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe h des vorliegenden Absatzes
werden die Methoden und Anpassungen, die zu verwenden sind, um den
eingeschriankten Moglichkeiten einer Risikodiversifizierung fiir Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen im Zusammenhang mit Sonderverbénden
Rechnung zu tragen, nicht auf die Vermdgensportfolios angewandt, die keine
Sonderverbinde sind und gemél Artikel 77b Absatz 1 Buchstabe a dafiir
vorgesehen sind, den entsprechenden besten Schétzwert der Versicherungs-

oder Riickversicherungsverpflichtungen zu bedecken.*
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b)  Folgender Absatz wird eingefiigt:

»(2a) Erliisst die Kommission gemdf} Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c des
vorliegenden Absatzes delegierte Rechtsakte zur Ergiinzung dieser Richtlinie
durch die Festlegung der Methoden, Annahmen und Standardparameter, die
bei der Berechnung des in Artikel 105 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a
genannten Untermoduls Zinsrisiko zugrunde gelegt werden, mit dem Ziel,
die Sensitivitiit der Kapitalanforderungen entsprechend der Entwicklung bei
den Zinssitzen zu verbessern, so konnen Anderungen des Untermoduls
Zinsrisiko iiber einen Ubergangszeitraum von bis zu fiinf Jahren schrittweise
vorgenommen werden. Eine solche schrittweise Anpassung ist obligatorisch

und gilt fiir alle Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen. “
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¢)  Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) Die EIOPA bewertet bis zum ... [fiinf Jahre nach dem Inkrafitreten dieser
Anderungsrichtlinie] und danach alle fiinf Jahre, ob die fiir die Berechnung
der Solvenzkapitalanforderung, auf Grundlage der Standardformel,
verwendeten Methoden, Annahmen und Standardparameter weiterhin
angemessen sind. Dabei beriicksichtigt sie insbesondere die Leistung einer
Gruppe von Vermogenswerten und die Leistung von Finanzinstrumenten,
das Verhalten der Anleger, die in die betreffenden Vermogenswerte und
Finanzinstrumente investieren, sowie die Entwicklungen in der
internationalen Standardsetzung fiir den Finanzdienstleistungsbereich.
Bestimmte Risiken und Gruppen von Vermaogenswerten konnen bei der
Uberpriifung vorrangig behandelt werden. Auf der Grundlage der
Bewertung der EIOPA legt die Kommission gegebenenfalls Vorschliige zur
Anderung dieser Richtlinie oder der gemiiff dieser Richtlinie erlassenen

delegierten Rechtsakte oder Durchfiihrungsrechtsakte vor.

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die schrittweise
Einfiihrung gemdf} Absatz 2a dieses Artikels anwenden, veroiffentlichen in
dem Teil ihres Berichts iiber Solvabilitiit und Finanzlage, der aus
Informationen fiir professionelle Marktteilnehmer gemdify Artikel 51
Absatz 1b besteht, Folgendes:

i) die Tatsache, dass sie die schrittweise Einfiihrung gemdfp Absatz 2a

dieses Artikels anwenden, und

ii)  die Quantifizierung der Auswirkungen der Nichtanwendung der
schrittweisen Einfiihrung gemdfp Absatz 2a des vorliegenden Artikels

auf'ihre Finanzlage.“

14167/24 sf/AKA/fF 174
ANLAGE GIP.INST DE



52. Artikel 112 Absatz 7 erhélt folgende Fassung:

»(7) Nach Erhalt der Genehmigung der Aufsichtsbehdrden, ein internes Modell

verwenden zu diirfen, I iibermitteln die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen den Aufsichtsbehorden alle zwei Jahre eine
Schitzung der Solvenzkapitalanforderung, die geméf der in Unterabschnitt 2
erlduterten Standardformel zu berechnen ist. Die Aufsichtsbehérden kénnen das
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen im Wege einer begriindeten

Entscheidung um eine hdufigere Berichterstattung ersuchen.

53. In Artikel 122 wird folgender Absatz angefligt:

»(5) Die Mitgliedstaaten konnen den Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen

nur dann gestatten, in ihrem internen Modell die Auswirkungen von Kreditspread-
Bewegungen auf die gemél Artikel 77d berechnete Volatilitidtsanpassung zu

beriicksichtigen, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

a)  Bei der Methode zur Beriicksichtigung der Auswirkungen von Kreditspread-
Bewegungen auf die Volatilititsanpassung fiir eine Wéihrung werden weder
unternehmensspezifische Anpassungen des risikoberichtigten Spreads nach
Artikel 77d Absatz 1c noch, im Falle des Euro, eine mogliche Erhohung der
Volatilitdtsanpassung durch eine Makro-Volatilitdtsanpassung nach Artikel 77d
Absatz 4 beriicksichtigt,;
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b) die Solvenzkapitalanforderung unterschreitet keinen der folgenden Werte:

)

eine fiktive Solvenzkapitalanforderung, die wie die
Solvenzkapitalanforderung berechnet wird, auBler dass die Auswirkungen
von Kreditspread-Bewegungen auf die Volatilititsanpassung gemil3 der
Methode, die von der EIOPA fiir die Zwecke der Verdffentlichung der in
Artikel 77e Absatz 1 Buchstabe ¢ genannten technischen Informationen

verwendet wird, beriicksichtigt werden;

eine fiktive Solvenzkapitalanforderung, die nach Ziffer i dieses
Buchstabens berechnet wird, au3er dass das in Artikel 77d Absatz 2
Unterabsatz 2 genannte reprasentative Portfolio fiir eine Wahrung auf
Grundlage der Vermogenswerte bestimmt wird, in die das
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen investiert, und nicht
auf Grundlage der Vermdgenswerte aller Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen mit Versicherungs- oder

Riickversicherungsverpflichtungen in dieser Wéhrung.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b wird das représentative Portfolio fiir

eine bestimmte Wéhrung auf Grundlage der Vermodgenswerte des Unternehmens

bestimmt, die auf diese Wahrung lauten und zur Bedeckung des besten Schitzwerts

der auf diese Wihrung lautenden Versicherungs- und

Riickversicherungsverpflichtungen verwendet werden.*
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54. Artikel 132 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 3 Unterabsatz 2 werden die Worte ,,Richtlinie 85/611/EWG* durch die
Worte ,,Richtlinie 2009/65/EG* ersetzt.

Die folgenden Absitze werden angefiigt:

»(5) I Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen berticksichtigen bei
der Entscheidung iiber ihre Anlagestrategie mogliche Gesamtwirtschafts- und

Finanzmarktentwicklungen. I

Die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen beriicksichtigen
ferner die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf ihre Anlagen und
die potenziellen langfristigen Auswirkungen ihrer Anlageentscheidungen

auf Nachhaltigkeitsfaktoren, wenn sie iiber ihre Anlagestrategie entscheiden.
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(6)

(7)

(%)

Auf Aufforderung der Aufsichtsbehorde hin beriicksichtigen die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen bei der Entscheidung
iiber ihre Anlagestrategie makroprudenzielle Bedenken und bewerten,
inwieweit ihre Anlagestrategie die Gesamtwirtschafts- und
Finanzmarktentwicklungen beeinflussen und potenziell zu einer Quelle von
Systemrisiken werden konnte, und lassen derartige Erwdgungen in ihre

Anlageentscheidungen einflieen.

Fiir die Zwecke der Absétze 5 und 6 des vorliegenden Artikels ist unter
Gesamtwirtschafts- und Finanzmarktentwicklungen sowie unter

makroprudenziellen Bedenken dasselbe zu verstehen wie in Artikel 45. ||

Bei der Entscheidung, ob das Ersuchen nach Absatz 6 dieses Artikels an ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das ein gemdify
Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a und b in die Gruppenaufsicht
einbezogenes Tochterunternehmen ist, gerichtet wird, beriicksichtigt die
Aufsichtsbehorde, ob die in Absatz 6 des vorliegenden Artikels genannte
Bewertung von dem beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, der Versicherungsholdinggesellschaft oder
der gemischten Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union auf
Gruppenebene durchgefiihrt wird und die Besonderheiten dieses

Tochterunternehmens abdeckt. “
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55. In Artikel 133 Absatz 3 werden die Worte ,,Richtlinie 85/611/EWG* durch die Worte
,,Richtlinie 2009/65/EG* ersetzt.

56. Folgender Artikel wird eingefiigt:

wArtikel 136a

Verschlechterung der Solvabilitiit

()

)

Sollte sich die Solvabilitit eines Unternehmens im Anschluss an eine Anzeige
gemdf Artikel 136 oder im Anschluss an die Feststellung einer Verschlechterung
der Finanzlage gemdfi Artikel 36 Absatz 3 verschlechtern, so sind die
Aufsichtsbehorden befugt, die erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen, um dieser

Verschlechterung abzuhelfen.

Die Mafinahmen gemdf} Absatz 1 miissen im Verhiltnis zum Risiko stehen und der
Signifikanz der Verschlechterung angemessen sein. Die Mitgliedstaaten stellen
sicher, dass die Aufsichtsbehorden befugt sind, mindestens die folgenden

Mafinahmen zu ergreifen:

a) Verpflichtung des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des
Unternehmens, den im Einklang mit Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2024/...
des Europdischen Parlaments und des Rates" + erstellten priventiven
Sanierungsplan zu aktualisieren, wenn sich die Umstinde von den in diesem

Sanierungsplan dargelegten Annahmen unterscheiden;

+ ABL.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument PE_ CONS 6/24 (2021/0296(COD))
enthaltenen Richtlinie und in der Fuflnote die Nummer, das Datum und die
Amtsblattfundstelle jener Richtlinie einfiigen.
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b)  Verpflichtung des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des
Unternehmens, die in dem im Einklang mit Artikel 5 der Richtlinie (EU)
2024/... des Europiischen Parlaments und des Rates* erstellten priiventiven
Sanierungsplan festgelegten Mafinahmen zu ergreifen; bei einer
Aktualisierung des Plans gemdfi Buchstabe a des vorliegenden Absatzes
miissen die ergriffenen Mafinahmen alle aktualisierten Maffnahmen

umfassen;

c) Verpflichtung des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans eines
Unternehmens, das iiber keinen priventiven Sanierungsplan gemdf Artikel 5
der Richtlinie (EU) 2024/..." verfiigt, die Ursachen fiir die Nichteinhaltung
oder die wahrscheinliche Nichteinhaltung der rechtlichen Anforderungen
festzustellen und geeignete Maffnahmen und einen Zeitrahmen fiir die

Umsetzung dieser regulatorischen Anforderungen zu ermitteln;

d)  Verpflichtung des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des
Unternehmens, die variable Vergiitung und Boni, Ausschiittungen auf
Eigenmittelinstrumente oder Riickzahlung oder Riickkauf von

Eigenmittelbestandteilen auszusetzen oder einzuschrinken.

Richtlinie (EU) 2024/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Festlegung eines Rahmens fiir die Sanierung und Abwicklung von Versicherungs-
und Riickversicherungsunternehmen und zur Anderung der Richtlinien
2002/47/EG, 2004/25/EG, 2007/36/EG, 2014/59/EU und (EU) 2017/1132 sowie der
Verordnungen (EU) Nr. 1094/2010, (EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 806/2014 und

- ABI.: Bitte die Nummer der in Dokument PE-CONS 6/24 (2021/0296 (COD)) enthaltenen
Richtlinie einfiigen.
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57. Artikel 138 Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,»Im Falle von durch die EIOPA festgestellten aulergewdhnlichen widrigen
Umstdnden, die sich auf Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
auswirken, die einen wesentlichen Anteil am Markt oder an den betroffenen
Geschéftsbereichen ausmachen, kann die Aufsichtsbehorde die in Absatz 3
Unterabsatz 2 genannte Frist fiir die betroffenen Unternehmen unter
Berticksichtigung aller relevanten Faktoren, einschlieBlich der durchschnittlichen
Laufzeit der versicherungstechnischen Riickstellungen, um maximal sieben Jahre

verldngern.*
Unterabsatz 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,Unbeschadet der Befugnisse der EIOPA gemif Artikel 18 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 stellt die EIOPA das Vorliegen auergewdhnlicher widriger
Umsténde fiir die Zwecke dieses Absatzes auf Antrag der betreffenden

Aufsichtsbehorde und, falls angemessen, nach Konsultation des ESRB fest.*
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58. Artikel 139 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 139

Nichtbedeckung der Mindestkapitalanforderung

(1)

Stellen Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen fest, dass die
Mindestkapitalanforderung nicht mehr bedeckt ist oder die Gefahr besteht, dass
dieser Fall innerhalb der folgenden drei Monate eintritt, so unterrichten sie

unverziiglich die Aufsichtsbehdrde dariiber.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 gilt die Pflicht zur Unterrichtung der
Aufsichtsbehorde unabhéngig davon, ob das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen die Nichtbedeckung der Mindestkapitalanforderung
oder die Gefahr der Nichtbedeckung bei einer Berechnung der
Mindestkapitalanforderung nach Artikel 129 Absatz 4 feststellt oder bei einer
Berechnung der Mindestkapitalanforderung zwischen zwei Zeitpunkten, zu denen
eine solche Berechnung gemil Artikel 129 Absatz 4 an die Aufsichtsbehorde

gemeldet wird.
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(2)

€)

(4)

Innerhalb eines Monats nach Feststellung der Nichtbedeckung der
Mindestkapitalanforderung oder der Feststellung der Gefahr der Nichtbedeckung legt
das betreffende Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen einen von der
Aufsichtsbehorde zu genehmigenden realistischen, kurzfristigen Finanzierungsplan
vor, um innerhalb von drei Monaten nach der genannten Feststellung die
anrechnungsfahigen Basiseigenmittel mindestens auf Hohe der
Mindestkapitalanforderung aufzustocken oder das Risikoprofil so zu senken, dass die

Mindestkapitalanforderung wieder bedeckt ist.

Wird innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der in Absatz 1 genannten
Informationen kein Liquidationsverfahren eingeleitet, erwigt die Aufsichtsbehorde
des Herkunftsmitgliedstaats, die freie Verfligung iiber die Vermdgenswerte des
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens einzuschrinken oder zu
untersagen. Sie unterrichtet die Aufsichtsbehorden der Aufhahmemitgliedstaaten
entsprechend. Diese treffen auf Ersuchen der Aufsichtsbehdrde des
Herkunftsmitgliedstaats die gleichen Mallnahmen. Die Aufsichtsbehdrde des
Herkunftsmitgliedstaats bestimmt die Vermogenswerte, die Gegenstand dieser

MaBnahmen sein sollen.

Die EIOPA kann Leitlinien fiir die MaBnahmen erarbeiten, die die
Aufsichtsbehorden ergreifen sollten, wenn sie eine Nichtbedeckung der
Mindestkapitalanforderung oder die Gefahr der Nichtbedeckung im Sinne von
Absatz 1 feststellen.*
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59. Artikel 141 erhiilt folgende Fassung:

wArtikel 141

Aufsichtsbefugnisse im Falle einer Verschlechterung der finanziellen Lage

()

2

Erachten die Aufsichtsbehorden in den Artikeln 136a, 138 und 139 genannte
Mafinahmen als unwirksam oder als nicht ausreichend, um der Verschlechterung
der Solvabilitiit des Unternehmens entgegenzuwirken, so sind die
Aufsichtsbehorden zu allen Mafinahmen befugt, die erforderlich sind, um
sicherzustellen, dass die sich aus den Versicherungsvertriigen ergebenden
Interessen der Versicherungsnehmer gewahrt bleiben und die sich aus den

Riickversicherungsvertriigen ergebenden Verpflichtungen erfiillt werden.

Diese Mafinahmen miissen verhiltnismdfig sein und somit Grad und Dauer der
Verschlechterung der Solvabilitiitssituation des betreffenden Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmens widerspiegeln. “

60. In Artikel 144 wird folgender Absatz angefiigt:

»(4) Bei einem Entzug der Zulassung stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die

Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zumindest bis zur Er6ffnung
eines etwaigen Liquidationsverfahrens weiterhin den in Titel I Kapitel III

festgelegten allgemeinen Regeln und Zielen der Versicherungsaufsicht unterliegen.*

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 184
GIP.INST DE



61. In Titel I wird folgendes Kapitel eingefiigt:

~KAPITEL VIIA

Makroprudenczielle Instrumente

Artikel 144a

Liquiditétsrisikomanagement

(1)

2)

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das in Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 2
Buchstabe d genannte Liquidititsrisikomanagement der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen sicherstellt, dass diese Unternehmen selbst unter
Stressbedingungen iiber ausreichende Liquiditét verfiigen, um ihre finanziellen
Verpflichtungen gegeniiber Versicherungsnehmern und anderen Gegenparteien bei

Félligkeit zu erfiillen.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen einen
Liquiditatsrisikomanagementplan aufstellen und aktualisieren, der eine Analyse der
kurzfristigen Liquiditit umfasst und in dem die eingehenden und ausgehenden
Zahlungsstrome in Bezug auf ihre Vermogenswerte und Verbindlichkeiten projiziert
werden. Auf Ersuchen der Aufsichtsbehdorden erweitern die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen den Liquiditiitsrisikomanagementplan um eine
Analyse auch der mittel- und langfristigen Liquiditiit. Die Mitgliedstaaten stellen
sicher, dass die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen einen
Indikatorensatz fiir das Liquiditétsrisiko erarbeiten und aktualisieren, um
potenziellen Liquiditétsstress ermitteln, tiberwachen und diesem begegnen zu

konnen.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen den Aufsichtsbehdrden den
Liquiditatsrisikomanagementplan als Teil der in Artikel 35 Absatz 1 genannten

Informationen tibermitteln.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass kleine und nicht komplexe Unternehmen
sowie Unternehmen, die nach Artikel 29d eine vorherige Genehmigung der
Aufsichtsbehorde erhalten haben, nicht zur Aufstellung eines

Liquiditétsrisikomanagementplans im Sinne von Absatz 2 verpflichtet sind.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es den Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, sofern sie die in Artikel 77b genannte Matching-
Anpassung oder die in Artikel 77d genannte Volatilitdtsanpassung anwenden,
gestattet ist, den in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten
Liquiditétsrisikomanagementplan mit dem nach Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 4

vorgeschriebenen Plan zu kombinieren.
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Artikel 144b

Aufsichtsbefugnisse zur Behebung von Liquiditdtsanfilligkeiten unter aulergewohnlichen

Umstédnden

(1) Im Rahmen des regelmifigen aufsichtlichen Uberpriifungsverfahrens iiberwachen
die Aufsichtsbehdrden die Liquiditatsposition der Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen. Stellen sie wesentliche Liquiditétsrisiken fest, so
setzen sie das betroffene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen davon
in Kenntnis. Das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen hat zu

erldutern, wie es diesen Liquiditétsrisiken zu begegnen gedenkt.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehdrden iiber die ndtigen
Befugnisse verfligen, um von Unternehmen verlangen zu kdnnen, dass sie ihre
Liquiditétsposition stiarken, wenn wesentliche Liquiditétsrisiken
oder -unzulinglichkeiten festgestellt werden. Diese Befugnisse kommen zur
Anwendung, wenn hinreichende Belege dafiir vorliegen, dass wesentliche
Liquiditéitsrisikenl vorliegen und dass wirksame AbhilfemaBnahmen durch das

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen fehlen.

Die MaBnahmen, die von einer Aufsichtsbehorde auf der Grundlage dieses Absatzes
ergriffen werden, werden mindestens alle sechs Monate von der Aufsichtsbehorde
iiberpriift und aufgehoben, wenn das Unternehmen wirksame Abhilfemallnahmen

ergriffen hat.

Gegebenenfalls iibermittelt die Aufsichtsbehorde die Belege fiir Schwachstellen in
Bezug auf Liquidititsrisiken an die EIOPA.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden in Bezug auf

einzelne Unternehmen, die mit wesentlichen Liquiditétsrisiken konfrontiert sind,

welche den Schutz der Versicherungsnehmer oder die Stabilitét des Finanzsystems

unmittelbar gefihrden konnten, befugt sind, voriibergehend

@)

b)

Dividendenausschiittungen an Aktiondre und andere nachrangige Gliubiger

zu beschriinken oder auszusetzen;

sonstige Zahlungen an Aktiondire und andere nachrangige Gliubiger zu

beschrinken oder auszusetzen;

Aktienriickkdufe und Riickzahlungen oder Tilgungen von

Eigenmittelbestandteilen zu beschrinken oder auszusetzen;

Boni oder andere variable Vergiitungen zu beschrinken oder auszusetzen;

Riickgaberechte von Lebensversicherungsnehmern (im Folgenden

wRiickgaberechte) auszusetzen.

Von der Befugnis zur Aussetzung von Riickgaberechten darf nur unter

auBBergewohnlichen, die Unternehmen betreffenden Umstinden als letztes Mittel,

und wenn es im gemeinsamen Interesse der Versicherungsnehmer und

Begiinstigten des Unternehmens liegt, Gebrauch gemacht werden. Bevor die

Aufsichtsbehorde von dieser Befugnis Gebrauch macht, beriicksichtigt sie mogliche

unbeabsichtigte Auswirkungen auf die Finanzmaérkte sowie auf die Rechte der

Versicherungsnehmer und Begiinstigten des Unternehmens, auch im

grenziiberschreitenden Kontext. Die Aufsichtsbehdrden verdffentlichen ihre

Griinde, wenn sie diese Befugnis anwenden.
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Die Geltungsdauer jeder in Unterabsatz 1 genannten MalBnahme betragt nicht mehr
als drei Monate. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Malnahme verldngert
werden kann, wenn die Griinde, die diese MaBBnahme rechtfertigen, weiterhin
vorliegen, und dass die Ma3nahme nicht mehr angewendet wird, wenn diese Griinde

nicht mehr vorliegen.

Unbeschadet des Artikels 144c¢ Absatz 6 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass, bis
die Aufsichtsbehorden die Aussetzung der Riickgaberechte flir beendet erklart haben,

die betroffenen Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen

a)  keine Ausschiittungen oder sonstigen Zahlungen an Aktionére und andere

nachrangige Glaubiger vornehmen,;

b)  keine Aktienriickkiiufe und Riickzahlungen oder Tilgungen von

Eigenmittelbestandteilen titigen; und

¢)  keine Boni oder andere variable Vergilitungen an Mitglieder des Verwaltungs-,
Management- oder Aufsichtsorgans, an Inhaber von Schliisselfunktionen

oder an die Geschiiftsleitung auszahlen.
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Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehirden iiber die
erforderlichen Befugnisse zur Durchsetzung der in Unterabsat; 4 genannten

Anforderungen verfiigen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Stellen und Behorden mit einem
makroprudenziellen Mandat, sofern sie nicht mit den Aufsichtsbehdrden identisch
sind, zeitnah gebiihrend iiber die Absicht der Aufsichtsbehdrde unterrichtet werden,
von den in diesem Absatz genannten Befugnissen Gebrauch zu machen, undl an
der Bewertung der in Unterabsatz 2 genannten moglichen unbeabsichtigten

Auswirkungen beteiligt werden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden die EIOPA und den
ESRB unterrichten, wann immer von den in diesem Absat; genannten Befugnissen

Gebrauch gemacht wird, um einem Risiko fiir die Stabilitét des Finanzsystems zu

begegnen.
(4) Bei der Ausiibung der Befugnisse gemdf} Absatz 3 beriicksichtigen die
Aufsichtsbehorden die Kriterien fiir die Verhdltnismdfigkeit gemdf} Artikel 29
Absatz 3 gebiihrend .
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(&)

(6)

Gelangt die EIOPA nach Anhorung des ESRB zu der Auffassung, dass die
Ausiibung der Befugnisse gemdfi Absatz 3 durch die zustindige Behorde
unverhiltnismdpig ist, so gibt sie eine Stellungnahme an die betreffende
Aufsichtsbehorde des Inhalts ab, dass der Beschluss dieser Aufsichtsbehorde

itberpriift werden sollte. Diese Stellungnahme wird nicht veroffentlicht.

Bei der Ausiibung der Befugnisse gemdf} Absatz 3 beriicksichtigen die
Aufsichtsbehérden die aus dem aufsichtlichen Uberpriifungsverfahren
resultierenden Erkenntnisse und eine vorausschauende Bewertung der Solvabilitiit
und Finanzlage der betreffenden Unternehmen entsprechend der in Artikel 45

Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b genannten Bewertung.

Von den in Absatz 3 genannten Befugnissen kann in Bezug auf die in einem
bestimmten Mitgliedstaat titigen betreffenden Unternehmen Gebrauch gemacht
werden, wenn sich die in Absatz 3 genannten auBlergewohnlichen Umsténde auf die

Gesamtheit oder einen erheblichen Teil des Versicherungsmarkts auswirken.

Die Mitgliedstaaten benennen eine Behorde, die die in Unterabsatz 1 genannten

Befugnisse ausiibt.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 191
GIP.INST DE



(7)

Ist die benannte Behorde nicht mit der Aufsichtsbehorde identisch, sorgt der
Mitgliedstaat fiir eine ordnungsgeméfe Koordinierung und einen angemessenen
Informationsaustausch zwischen den verschiedenen Behdrden. Insbesondere werden
alle Behorden verpflichtet, eng zusammenarbeiten und alle Informationen
auszutauschen, die fiir die angemessene Erfiillung der Aufgaben, die der nach diesem

Absatz benannten Behorde iibertragen wurden, notig sein konnten.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Absatz 6 Unterabsatz 2 genannte
Behorde die EIOPA zeitnah und, wenn die MaBBnahme ergriffen wird, um einem
Risiko fiir die Stabilitdt des Finanzsystems zu begegnen, den ESRB tiber die

Ausiibung der in Absatz 6 genannten Befugnisse unterrichtet.

Die Unterrichtung umfasst eine Beschreibung der angewandten MafBnahme, deren
Dauer und die Griinde fiir die Ausiibung der Befugnis, einschlielich der Griinde,
warum die MaBBnahme als wirksam und hinsichtlich ihrer negativen Auswirkungen

auf die Versicherungsnehmer als verhéltnismafig angesehen wurde.
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(8) Um eine einheitliche Anwendung dieses Artikels zu gewihrleisten, erarbeitet die

EIOPA nach Konsultation des ESRB Leitlinien, um Folgendes genauer festzulegen:

a)

b)

die MaBBnahmen zur Behebung von Unzulinglichkeiten beim
Liquiditétsrisikomanagement sowie zu Form, Aktivierung und Kalibrierung der
Befugnisse, von denen die Aufsichtsbehorden Gebrauch machen kénnen, um die
Liquiditdtsposition von Unternehmen zu stérken, wenn Liquiditétsrisiken
ermittelt und von jenen Unternehmen keine angemessenen AbhilfemaBBnahmen

ergriffen werden;

das Vorliegen auBBergewohnlicher Umstidnde, die die voriibergehende

Aussetzung von Riickgaberechten rechtfertigen konnten I ;

die Bedingungen zur Gewéhrleistung einer unionsweit einheitlichen Anwendung
der voriibergehenden Aussetzung von Riickgaberechten als letztes Mittel und die
Aspekte I , die zu beriicksichtigen sind, damit die Versicherungsnehmer in allen
Herkunfts- und Aufnahmestaaten gleichermallen und angemessen geschiitzt

sind.
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Artikel 144¢

Aufsichtsmallnahmen zur Wahrung der Finanzlage von Unternehmen bei

auBBergewohnlichen sektorweiten Schocks

(1) Unbeschadet des Artikels 141 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die
Aufsichtsbehorden befugt sind, Mallnahmen zu ergreifen, um die Finanzlage
einzelner Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen in Zeiten
aullergewohnlicher sektorweiter Schocks, die die Finanzlage des betroffenen

Unternehmens oder die Stabilitit des Finanzsystems gefdhrden kdnnten, zu wahren.

(2) In Zeiten auBBergewohnlicher sektorweiter Schocks sind die Aufsichtsbehorden
befugt, von Unternehmen mit einem besonders anfalligen Risikoprofil zu verlangen,

dass sie mindestens die folgenden MaBinahmen ergreifen:

a)  Beschrinkung oder Aussetzung von Dividendenausschiittungen an Aktionére

und andere nachrangige Gliubiger;
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b)  Beschrinkung oder Aussetzung sonstiger Zahlungen an Aktiondre und andere

nachrangige Glaubiger;

¢)  Beschrinkung oder Aussetzung von Aktienriickkdufen und Riickzahlungen

oder Tilgungen von Eigenmittelbestandteilen;
d)  Beschriankung oder Aussetzung von Boni oder anderen variablen Vergiitungen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einschldgigen nationalen Stellen und
Behdrden mit einem makroprudenziellen Mandat, gebiihrend iiber die Absicht der
nationalen Aufsichtsbehorde unterrichtet werden, von den in diesem Artikel
vorgesehenen Befugnissen Gebrauch zu machen, und dass sie in angemessener
Weise an der Bewertung der aullergewdhnlichen sektorweiten Schocks im Sinne

dieses Absatzes beteiligt werden.

(3) Bei der Ausiibung der in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Befugnis
beriicksichtigen die Aufsichtsbehdrden gebiihrend die in Artikel 29 Absatz 3
genannten Kriterien flir die VerhéltnisméaBigkeit und etwaige von dem Unternehmen
gebilligte Risikotoleranzschwellen und Schwellenwerte in seinem
Risikomanagementsystem.
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(4)

)

(6)

Bei der Ausiibung der in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Befugnis
beriicksichtigen die Aufsichtsbehorden die aus dem aufsichtlichen
Uberpriifungsverfahrens resultierenden Erkenntnisse und eine vorausschauende
Bewertung der Solvabilitit und Finanzlage der betreffenden Unternehmen
entsprechend der in Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b genannten

Bewertung.

Die in Absatz 2 genannten MaBBnahmen werden so lange angewendet, wie die
Griinde, die die MaBBlnahmen rechtfertigen, vorliegen. Diese MaBBinahmen werden
mindestens alle drei Monate tiberpriift und werden aufgehoben, sobald die Griinde,

die die MaBnahmen gerechtfertigt haben, nicht mehr gegeben sind.

Fiir die Zwecke dieses Artikels werden bedeutende gruppeninterne Transaktionen im
Sinne von Artikel 245 Absatz 2, einschlielich gruppeninterner
Dividendenausschiittungen, nur dann ausgesetzt oder beschriankt, wenn sie die
Solvabilitit oder Liquidititsposition der Gruppe oder mindestens eines
Unternehmens der Gruppe gefahrden. Die Aufsichtsbehérden der verbundenen
Unternehmen konsultieren die fiir die Gruppenaufsicht zustdndige Behorde, bevor

sie Transaktionen mit dem Rest der Gruppe aussetzen oder beschrénken.
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(7)  Um die einheitliche Anwendung dieses Artikels zu gewihrleisten, erarbeitet die

EIOPA nach Konsultation des ESRB Entwiirfe technischer Regulierungsstandards,
in denen die Kriterien fiir die Bestimmung auflergewohnlicher sektorweiter Schocks
spezifiziert werden. Die EIOPA legt der Kommission diese Entwiirfe technischer
Regulierungsstandards bis zum ... [12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser

Anderungsrichtlinie] vor.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu ergéinzen, indem
die in Unterabsatz 1 genannten technischen Regulierungsstandards nach den

Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 erlassen werden.

Artikel 144d

Anwendung zusitzlicher makroprudenzieller Instrumente

(1) Um die einheitliche Anwendung der in Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe e,

Artikel 132 Absatz 6 und Artikel 144a Absatz 2 genannten makroprudenziellen
Instrumente zu gewiihrleisten, erstellt die EIOPA Entwiirfe technischer
Regulierungsstandards zu den Kriterien, die von den Aufsichtsbehorden zu
beriicksichtigen sind, wenn sie die Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen und -gruppen bestimmen, die aufgefordert

werden,

a) diein Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe e genannten zusitzlichen
makroprudenziellen Analysen unter Beriicksichtigung der Umstiinde

nach Absatz 9 des genannten Artikels durchzufiihren;
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2)

b)  makroprudenzielle Erwiigungen als Teil des in Artikel 132 Absatz 6
genannten Grundsatzes der unternehmerischen Vorsicht unter
Beriicksichtigung der Umstiinde nach Absatz 8 des genannten Artikels

einzubeziehen;

c) einen Liquidititsrisikomanagementplan gemdf; Artikel 144a Absatz 2, der

eine Analyse der mittel- und langfristigen Liquiditit umfasst, zu erstellen.

Die EIOPA iibermittelt der Kommission bis zum ... [12 Monate nach Inkrafttreten
dieser Anderungsrichtlinie] die in Unterabsatz 1 genannten Entwiirfe technischer

Regulierungsstandards.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu ergiinzen,
indem die in Unterabsatz 1 genannten technischen Regulierungsstandards nach

den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 erlassen werden.

Um die einheitliche Anwendung der in Artikel 144a Absatz 2 genannten
makroprudenziellen Instrumente zu gewdhrleisten, arbeitet die EIOPA Entwiirfe
technischer Regulierungsstandards aus, in denen der Inhalt und die Hdiiufigkeit
der Aktualisierung der Liquiditiitsrisikomanagementpliine unter Beriicksichtigung
einer moglichen Kombination von Plinen gemdf} Absatz 5 des genannten Artikels
prizisiert werden. Die EIOPA legt der Kommission diese Entwiirfe technischer
Regulierungsstandards bis zum ... [12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser

Anderungsrichtlinie] vor.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu erginzen,
indem die in Unterabsat; 1 des vorliegenden Absatzes genannten technischen
Regulierungsstandards nach den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 erlassen werden.
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)

)

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a miissen die zu beriicksichtigenden
Kriterien in einem angemessenen Verhdltnis zu Art, Umfang und Komplexitiit der
Risiken und insbesondere zum Grad der Verflechtung mit den Finanzmdirkten
sowie dem grenziiberschreitenden Charakter der Versicherungs- und
Riickversicherungstiitigkeiten und der Anlagen der Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen stehen.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b miissen die zu beriicksichtigenden
Kriterien in einem angemessenen Verhiiltnis zu Art, Umfang und Komplexitiit der
Risiken und insbesondere der Zusammensetzung des Portfolios der
Vermaogenswerte und Verbindlichkeiten, der Art und der Variabilitiit der
Versicherungs- und Riickversicherungsverpflichtungen und der Exposition der
erwarteten Zahlungsstrome der Vermogenswerte gegeniiber Marktschwankungen

stehen.

62. Artikel 145 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a)  Buchstabe c erhilt folgende Fassung:
,C) den Namen einer Person, die mit ausreichender Vollmacht versehen ist, um das
Versicherungsunternehmen Dritten gegeniiber zu verpflichten;*
b)  Unterabsatz 2 wird gestrichen;
14167/24 st/AKA/ff 199
ANLAGE GIP.INST DE



63. Artikel 149 erhélt folgende Fassung:
LHArtikel 149
Anderung der Art der Risiken oder Verpflichtungen

(1) Bei jeder vom Versicherungsunternehmen beabsichtigten Anderung der in
Artikel 147 bezeichneten Angaben ist das in den Artikeln 147 und 148 vorgesehene

Verfahren einzuhalten.

(2) Bei einer Anderung der vom Versicherungsunternehmen im Rahmen des freien
Dienstleistungsverkehrs ausgeiibten Geschaftstatigkeit, die sich wesentlich auf das
Risikoprofil des Unternehmens auswirkt oder die Versicherungstétigkeit in einem
oder mehreren Aufnahmemitgliedstaaten wesentlich beeinflusst, setzt das
Versicherungsunternehmen die Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats sofort
in Kenntnis. Die Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats setzt die
Aufsichtsbehorden der betroffenen Aufnahmemitgliedstaaten unverziiglich in

Kenntnis.
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64. Die Uberschrift von Abschnitt 24 in Kapitel VIII erhiilt folgende Fassung:

» Unterrichtung, bedeutende grenziiberschreitende Titigkeiten und Plattformen fiir die

Zusammenarbeit*

65. Artikel 152a Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet die EIOPA und die

Aufsichtsbehorde des betreffenden Aufnahmemitgliedstaats, falls sie eine
Verschlechterung der Finanzlage oder andere auftretende Risiken, einschlieBlich in
Bezug auf den Verbraucherschutz, feststellt, die von einem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen ausgehen, das auf der Grundlage der
Dienstleistungsfreiheit oder der Niederlassungsfreiheit Tétigkeiten ausiibt, die
grenziiberschreitende Auswirkungen haben kénnen. Ferner kann die
Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats die EIOPA und die Aufsichtsbehorde
des betreffenden Herkunftsmitgliedstaats unterrichten, wenn sie ernsthafte und
begriindete Bedenken in Bezug auf den Verbraucherschutz hat. Die
Aufsichtsbehorden kdnnen die EIOPA mit der Angelegenheit befassen und um ihre

Hilfe bitten, falls keine bilaterale Losung gefunden werden kann.*
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66. Folgende Artikel werden eingefiigt:
wArtikel 152aa
Bedeutende grenziiberschreitende Titigkeiten

(1) Fiir die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdruck ,,bedeutende
grengiiberschreitende Titigkeiten* Versicherungs- und
Riickversicherungstiitigkeiten, die im Rahmen der Niederlassungsfreiheit oder im
Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs in einem bestimmten
Aufnahmemitgliedstaat von einem Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, das nicht als kleines und nicht komplexes
Unternehmen eingestuft wird, ausgeiibt werden und eine der folgenden

Anforderungen erfiillen:

a)  Die gesamten jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen, die den durch
das Unternehmen in einem bestimmten Aufnahmemitgliedstaat im Rahmen
der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit ausgeiibten

Titigkeiten entsprechen, iibersteigen 15 000 000 EUR;

b)  dieim Rahmen der Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit
ausgeiibten Titigkeiten werden von der Aufsichtsbehirde des
Aufnahmemitgliedstaats als fiir den Markt des Aufnahmemitgliedstaats von

Bedeutung angesehen.
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(2) Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b arbeitet die EIOPA Entwlirfe technischer
Regulierungsstandards aus, in denen die Bedingungen und Kriterien niiher
festgelegt werden, anhand deren bestimmt wird, welche Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen fiir den Markt des Aufnahmemitgliedstaats von

Bedeutung sind.

Die EIOPA legt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwiirfe
technischer Regulierungsstandards bis zum ... [12 Monate nach dem Inkrafitreten

dieser Anderungsrichtlinie] vor.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu erginzen,
indem die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten technischen
Regulierungsstandards nach den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 erlassen werden.

(3) Sieht die Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats die im Rahmen der
Niederlassungsfreiheit oder des freien Dienstleistungsverkehrs ausgeiibten
Titigkeiten als fiir den Markt des Aufnahmemitgliedstaats von Bedeutung an, so
teilt sie dies fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b der Aufsichtsbehorde des

Herkunftsmitgliedstaats unter Angabe der Griinde mit.

(4) Ist die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats in Bezug auf die Bedeutung
der im Rahmen der Niederlassungsfreiheit oder des freien Dienstleistungsverkehrs
ausgeiibten Titigkeiten anderer Meinung, so teilt sie dies der Aufsichtsbehorde des
Aufnahmemitgliedstaats innerhalb eines Monats unter Angabe der Griinde mit.
Bei einer Meinungsverschiedenheit in Bezug auf die Bedeutung der im Rahmen
der Niederlassungsfreiheit oder des freien Dienstleistungsverkehrs ausgeiibten
Tidtigkeiten konnen die Aufsichtsbehorden gemdfy Artikel 19 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 die EIOPA mit der Angelegenheit befassen und um Hilfe bitten. In
diesem Fall kann die EIOPA im Rahmen der ihr durch den genannten Artikel

iibertragenen Befugnisse titig werden.
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Artikel 152ab

Erweiterte aufsichtliche Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen den
Aufsichtsbehorden des Herkunfis- und des Aufnahmemitgliedstaats in Bezug auf

bedeutende grenziiberschreitende Titigkeiten

(1) Im Falle bedeutender grenziiberschreitender Tiitigkeiten arbeiten die
Aufsichtsbehorde des Herkunfitsmitgliedstaats und die Aufsichtsbehorde des
Aufnahmemitgliedstaats zusammen, um zu bewerten, ob das Unternehmen ein
klares Verstindnis und ein solides Management der Risiken hat, denen es im

Aufnahmemitgliedstaat ausgesetzt ist oder ausgesetzt sein konnte.

Diese Zusammenarbeit muss in einem angemessenen Verhiltnis zu den mit den
bedeutenden grenziiberschreitenden Tiitigkeiten verbundenen Risiken stehen und

sich zumindest auf folgende Aspekte erstrecken:

a)  Das Governance-System einschlieflich der Fihigkeit des Verwaltungs-,
Management- oder Aufsichtsorgans, die Besonderheiten des
grenziiberschreitenden Marktes, die Risikomanagementinstrumente, die
vorhandenen internen Kontrollen und die Compliance-Verfahren fiir das

grengiiberschreitende Geschiift zu verstehen;
b)  Outsourcing und Vertriebspartnerschaften;
¢) die Geschiiftsstrategie und Schadensbearbeitung;

d) den Verbraucherschutz.

14167/24 sf/AKA/fF 204
ANLAGE GIP.INST DE



(2) Die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet die
Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats rechtzeitig iiber das Ergebnis ihres
aufsichtlichen Uberpriifungsverfahrens im Zusammenhang mit den bedeutenden
grengiiberschreitenden Tiitigkeiten, falls potenzielle Compliance-Belange in Bezug
auf die im Aufnahmemitgliedstaat oder im Herkunftsmitgliedstaat geltenden
Rechts- oder Verwaltungsbestimmungen oder wesentliche Belange in Bezug auf
die in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Aspekte festgestellt worden sind und
sofern diese Belange die Ausiibung von Tiitigkeiten im Aufnahmemitgliedstaat

beeinflussen oder wahrscheinlich beeinflussen.

Die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats stellt der Aufsichtsbehorde des
Aufnahmemitgliedstaats, in dem das Unternehmen bedeutende
grenziiberschreitende Titigkeiten ausiibt, mindestens einmal jihrlich, oder im Fall
einer Aufforderung durch die Aufsichtsbehorde des betreffenden

Aufnahmemitgliedstaats héiiufiger, die folgenden Informationen zur Verfiigung:

a) die von dem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen

iibermittelte Solvenzkapitalanforderung und Mindestkapitalanforderung;

b)  die von dem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
iibermittelte Hohe der auf die Solvenzkapitalanforderung bzw. die

Mindestkapitalanforderung anrechnungsfihigen Eigenmittel;

¢)  eine Angabe der potenziellen Bedenken der Aufsichtsbehorde des
Herkunftsmitgliedstaats im Hinblick auf die Berechnung der
versicherungstechnischen Riickstellungen durch das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen sowie im Hinblick auf die in den

Buchstaben a und b genannten Posten.
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3)

Die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet die
Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats, in dem das Unternehmen
bedeutende grenziiberschreitende Titigkeiten ausiibt, unverziiglich, wenn sie eine
Verschlechterung der Finanzlage oder die Gefahr der Nichtbedeckung der
Solvenzkapitalanforderung oder der Mindestkapitalanforderung innerhalb der

ndéichsten drei Monate feststellt.

Die Aufsichtsbehorde eines Aufnahmemitgliedstaats, in dem das Versicherungs-
oder Riickversicherungsunternehmen bedeutende grenziiberschreitende
Tiitigkeiten ausiibt, kann ein hinreichend begriindetes Ersuchen an die
Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats dieses Unternehmens richten, um
andere als die in den Unterabsiitzen 1, 2 und 3 genannten Informationen zu
erhalten, sofern diese mit der Solvabilitiit, dem Governance-System oder dem
Geschiiftsmodell dieses Unternehmens zusammenhdngen. Die Aufsichtsbehorde

des Herkunftsmitgliedstaats stellt diese Informationen rechtzeitig zur Verfiigung.

Stellt die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats die Informationen nach
Absatz 2 des vorliegenden Artikels nicht zeitnah zur Verfiigung, kann die
Aufsichtsbehorde des betreffenden Aufnahmemitgliedstaats die EIOPA mit der
Angelegenheit befassen und gemiifp Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010
um Hilfe bitten.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 206
GIP.INST DE



4)

5

Bedeckt ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das bedeutende
grenziiberschreitende Titigkeiten ausiibt, in den folgenden drei Monaten die
Solvenzkapitalanforderung oder die Mindestkapitalanforderung nicht oder
voraussichtlich nicht, so kann die Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats,
in dem dieses Unternehmen bedeutende grenziiberschreitende Tiitigkeiten ausiibt,
die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats unter Angabe von Griinden
darum ersuchen, mit dieser eine gemeinsame Priifung vor Ort bei dem

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen vorzunehmen.

Binnen eines Monats nach Erhalt dieses Ersuchens erklirt sich die
Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats mit der in Unterabsatz 1 genannten

Priifung einverstanden oder lehnt es ab.

Erklirt sich die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats mit der
Durchfiihrung einer gemeinsamen Priifung vor Ort einverstanden, so lidt sie die

EIOPA ein, an dieser Priifung teilzunehmen.

Nach Abschluss der gemeinsamen Priifung vor Ort einigen sich die beteiligten
Aufsichtsbehorden binnen zwei Monaten auf gemeinsame Schlussfolgerungen,
einschlieflich dazu, welche aufsichtlichen Maffnahmen am besten geeignet sind.
Wenn die Aufsichtsbehorde des Herkunfitsmitgliedstaats iiber angemessene
aufsichtliche Mafinahmen entscheidet, beriicksichtigt sie diese gemeinsamen

Schlussfolgerungen.
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Konnen die Aufsichtsbehorden sich nicht auf eine gemeinsame Schlussfolgerung
aus der gemeinsamen Priifung vor Ort einigen, so kann jede von ihnen binnen
zwei Monaten nach Ablauf des in Unterabsatz 2 dieses Absatzes genannten
Zeitraums unbeschadet der aufsichtlichen Mafinahmen und Befugnisse, auf die
die Aufsichtsbehorde des Herkunfitsmitgliedstaats zuriickgreift, um gegen die
Nichtbedeckung der Solvenzkapitalanforderung oder die Nichtbedeckung bzw.
voraussichtliche Nichtbedeckung der Mindestkapitalanforderung vorzugehen, die
EIOPA mit der Angelegenheit befassen und diese gemdify Artikel 19 der
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 um Hilfe bitten. Die EIOPA wird nicht mit der
Angelegenheit befasst, wenn die in diesem Unterabsat; genannte Zweimonatsfrist
verstrichen ist oder die Aufsichtsbehorden sich gemdf} Unterabsatz 2 dieses

Absatzes auf gemeinsame Schlussfolgerungen geeinigt haben.

Hat eine der beteiligten Aufsichtsbehorden die EIOPA innerhalb der in
Unterabsatz 3 des vorliegenden Artikels genannten Zweimonatsfrist gemdf}
Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 mit der Angelegenheit befasst, so
vertagt die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats die Annahme der
endgiiltigen Schlussfolgerungen aus der gemeinsamen Priifung vor Ort, wartet
eine etwaige Entscheidung der EIOPA gemdf} Artikel 19 Absatz 3 der genannten
Verordnung ab und legt die Schlussfolgerungen im Einklang mit der
Entscheidung der EIOPA fest. Diese Schlussfolgerungen werden von allen

beteiligten Aufsichtsbehorden als verbindlich anerkannt.
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(6)

Lehnt die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats die Durchfiihrung einer
gemeinsamen Priifung vor Ort ab, so begriindet sie diese Ablehnung der

Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats gegeniiber in schriftlicher Form.

Sind Aufsichtsbehiorden mit dieser Begriindung nicht einverstanden, so konnen sie
binnen eines Monats, nachdem die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats
ihre Entscheidung bekanntgegeben hat, gemdify Artikel 19 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 die EIOPA mit der Angelegenheit befassen und diese um Hilfe
bitten. In diesem Fall kann die EIOPA im Rahmen der ihr durch den genannten

Artikel iibertragenen Befugnisse titig werden. “

67. I Artikel 152b wird wie folgt geiindert:

a)

b)

Absatz 4 erhiilt folgende Fassung:

»w(4) Unbeschadet des Artikels 35 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 stellen die
betroffenen Aufsichtsbehorden auf Ersuchen der EIOPA oder einer
Aufsichtsbehorde alle erforderlichen Informationen rechtzeitig zur
Verfiigung, um das ordnungsgemdfie Funktionieren der Plattform fiir die

Zusammenarbeit zu ermoglichen. “
Die folgenden Absiitze werden angefiigt:

»(5) Die Anforderungen im Hinblick auf erweiterte aufsichtliche
Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen den
Aufsichtsbehorden des Herkunfts- und des Aufnahmemitgliedstaats nach
Artikel 152ab gelten auch fiir Aufsichtsbehorden, die an einer Plattform fiir
die Zusammenarbeit teilnehmen, sobald eine solche Plattform gemiify
Absatz 1 oder 2 des vorliegenden Artikels eingerichtet wurde und
unabhdiingig davon, ob das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen bedeutende grenziiberschreitende
Titigkeiten ausiibt. Solche Informationen werden auch an die EIOPA
weitergegeben, wenn Plattformen fiir die Zusammenarbeit gemdify Absatz 1

des vorliegenden Artikels eingerichtet werden.
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(6)

(7)

Sind sich zwei oder mehr einschlégige Behorden einer Plattform fiir die
Zusammenarbeit liber das Verfahren oder den Inhalt einer in Bezug auf ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen zu ergreifenden
Malnahme oder den Verzicht auf Mallnahmen uneins und bestehen ernsthafte
Bedenken hinsichtlich negativer Auswirkungen auf die
Versicherungsnehmer, kann die EIOPA den Behorden geméf Artikel 19
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 auf Ersuchen einer

einschldgigen Behorde helfen, eine Einigung zu erzielen.

Bestehen ernsthafte Bedenken hinsichtlich negativer Auswirkungen auf
Versicherungsnehmer in anderen Mitgliedstaaten als dem
Herkunftsmitgliedstaat und Anzeichen fiir schwerwiegende Miingel in einem
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, gegen die die
zustindige Aufsichtsbehorde keine oder nur unzureichende
Abhilfemafinahmen ergriffen hat, kann die EIOPA die Aufsichtsbehérde des
Herkunftsmitgliedstaats auffordern, eine Priifung des Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens vor Ort vorzunehmen. Die
Aufsichtsbehorde des Herkunfitsmitgliedstaats leitet die Priifung vor Ort
unverziiglich ein und lidt die EIOPA und andere betroffene
Aufsichtsbehorden zur Teilnahme ein. Artikel 152ab Absatz 5

Unterabsitze 2, 3 und 4 sowie Artikel 152ab Absatz 6 finden Anwendung.

I Sind sich zwei oder mehr einschliigige Behorden einer Plattform fiir die
Zusammenarbeit iiber den Informationsaustausch gemdf} Absatz 4 oder 5 des
vorliegenden Artikels uneins, kann die EIOPA ihnen gemdf} Artikel 19
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 auf Ersuchen einer

einschlidgigen Behorde helfen, eine Einigung zu erzielen.
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(8) Wenn sie es im Sinne des Schutzes der Versicherungsnehmer oder aus
Griinden der finanziellen Stabilitiit fiir angemessen hiilt, kann die EIOPA
Informationen iiber Erkenntnisse, Empfehlungen oder Mafinahmen
veriffentlichen, die aus der Aufsichtstitigkeit im Zusammenhang mit der

Plattform fiir die Zusammenarbeit stammen.

Beabsichtigt die EIOPA, den Namen des betreffenden Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens zu verdffentlichen, so unterrichtet sie
dieses Unternehmen unverziiglich von ihrer Veroffentlichungsabsicht und
gewiihrt diesem Unternehmen geniigend Zeit, um schriftliche Bemerkungen
abzugeben und der EIOPA und anderen Aufsichtsbehérden der Plattform
fiir die Zusammenarbeit jegliche einschliigigen Informationen oder
Argumente vorzulegen. Die EIOPA bewertet den Standpunkt des
betreffenden Unternehmens gebiihrend und beriicksichtigt ihn gebiihrend
bei der Entscheidung iiber die Verdffentlichung des Namens des
Unternehmens. Die EIOPA verdffentlicht den Namen des betreffenden
Unternehmens nicht, wenn diese Veriffentlichung eine laufende
Untersuchung gefihrden oder dem Unternehmen unverhdltnismdfigen

Schaden — soweit dieser ermittelt werden kann — zufiigen wiirde. “
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68. Artikel 153 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 153

Zeitlicher Rahmen und Sprache von Informationsersuchen

()

Die Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats kann die Informationen, die sie
iiber die Tatigkeit eines in diesem Mitgliedstaat titigen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens verlangen darf, bei der Aufsichtsbehorde des
Herkunftsmitgliedstaats dieses Unternehmens I anfordern. Diese Informationen
werden innerhalb von 20 Arbeitstagen ab dem Datum des Eingangs des Ersuchens
in der/den Amtssprache(n) des Aufnahmemitgliedstaats oder in einer anderen, von

der Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats akzeptierten Sprache geliefert.

Abweichend von Unterabsatz 1 kann die in jenem Unterabsat; genannte Frist in
hinreichend begriindeten Fiillen um 20 Arbeitstage verliingert werden, wenn die
angeforderten Informationen fiir die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats

nicht ohne Weiteres verfiighar und aufwdindig einzuholen sind.
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)

Stellt die Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats die Informationen
nicht innerhalb der in Absatz 1 genannten mafigeblichen Zeitspanne zur
Verfiigung, kann die Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats das
Ersuchen direkt an das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen richten. In diesem Fall unterrichtet die
Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats die Aufsichtsbehorde des
Herkunftsmitgliedstaats iiber das Auskunftsersuchen, bevor sie das
Ersuchen an das Unternehmen richtet. Das Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen muss diese Informationen unverziiglich zur

Verfiigung stellen. “

69. Artikel 212 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

i)

unter Buchstabe a werden die Worte ,,Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie
83/349/EWG* durch die Worte ,,Artikel 22 Absatz 7 der Richtlinie
2013/34/EU* ersetzt;

unter Buchstabe b werden die Worte ,,Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie
83/349/EWG* durch die Worte ,,Artikel 22 Absatz 7 der Richtlinie
2013/34/EU* ersetzt;

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 213
GIP.INST DE



iii)

c)

Buchstabe c erhélt folgende Fassung:

,,@ruppe® eine Gruppe von Unternehmen,

1)

die aus einem beteiligten Unternehmen, dessen Tochterunternehmen, den
Unternehmen, an denen das beteiligte Unternehmen oder dessen
Tochterunternehmen eine Beteiligung halten, und Unternehmen, die vom
beteiligten Unternehmen oder dessen Tochterunternehmen gemeinsam
mit einem oder mehreren nicht der Gruppe angehdrenden Unternehmen
gefiihrt werden, sowie Unternehmen, die untereinander durch eine in
Artikel 22 Absatz 7 der Richtlinie 2013/34/EU beschriebene Beziehung

verbunden sind, und den mit diesen verbundenen Unternechmen besteht,

die auf der vertraglichen oder sonstigen Einrichtung von starken und
nachhaltigen finanziellen Beziehungen zwischen allen diesen
Unternehmen beruht und zu der Versicherungsvereine auf

Gegenseitigkeit oder diesen dhnliche Vereine gehdren kdnnen, sofern:

- eines dieser Unternehmen durch zentrale Koordination einen
beherrschenden Einfluss auf die Entscheidungen aller der Gruppe
angehorenden Unternehmen ausiibt, darunter auch die

Finanzentscheidungen; und

- die Einrichtung und Auflésung dieser Beziehungen fiir die Zwecke
dieses Titels der vorherigen Genehmigung durch die fiir die

Gruppenaufsicht zustindige Behorde unterliegen;

das Unternehmen, das die zentrale Koordination ausiibt, wird als
Mutterunternehmen und die anderen Unternehmen werden als

Tochterunternehmen betrachtet; oder
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»iii) die aus einer Kombination aus den Ziffern i und ii besteht;“

iv)  Buchstabe f erhiilt folgende Fassung:

”ﬂ

, Versicherungsholdinggesellschaft‘ ein Unternehmen, das alle

folgenden Bedingungen erfiillt:

i)

ii)

iii)

Das Unternehmen ist ein Mutterunternehmen;

bei dem Unternehmen handelt es sich nicht um ein Kreditinstitut,
ein Versicherungsunternehmen, ein
Riickversicherungsunternehmen, eine Wertpapierfirma oder eine

Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung;

bei dem Unternehmen handelt es sich nicht um eine gemischte
Finanzholdinggesellschaft oder eine Finanzholdinggesellschaft
im Sinne von Artikel 4 Nummer 20 der Verordnung (EU)

Nr. 575/2013;

mindestens ein Tochterunternehmen dieses Unternehmens ist ein

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen;
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ungeachtet des vom Unternehmen selbst genannten
Gesellschaftszwecks besteht die Haupttitigkeit des Unternehmens

in einer der folgenden Tiitigkeiten:

1)  dem Erwerb und Halten von Beteiligungen an

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen;

2)  der Bereitstellung von Nebendienstleistungen fiir die
Haupttiitigkeit eines verbundenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens oder mehrerer
verbundener Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmen;

3)  der Ausiibung einer oder mehrerer der in Anhang 1
Nummern 2 bis 12 und Nummer 15 der
Richtlinie 2013/36/EU aufgefiihrten Titigkeiten oder der
Ausiibung einer oder mehrerer der in Anhang 1
Abschnitt B der Richtlinie 2014/65/EU aufgefiihrten
Dienstleistungen oder Tiitigkeiten in Bezug auf die in
Anhang I Abschnitt C der Richtlinie 2014/65/EU

aufgefiihrten Finanzinstrumente;
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vi)

mehr als 50 % mindestens eines der folgenden Indikatoren sind
auf kontinuierlicher Basis Tochterunternehmen, die
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, Drittland-
Versicherungs- oder -Riickversicherungsunternehmen,
Versicherungsholdinggesellschaften oder gemischte
Finanzholdinggesellschaften, Holdinggesellschaften von
Drittland-Versicherungs- und -Riickversicherungsunternehmen
oder Unternehmen sind, die Nebendienstleistungen fiir die
Haupttitigkeit eines Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens oder mehrerer Versicherungs-
oder Riickversicherungsunternehmen der Gruppe bereitstellt,
und Titigkeiten zuzuordnen, die vom Unternehmen selbst
ausgeiibt werden und nicht mit dem Erwerb oder dem Halten von
Beteiligungen an Tochterunternehmen, die Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen bzw. Drittland-Versicherungs-
oder -Riickversicherungsunternehmen sind, zusammenhdngen,
wenn es sich um Tiitigkeiten derselben Art handelt wie die
Titigkeiten von Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmen:

1)  Eigenkapital des Unternehmens auf konsolidierter Basis;

2)  Bilanzsumme des Unternehmens auf konsolidierter Basis;
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3)  Erlose des Unternehmens auf konsolidierter Basis;
4)  Mitarbeiter des Unternehmens auf konsolidierter Basis;

5) andere von der nationalen Aufsichtsbehorde als relevant

erachtete Indikatoren; “
v)  Folgender Buchstabe wird eingefiigt:

»fa) ,Holdinggesellschaft von Drittland-Versicherungs-
und -Riickversicherungsunternehmen® ein Mutterunternehmen, bei dem
es sich nicht um eine Versicherungsholdinggesellschaft oder eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft im Sinne von Artikel 2 Nummer 15
der Richtlinie 2002/87/EG handelt, dessen Haupttétigkeit im Erwerb und
Halten von Beteiligungen an Tochterunternehmen besteht, bei denen es
sich ausschlieBlich oder hauptsidchlich um Drittland-Versicherungs-

oder -Riickversicherungsunternehmen handelt;*
b)  Absatz 2 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,,Fur die Zwecke dieses Titels betrachten die Aufsichtsbehdrden als
Mutterunternehmen auch jedes Unternehmen, das ihrer Ansicht nach tatsdchlich
einen beherrschenden Einfluss auf ein anderes Unternehmen ausiibt, was auch Fille
einschliet, in denen dieser Einfluss im Wege einer zentralen Koordinierung auf die

Entscheidungen des anderen Unternehmens ausgetibt wird.*
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c)

Die folgenden Absétze I werden angefiigt:

»(3) Fiir die Zwecke dieses Titels betrachten die Aufsichtsbehdrden auch zwei oder
mehr Unternehmen als Gruppe im Sinne von Absatz 1 Buchstabe c, die ihrer

Auffassung nach auf einheitlicher Grundlage gefiihrt werden.

Haben nicht alle in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten
Unternehmen ihren Sitz in demselben Mitgliedstaat, so stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass nur die als fiir die Gruppenaufsicht zustindige
Behirde gemiifp Artikel 247 handelnde Aufsichtsbehorde nach Konsultation
der anderen betroffenen Aufsichtsbehorden feststellen kann, dass diese
Unternehmen ihrer Auffassung nach auf einheitlicher Grundlage gefiihrt

werden und somit eine Gruppe bilden.
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4)

Wenn die Aufsichtsbehorden ermitteln, ob zwischen mindestens zwei der in

den Absétzen 2 und 3 genannten Unternehmen eine Beziehung besteht, tragen

sie allen nachstehend genannten Faktoren Rechnung:

a)

b)

ob eine natiirliche Person oder ein Unternehmen insbesondere aufgrund
von Kapitalanteilen oder Stimmrechten, aufgrund einer Vertretung im
Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan oder aufgrund von
Zugehorigkeit zu dem Personenkreis, der die Geschifte eines
Unternehmens tatsdchlich fiihrt oder andere zentrale, kritische oder
wichtige Aufgaben hat, die Mdglichkeit oder Fahigkeit besitzt, auf
Entscheidungen — einschlieBlich der finanziellen Entscheidungen — eines

Unternehmens Einfluss zu nehmen,;

ob ein Unternehmen aufgrund wesentlicher finanzieller oder nicht
finanzieller Transaktionen oder Vorginge, einschliefilich Qutsourcing
und der gemeinsamen Nutzung von Personalressourcen durch die
Unternehmen, in hohem Umfang von einem anderen Unternehmen oder

einer anderen juristischen oder natiirlichen Person abhingt;
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5

c) ob Beweise dafiir vorliegen, dass zwei oder mehr Unternehmen ihre
finanziellen oder anlagebezogenen Entscheidungen, einschliefilich

gemeinsamer Anlagen in verbundene Unternehmen, koordinieren;

d)  ob Beweise dafiir vorliegen, dass zwei oder mehr Unternehmen ihre
Strategien, Titigkeiten oder Prozesse, einschliefilich im
Zusammenhang mit Versicherungsvertriebskandlen,
Versicherungsprodukten oder -marken, der Kommunikation und der

Vermarktung, koordinieren und kohdirent gestalten.

Wird eine Gruppe auf der Grundlage der Absiitze 2 und 3 des vorliegenden
Artikels ermittelt, so iibermittelt die als fiir die Gruppenaufsicht zustindige
Behirde gemiifp Artikel 247 handelnde Aufsichtsbehorde dem gemdify
Artikel 214 Absatz 5 oder 6 zum Mutterunternehmen bestimmten
Unternehmen und den betroffenen Aufsichtsbehorden eine ausfiihrliche

Erliuterung der Faktoren, auf die sich diese Ermittlung stiitzt.

Um eine einheitliche Anwendung dieses Artikels zu gewdhrleisten, arbeitet
die EIOPA Entwiirfe technischer Regulierungsstandards aus, um die
Faktoren zu erginzen und weiter zu prdzisieren, die die Aufsichtsbehorden
zu beriicksichtigen haben, um zu ermitteln, ob zwischen mindestens zwei in
den Absiitzen 2 und 3 genannten Unternehmen eine Beziehung besteht. Die
EIOPA legt der Kommission diese Entwiirfe technischer
Regulierungsstandards bis zum ... [12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser

Anderungsrichtlinie] vor.
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Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu ergdnzen,

indem die technischen Regulierungsstandards nach Unterabsatz 2 des

vorliegenden Absatzes gemdif} den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 erlassen werden. “

70. Artikel 213 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Gruppenaufsicht zur Anwendung

kommt, wenn eine Gruppe eines der folgenden umfasst:

b)

d)

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, die bei mindestens
einem Versicherungsunternehmen, Riickversicherungsunternehmen,
Drittlandsversicherungsunternehmen oder
Drittlandsriickversicherungsunternehmen beteiligte Unternehmen sind,

gemal den Artikeln 218 bis 258;

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, deren
Mutterunternehmen eine Versicherungsholdinggesellschaft oder eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft ist, die ihren Sitz in der Union hat,

gemal den Artikeln 218 bis 258;

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, deren
Mutterunternehmen eine Versicherungsholdinggesellschaft oder eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft, die ihren Sitz in einem Drittland
hat, oder ein Drittlandsversicherungs- oder -

riickversicherungsunternehmen ist, gemafl den Artikeln 260 bis 263;

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, deren
Mutterunternehmen eine gemischte Versicherungsholdinggesellschaft ist,

gemil Artikel 265.

In Absatz 5 werden die Worte ,,Richtlinie 2006/48/EG* durch die Worte ,,Richtlinie
2013/36/EU* ersetzt.
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71. Folgende Artikel werden eingefiigt:
,Artikel 213a
Anwendung von Proportionalititsmafnahmen auf Gruppenebene

(1)  Gruppen im Sinne von Artikel 212, die gemal3 Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a
und b der Gruppenaufsicht unterliegen, werden von der fiir die Gruppenaufsicht
zustdndigen Behorde nach dem in Absatz 2 dargelegten Verfahren als kleine und
nicht komplexe Gruppen eingestuft, wenn sie in Bezug auf die letzten zwei
Geschiéftsjahre auf Gruppenebene unmittelbar vor dieser Einstufung alle

nachstehend genannten Kriterien erfiillen:

a)  wenn zumindest ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen der
Gruppe kein Nichtlebensversicherungs- oder
Nichtlebensriickversicherungsunternehmen ist, miissen alle folgenden

KTriterien erfillt sein:

1) dasin Artikel 105 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a genannte und
anhand konsolidierter Daten ermittelte Untermodul Zinsrisiko betragt
nicht mehr als 5 % der konsolidierten, in Absatz 76 genannten
versicherungstechnischen Riickstellungen der Gruppe ohne Abzug der
aus Riickversicherungsvertragen und von Zweckgesellschaften
einforderbaren Betrige, mit Ausnahme von Unternehmen, auf die die in

Artikel 233 beschriebene Methode 2 angewandt wird;

i1)  die Summe der konsolidierten versicherungstechnischen Riickstellungen
im Zusammenhang mit der Lebensversicherungstiitigkeit der Gruppe,
die sich I ohne Abzug der aus Riickversicherungsvertragen und von
Zweckgesellschaften einforderbaren Betrdge errechnet, ist nicht hoher als

1 000 000 000 EUR;
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b)

wenn zumindest ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen der
Gruppe kein Lebensversicherungs- oder
Lebensriickversicherungsunternehmen ist, miissen alle folgenden Kriterien

erfullt sein:

1) die durchschnittliche Schaden-Kosten-Quote fiir
Nichtlebensversicherungstitigkeiten ohne Riickversicherung wihrend

der letzten drei Geschéftsjahre betrdgt weniger als 100 %;

i1)  die jahrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen der Gruppe betragen

nicht mehr als 100 000 000 EUR;

iii)  die Summe der jéhrlich verbuchten Bruttoprdmien in den Zweigen 5 bis
7, 11, 12, 14 und 15 in Anhang I Teil A betrdgt nicht mehr als 30 % der
gesamten jahrlich verbuchten Prdmien im Zusammenhang mit der

Nichtlebensversicherungstitigkeit der Gruppe;

die jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen aus Geschéften, die die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen in der Gruppe mit Sitz in
anderen Mitgliedstaaten als dem Mitgliedstaat der fiir die Gruppenaufsicht
zustindigen Behorde schlieBen, sind niedriger als einer der folgenden

Schwellenwerte:
i) 20 000 000 EUR;

ii) 10 % der gesamten jdhrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen der

Gruppe;
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d)  die jihrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen aus Geschiften, die die
Gruppe in anderen Mitgliedstaaten als dem Mitgliedstaat der fiir die
Gruppenaufsicht zustindigen Behorde schlieBt, sind niedriger als einer der

folgenden Schwellenwerte:
i) 20000000 EUR;

i) 10 % der gesamten jahrlich verbuchten Bruttoprimieneinnahmen der

Gruppe;

e) die anhand konsolidierter Daten berechnete Summe der folgenden Betrige

darf 20 % der Gesamtinvestitionen nicht iibersteigen:
i) das in Artikel 105 Absatz 5 genannte Marktrisikomodul;

ii) der Teil des in Artikel 105 Absatz 6 genannten
Gegenparteiausfallrisikomoduls, der Risikopositionen aus
Verbriefungen, Derivaten, Forderungen gegeniiber Vermittlern und
sonstigen Anlagevermogenswerten entspricht, die nicht vom

Untermodul fiir das Spread-Risiko abgedeckt werden;

iii)  alle Kapitalanforderungen, die fiir Investitionen in immaterielle
Vermogenswerte gelten, die nicht durch das Marktrisikomodul und das

Gegenparteiausfallrisikomodul abgedeckt werden;
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f)  die von dem Unternehmen der Gruppe itbernommene Riickversicherung darf
50 % der gesamten jahrlich verbuchten Bruttopramieneinnahmen der Gruppe

nicht iibersteigen;

g)  die Differenz gemdifp Artikel 230 Absatz 1, wenn Methode 1 angewandt wird,
gemdf} Artikel 233 Absatz 1, wenn Methode 2 angewandt wird, oder gemdifp
Artikel 233a Absatz 1, wenn eine Kombination der Methoden angewandt

wird, ist positiv;

h)  wird Methode 2 oder eine Kombination aus Methode 1 und Methode 2
angewandyt, gilt jedes Unternehmen, auf das Methode 2 angewandt wird, als

kleines und nicht komplexes Unternehmen.

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe a Ziffer i und Buchstabe e festgelegten Kriterien

gelten nicht fiir Gruppen, auf die ausschlieflich Methode 2 angewandt wird.

(2) Auf Ebene des obersten Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens, der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten Finanzholdinggesellschaft gilt
Artikel 29b entsprechend.
(3) Gruppen, die fiir weniger als zwei Jahre der Gruppenaufsicht gemaf3 Artikel 213
Absatz 2 Buchstaben a und b unterliegen, berticksichtigen bei der Bewertung, ob sie
die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Kriterien erfiillen, nur das letzte
Geschiftsjahr.
14167/24 st/AKA/ff 226
ANLAGE GIP.INST DE



(4) Die folgenden Gruppen werden nie als kleine und nicht komplexe Gruppen
eingestuft:
a)  Gruppen, bei denen es sich um Finanzkonglomerate im Sinne von Artikel 2
Nummer 14 der Richtlinie 2002/87/EG handelt;
b)  Gruppen, in denen mindestens ein Tochterunternehmen ein in Artikel 228
Absatz 1 genanntes Unternehmen ist;
¢)  Gruppen, die die Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe mit einem
genehmigten internen Voll- oder Partialmodell berechnen.
(5) Die Artikel 29¢, 29d und 29¢ gelten entsprechend.
(6) Die Kommission ergdnzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte
nach Artikel 301a, in denen Folgendes spezifiziert wird:
a) diein Absatz 1 festgelegten Kriterien, einschlieflich des Ansatzes fiir die
Berechnung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e genannten Summe,
b)  die Methode, die zur Einstufung von Gruppen als kleine und nicht komplexe
Gruppen anzuwenden ist, und
¢) die Bedingungen zur Erteilung oder zum Entzug der aufsichtlichen
Genehmigung fiir Proportionalititsmafinahmen, die von Gruppen, die nicht
als kleine und nicht komplexe Gruppen eingestuft sind, angewandt werden
miissen. “
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Artikel 213b
Hindernisse bei der Gruppenaufsicht

(1) Die Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischte Finanzholdinggesellschaft
stellt in den in Artikel 213 Absatz 2 Buchstabe b genannten Fiillen sicher, dass

a) dieinternen Regelungen und die interne Aufgabenverteilung angemessen
sind, um die Einhaltung dieses Titels sicherzustellen, und insbesondere

geeignet sind, um

i) die Koordinierung aller Tochterunternehmen der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten
Finanzholdinggesellschaft zu gewiihrleisten — erforderlichenfalls auch
durch eine angemessene Aufgabenverteilung zwischen diesen

Unternehmen,

ii)  Konflikten innerhalb der Gruppe vorzubeugen oder mit solchen

Konflikten umzugehen, und

iii)  die von der Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten
Finanzholdinggesellschaft festgelegten gruppenweiten Strategien in

der gesamten Gruppe durchzusetzen;
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b)  die wirksame Beaufsichtigung der Gruppe und ihrer Versicherungs- und
Riickversicherungstochterunternehmen durch die Organisationsstruktur der
Gruppe, zu der die Versicherungsholdinggesellschaft oder die gemischte
Finanzholdinggesellschaft gehort, nicht be- oder verhindert wird, wobei

insbesondere Folgendes zu beriicksichtigen ist:

i) die Stellung, die die Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischte
Finanzholdinggesellschaft innerhalb einer sich iiber mehrere Ebenen

erstreckenden Gruppe einnimmt,
ii) die Struktur des Anteilsbesitzes und

iii)  die Rolle der Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten
Finanzholdinggesellschaft innerhalb der Gruppe.

(2) Sind die in Absatz 1 Buchstabe a genannten Bedingungen nicht erfiillt, ist die fiir
die Gruppenaufsicht zustindige Behorde befugt, von der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten Finanzholdinggesellschaft
eine Anderung der gruppeninternen Regelungen und Aufgabenverteilung zu
verlangen.
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Sind die in Absatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Artikels genannten
Bedingungen nicht erfiillt, unterzieht die fiir die Gruppenaufsicht zustindige
Behdorde die Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischte
Finanzholdinggesellschaft angemessenen Aufsichtsmafinahmen, um die
Kontinuitiit und Integritiit der Gruppenaufsicht sowie die Einhaltung der in
diesem Titel festgelegten Anforderungen zu gewihrleisten oder gegebenenfalls
wiederherzustellen. Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass die
Aufsichtsbehorden, wenn sie als fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde
gemdf} Artikel 247 handeln, befugt sind, von der Versicherungsholdinggesellschaft
oder gemischten Finanzholdinggesellschaft zu verlangen, die Gruppe in einer
Weise zu strukturieren, die der jeweils zustindigen AufSichtsbehirde eine
wirksame Gruppenaufsicht ermaoglicht. Die Aufsichtsbehorden iiben diese
Befugnis nur unter aufiergewohnlichen Umstinden nach Konsultation der EIOPA
und gegebenenfalls anderer betroffener Aufsichtsbehorden aus und iibermitteln
der Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten Finanzholdinggesellschaft

eine entsprechende Begriindung.
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)

Wenn die Organisationsstruktur einer Gruppe, die aus Unternehmen, die durch
eine in Artikel 22 Absatz 7 der Richtlinie 2013/34/EU beschriebene Beziehung
miteinander verbunden sind, und den mit diesen verbundenen Unternehmen
besteht, oder die auf der Grundlage von Artikel 212 Absatz 3 der vorliegenden
Richtlinie ermittelt wird, in den in Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a und b der
vorliegenden Richtlinie genannten Fiillen eine wirksame Beaufsichtigung dieser
Gruppe be- oder verhindert oder es der Gruppe unmaoglich macht, die
Anforderungen dieses Titels zu erfiillen, wird die Gruppe angemessenen
Aufsichtsmaffnahmen unterzogen, um die Kontinuitit und Integritit der
Gruppenaufsicht sowie die Einhaltung dieses Titels zu gewdhrleisten oder
gegebenenfalls wiederherzustellen. Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere
sicher, dass die Aufsichtsbehorden, wenn sie als fiir die Gruppenaufsicht
zustiindige Behorde gemdify Artikel 247 der vorliegenden Richtlinie handeln, befugt
sind, die Griindung einer Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten
Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union oder die Griindung eines
Unternehmens in der Union zu verlangen, das im Wege einer zentralen
Koordinierung tatsichlich einen beherrschenden Einfluss auf die Entscheidungen
— auch die finanziellen Entscheidungen — der Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen der Gruppe ausiibt. In diesem Fall ist diese
Versicherungsholdinggesellschaft, diese gemischte Finanzholdinggesellschaft oder
das Unternehmen, das die zentrale Koordination tatsdichlich ausfiihrt, fiir die

Einhaltung dieses Titels verantwortlich. “
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72. Artikel 214 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Eine Gruppenbeaufsichtigung gemal Artikel 213 bedeutet nicht, dass die
Aufsichtsbehorden in Bezug auf das einzelne Drittland-
Versicherungsunternehmen, Drittland-Riickversicherungsunternehmen oder die
gemischte Finanzholdinggesellschaft Aufsichtsfunktionen ibernehmen

miissen.

Ausschlieflich zum Zwecke der Gewiihrleistung der Einhaltung dieses Titels
kann eine Gruppenbeaufsichtigung bedeuten, dass eine direkte Aufsicht
erfolgt und Aufsichtsbehorden ihre Aufsichtsbefugnisse iiber
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte

Finanzholdinggesellschaften ausiiben.
b)  In Absatz 2 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefiigt:

»Wenn die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde priift, ob ein Unternehmen
im Verhiltnis zu den mit der Gruppenaufsicht verfolgten Zielen gemafl Unterabsatz 1
Buchstabe b nur von untergeordneter Bedeutung ist, stellt sie sicher, dass I folgende

Bedingungen erfiillt sind:

a)  das Unternehmen ist gemessen an seiner Bilanzsumme und seinen
versicherungstechnischen Riickstellungen im Vergleich zu anderen

Unternehmen der Gruppe sowie der Gruppe insgesamt nur von geringer Grofe;
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b)  ein Ausschluss des Unternehmens aus der Gruppenaufsicht wiirde sich nicht

wesentlich auf die Solvabilitit der Gruppe auswirken;

c)  die tatsdchlichen oder potenziellen Risiken, die das Unternehmen fiir die
Gruppe als Ganzes mit sich bringt, einschlieBlich solcher, die aus
gruppeninternen Transaktionen resultieren, sind qualitativ wie quantitativ

gesehen unwesentlich.*
c) Die folgenden Absiitze werden angefiigt:

»(3) Wiirde ein gemél Absatz 2 vorgenommener Ausschluss eines oder mehrerer
Unternehmen aus der Gruppenaufsicht zu einer Konstellation fiihren, bei der
keine Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢
erforderlich wére, muss die flir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde vor
der Entscheidung iiber einen solchen Ausschluss die EIOPA sowie
gegebenenfalls die anderen betroffenen Aufsichtsbehorden konsultieren. Eine
solche Entscheidung wird nur unter aulergewohnlichen Umstédnden gefillt und
ist gegeniiber der EIOPA sowie gegebenenfalls den anderen betroffenen
Aufsichtsbehorden gebiihrend zu begriinden. Die fiir die Gruppenaufsicht
zustdndige Behorde iiberpriift mindestens einmal jihrlich, ob ihre
Entscheidung nach wie vor angemessen ist. Ist dies nicht ldnger der Fall, teilt
die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde der EIOPA sowie
gegebenenfalls den anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden mit, dass sie mit

der Beaufsichtigung der Gruppe beginnen wird.
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Bevor die fiir die Gruppenaufsicht zustdndige Behorde das oberste
Mutterunternehmen nach Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b von der
Gruppenaufsicht ausnimmt, konsultiert sie die EIOPA sowie gegebenenfalls
die anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden und bewertet, wie sich die
Wahrnehmung der Gruppenaufsicht auf Ebene eines zwischengeschalteten
beteiligten Unternehmens auf die Solvabilitit der Gruppe auswirken wiirde.
Ein solcher Ausschluss darf insbesondere dann nicht méglich sein, wenn er

die Solvabilitdt der Gruppe wesentlich verbessern wiirde.

Um eine einheitliche und kohdirente Anwendung des vorliegenden
Absatzes sicherzustellen, gibt die EIOPA gemdf} Artikel 16 der
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 Leitlinien heraus, in denen die in
Unterabsatz 1 genannten aufiergewéohnlichen Umstinde oder die Fille, in
denen es gerechtfertigt sein konnte, das oberste Mutterunternehmen,
einschlieflich Versicherungsholdinggesellschaften, von der

Gruppenaufsicht auszunehmen, néiher bestimmt werden.
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4)

5)

Unbeschadet der Absiitze 2 und 3 des vorliegenden Artikels wird der Umfang
der Gruppe, die der Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2 unterliegt,
gemdf; Artikel 212 ermittelt.

Wird eine Gruppe, die der Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2
Buchstaben a, b und c unterliegt, gemdfp Artikel 212 Absiitze 2 und 3
ermittelt und ist ein Mutter- oder Tochterunternehmen dieser Gruppe
zugleich das oberste beteiligte Unternehmen einer anderen Gruppe im Sinne
von Artikel 212 Absatz 1 Buchstabe c, so wird diese andere Gruppe als unter

die nach Artikel 212 Absiitze 2 und 3 ermittelte Gruppe fallend betrachtet.

Um den Umfang einer Gruppe im Sinne von Artikel 212 Absatz 1
Buchstabe c zu erweitern, konnen die Aufsichtsbehorden Artikel 212

Absdtze 2 und 3 anwenden.

Unterliegt eine gemdfy Artikel 212 Absatz 3 ermittelte Gruppe der
Gruppenaufsicht gemdf} Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b und c, so
bestimmt die Gruppe eines dieser auf einheitlicher Grundlage gefiihrten
Unternehmen zu ihrem Mutterunternehmen, das fiir die Einhaltung dieses
Titels verantwortlich ist. Die anderen in Artikel 212 Absatz 3 Unterabsatz 1

genannten Unternehmen werden als Tochterunternehmen betrachtet.
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(6)

Wiirde die Bestimmung des Mutterunternehmens gemdf} Absatz 5 des
vorliegenden Artikels die Gruppenbeaufsichtigung erheblich behindern,
insbesondere in Fillen, in denen sich der Sitz des Unternehmens nicht im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der als fiir die Gruppenaufsicht zustindige
Behorde gemdifp Artikel 247 handelnden Aufsichtsbehérde befindet, oder
wiirde die Bestimmung dazu fiihren, dass die Gruppe diesen Titel nicht
wirksam einhalten kann, so miissen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass
die als fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde handelnde
Aufsichtsbehorde befugt ist, nach Konsultation der anderen betroffenen
Aufsichtsbehorden die Bestimmung eines anderen Mutterunternehmens zu
verlangen. Die Entscheidung, ein anderes Mutterunternehmen zu
bestimmen, ist von der fiir die Gruppenaufsicht zustindigen Behorde
gegeniiber der Gruppe und den anderen betroffenen Aufsichtsbehorden

gebiihrend zu begriinden.

Versiumt es eine Gruppe, die gemiify Artikel 212 Absatz 3 ermittelt wurde
und der Gruppenaufsicht gemdif} Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b und c
unterliegt, gemdf; Absatz 5 des vorliegenden Artikels ein Mutterunternehmen
zu bestimmen, so bestimmt die als fiir die Gruppenaufsicht zustindige
Behérde gemiifp Artikel 247 handelnde Aufsichtsbehorde nach Konsultation
der anderen betroffenen Aufsichtsbehorden ein Mutterunternehmen, das
dafiir verantwortlich sein wird, dass die Bestimmungen dieses Titels
eingehalten werden. Die anderen Unternehmen in einer solchen Gruppe

werden als Tochterunternehmen betrachtet.
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Wird ein Mutterunternehmen gemdf} Unterabsatz 1 oder 2 des vorliegenden
Absatzes bestimmt, so beriicksichtigt die als fiir die Gruppenaufsicht
zustindige Behorde gemiify Artikel 247 handelnde Aufsichtsbehérde folgende

Faktoren:

a) die Hohe der versicherungstechnischen Riickstellungen jedes

Unternehmens;
b)  die jihrlich verbuchten Bruttoprimien jedes Unternehmens;

¢) die Anzahl der mit jedem Unternehmen verbundenen Versicherungs-

oder Riickversicherungsunternehmen.

Die Aufsichtsbehorden priifen mindestens einmal jihrlich, ob die von ihnen
vorgenommene Bestimmung nach wie vor angemessen ist. Ist dies nicht der
Fall, so bestimmt die als fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde gemdfy
Artikel 247 handelnde Aufsichtsbehorde nach Konsultation der anderen
betroffenen Aufsichtsbehorden ein anderes Mutterunternehmen. Dieses
andere Mutterunternehmen ist verantwortlich dafiir, dass die Bestimmungen

dieses Titels eingehalten werden. “
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73. Artikel 220 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Worte ,,in den Artikeln 221 bis 233 festgelegten* durch die
Worte ,,in den Artikeln 221 bis 233a festgelegten® ersetzt;

Absatz 2 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten stellen es ithren Aufsichtsbehorden jedoch frei, bei einer
bestimmten Gruppe, bei der sie die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde sind,
nach Konsultation der anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden und der Gruppe selbst
auf diese Gruppe die Methode 2 gemil3 den Artikeln 233 und 234 oder — wenn die
Anwendung von Methode 1 allein nicht angemessen wire — eine Kombination aus

den Methoden 1 und 2 geméf den Artikeln 233a und 234 anzuwenden.*
Folgender Absatz wird angefiigt:

»(3) Unbeschadet der in Artikel 228 Absatz 1 genannten Behandlung von
Unternehmen diirfen die Aufsichtsbehorden die Anwendung der Methode 2
nach Absatz 2 Unterabsatz 2 nur fiir Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, Drittland-Versicherungs-
und -Riickversicherungsunternehmen, Versicherungsholdinggesellschaften,
gemischte Finanzholdinggesellschaften und Holdinggesellschaften von

Drittland-Versicherungs- und -Riickversicherungsunternehmen beschliefen.*
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74. I Artikel 221 wird wie folgt gedindert:
a) Folgender Absatz wird eingefiigt:

,»(1a) Abweichend von Absatz 1 und fiir die alleinigen Zwecke des Artikels 228
bezeichnet der Ausdruck ,verhéltnismaBiger Anteil® unabhéngig davon, ob
nach Methode 1 oder Methode 2 verfahren wird, den Anteil des gezeichneten
Kapitals, den das beteiligte Unternehmen direkt oder indirekt an dem

verbundenen Unternehmen halt.*
b)  In Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

»d) eine Aufsichtsbehorde festgestellt hat, dass zwei oder mehr Versicherungs-
oder Riickversicherungsunternehmen gemdify Artikel 212 Absatz 3 eine

Gruppe bilden, da sie auf einheitlicher Grundlage gefiihrt werden. “
75. I Artikel 222 wird wie folgt geiindert:
a)  Absatz 4 erhiilt folgende Fassung:

»(4) Die Summe der in den Absdtzen 2 und 3 genannten Eigenmittel darf nicht iiber
den Beitrag des verbundenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens zur Solvenzkapitalanforderung der Gruppe

hinausgehen.*
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b)  Folgender Absatz wird angefiigt:

»(6) Fiir die Zwecke von Artikel 230 Absatz 1, Artikel 233 Absatz 2 und
Artikel 233a Absatz 1 Buchstabe a ist ein von einem beteiligten Unternehmen
emittierter Eigenmittelbestandteil nicht als frei von sonstigen Belastungen im
Sinne von Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe c zu betrachten,
wenn dem Inhaber bei Abwicklung eines verbundenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens, das ein Tochterunternehmen ist, die

Riickzahlung nicht verweigert werden kann. “
76. I Artikel 226 wird wie folgt gedndert:
a)  Der Titel erhiilt folgende Fassung:
wZwischengeschaltete Holdinggesellschaften*
b)  Folgender Absatz wird angefiigt:

»(3) Fiir die Zwecke der Absétze 1 und 2 werden Holdinggesellschaften von
Drittland-Versicherungs- und -Riickversicherungsunternechmen ebenfalls wie

Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen behandelt.*

77. In Artikel 227 Absatz 1 Unterabsatz 1 werden nach den Worten ,,Artikel 233 die Worte
,»und Artikel 233a“ eingefiigt.
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78. Artikel 228 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 228

Behandlung spezieller verbundener Unternehmen aus anderen Finanzbranchen

(1) Unabhingig davon, welche Methode gemél Artikel 220 zur Anwendung kommt,
beriicksichtigt das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen
zwecks Berechnung der Gruppensolvabilitit den Beitrag, den nachstehend genannte
Unternehmen zu den anrechnungsfihigen Eigenmitteln der Gruppe und der
Solvenzkapitalanforderung der Gruppe leisten:

a)  Kreditinstitute im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 oder Wertpapierfirmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1
Nummer 2 jener Verordnung;

b) OGAW-Verwaltungsgesellschaften im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe b der Richtlinie 2009/65/EG und nach Artikel 27 der genannten
Richtlinie zugelassene Investmentgesellschaften, sofern diese keine
Verwaltungsgesellschaft nach jener Richtlinie benannt haben;

c)  Verwalter alternativer Investmentfonds (alternative investment fund managers
- AIFM) im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates™;

d)  Unternehmen, bei denen es sich nicht um beaufsichtigte Unternehmen handelt,
die eine oder mehrere der in Anhang I der Richtlinie 2013/36/EU aufgefiihrte
Tétigkeiten ausiiben und diese Tétigkeiten einen erheblichen Teil ihrer
Gesamttitigkeiten ausmachen,;
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e)  Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung im Sinne von Artikel 6

Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2016/2341.

(2) Der Beitrag der in Absatz 1 genannten I Unternehmen zu den anrechnungsféhigen

Eigenmitteln der Gruppe wird als Summe des verhiltnisméfBigen Anteils der

Eigenmittel jedes Unternehmens berechnet, wobei diese Eigenmittel wie folgt

berechnet werden:

a)  fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe a genannte verbundene Unternechmen geméf
den in Artikel 2 Nummer 7 der Richtlinie 2002/87/EG definierten relevanten
Branchenvorschriften;

b)  fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe b genannte verbundene Unternehmen gemaf
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe 1 der Richtlinie 2009/65/EC;

c) fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte verbundene Unternehmen gemaf3
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ad der Richtlinie 2011/61/EU;

d)  fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe d genannte verbundene Unternechmen geméf
den in Artikel 2 Nummer 7 der Richtlinie 2002/87/EG definierten relevanten
Branchenvorschriften, wenn es sich bei diesen Unternehmen um beaufsichtigte
Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Nummer 4 jener Richtlinie handelt;
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fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe e genannte verbundene Unternehmen die nach
Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2016/2341 berechnete verfligbare

Solvabilitatsspanne.

Der Betrag der Eigenmittel jedes verbundenen Unternehmens, der nicht
ausschiittungsfahigen Riicklagen und anderen Posten entspricht, bei denen die fiir
die Gruppenaufsicht zustindige Behorde eine verminderte
Verlustausgleichsfahigkeit festgestellt hat, sowie Vorzugsaktien, nachrangige
Mitgliederkonten von Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, nachrangige
Verbindlichkeiten und latente Steueranspriiche, die zusitzlich zu den nach
Absatz 3 berechneten Kapitalanforderungen in die Eigenmittel einbezogen
werden, diirfen fiir die Zwecke des Unterabsatzes 1 nicht beriicksichtigt werden,
es sei denn, das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
kann zur Zufriedenheit der fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen Behorde
nachweisen, dass diese Posten zur Bedeckung der Solvenzkapitalanforderung
verfliigbar gemacht werden kdnnen. Wenn das beteiligte Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen die Zusammensetzung der {iberschiissigen
Eigenmittel bestimmt, beriicksichtigt es die Tatsache, dass bei einigen
verbundenen Unternehmen bestimmte Anforderungen nur mit hartem Kernkapital
oder zusétzlichem Kernkapital im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 575/2013

erfullt werden diirfen.
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(3) Der Beitrag der in Absatz 1 genannten verbundenen Unternehmen zur
Solvenzkapitalanforderung der Gruppe wird als Summe der verhdltnisméBigen
Anteile der Kapitalanforderung oder fiktiven Kapitalanforderung der einzelnen
verbundenen Unternehmen berechnet. Diese Kapitalanforderung oder fiktive

Kapitalanforderung wird wie folgt berechnet:

a)  fiir die in Absatz 1 Buchstabe a genannten verbundenen Unternehmen wie

folgt:

i)  firjede Wertpapierfirma, die Eigenmittelanforderungen geméaf der
Verordnung (EU) 2019/2033 unterliegt, die Summe der in Artikel 11
jener Verordnung festgelegten Anforderungen, der in Artikel 39 Absatz 2
Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2019/2034 des Européischen Parlaments
und des Rates** genannten spezifischen Eigenmittelanforderungen oder

der lokalen Eigenmittelanforderungen in Drittléndern;
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i)  fiir jedes Kreditinstitut der hohere der folgenden Werte:

1. Summe aus der in Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 festgelegten Anforderung, einschlieBlich der in
den Artikeln 458 und 459 jener Verordnung genannten
Malnahmen, den in Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU
genannten speziellen Eigenmittelanforderungen fiir andere Risiken
als das Risiko einer tiberméfBigen Verschuldung, der in Artikel 128
Nummer 6 jener Richtlinie definierten kombinierten
Kapitalpufferanforderung oder den lokalen

Eigenmittelanforderungen in Drittlandern;

2. Summe aus den in Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe d der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Anforderungen,
einschlieBlich der in den Artikeln 458 und 459 jener Verordnung
genannten Mallnahmen, den in Artikel 104 der Richtlinie
2013/36/EU genannten speziellen Eigenmittelanforderungen fiir
das Risiko einer liberméBigen Verschuldung, der in Artikel 92
Absatz 1a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten
Anforderung eines Verschuldungsquotenpuffers oder den lokalen
Eigenmittelanforderungen in Drittlandern, sofern jene

Anforderungen durch Kernkapital erfiillt werden miissen;

b)  fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe b genannte verbundene Unternehmen gemaf3

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/65/EG;
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d)

fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte verbundene Unternehmen geméf

Artikel 9 der Richtlinie 2011/61/EU;

fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe d genannte verbundene Unternehmen die
Kapitalanforderung, die das verbundene Unternehmen nach den in Artikel 2
Nummer 7 der Richtlinie 2002/87/EG definierten relevanten
Branchenvorschriften erfiillen miisste, wenn es sich bei dem Unternehmen um
ein beaufsichtigtes Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Nummer 4 jener

Richtlinie handeln wiirde;

fiir jedes in Absatz 1 Buchstabe e genannte verbundene Unternehmen der
hohere Wert zwischen der nach Artikel 17 der Richtlinie (EU) 2016/2341
berechneten geforderten Solvabilititsspanne und der gesamten
Kapitalanforderungen nach dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten, in

denen das verbundene Unternehmen registriert oder zugelassen ist.
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(4)

Bilden mehrere der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten verbundenen
Unternehmen eine Teilgruppe, die nach einer der in Absatz 3 des vorliegenden
Artikels genannten Richtlinien oder Verordnungen eine Kapitalanforderung auf
konsolidierter Basis erfiillen muss, oder ist ein Tochterunternehmen einer Gruppe
eine Finanzholdinggesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz; 1 Nummer 20 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder eine gemischte Finanzholdinggesellschaft, so
darf die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde verlangen, dass der Beitrag
dieser verbundenen Unternehmen zu den anrechnungsféhigen Eigenmitteln der
Gruppe als verhéltnisméBiger Anteil der Eigenmittel dieser Teilgruppe berechnet
wird, anstatt auf jedes einzelne Unternehmen der Teilgruppe Absatz 2 Buchstaben a
bis e des vorliegenden Artikels anzuwenden. In diesem Fall berechnet das beteiligte
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen auch den Beitrag dieser
verbundenen Unternehmen zur Solvenzkapitalanforderung der Gruppe als
verhdltnisméBigen Anteil der Kapitalanforderung fiir diese Teilgruppe, anstatt auf
jedes einzelne Unternehmen der Teilgruppe Absatz 3 Buchstaben a bis e des
vorliegenden Artikels anzuwenden. Alle Finanzinstitute im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nummer 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie Anbieter von
Nebendienstleistungen im Sinne von Nummer 18 des genannten Absatzes, die in
die Teilgruppe fallen, werden in die Berechnung der Eigenmittel und der

Kapitalanforderung der Teilgruppe einbezogen.
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Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 gelten die Absétze 2 und 3 des vorliegenden
Artikels fiir die spezifische Teilgruppe, und zwar auf der Grundlage ihrer
konsolidierten Lage im Sinne von entweder Artikel 4 Absatz 1 Nummer 47 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder Artikel 4 Absatz 1 Nummer 11 der
Verordnung (EU) 2019/2033 oder gegebenenfalls auf der Grundlage ihrer

konsolidierten Position.

(5) Unbeschadet der Absétze 1 bis 4 gestatten die Mitgliedstaaten ihren
Aufsichtsbehorden, wenn diese bei einer bestimmten Gruppe die fiir die
Gruppenaufsicht zustdndige Behorde sind, auf Wunsch des beteiligten Unternehmens
oder von sich aus jede in Absatz 1 Buchstaben a bis d genannte Beteiligung von den
auf die Solvabilitdt der Gruppe anrechnungsfihigen Eigenmitteln des beteiligten

Unternehmens abzuziehen.

* Richtlinie 2011/61/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011
{iber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien
2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU)
Nr. 1095/2010 (ABIL. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).

* Richtlinie (EU) 2019/2034 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27.
November 2019 iiber die Beaufsichtigung von Wertpapierfirmen und zur Anderung der
Richtlinien 2002/87/EG, 2009/65/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU und
2014/65/EU (Text von Bedeutung fiir den EWR) (ABL. L 314 vom 5.12.2019, S. 64).

79. In Artikel 229 wird folgender Absat; angefiigt:

o Wiirde der in Absatz 1 genannte Abzug die Solvabilitiit der Gruppe im Vergleich zu der
Situation, in der das Unternehmen weiterhin bei der Berechnung der Solvabilitit der

Gruppe einbezogen wird, verbessern, so wird der Abzug nicht angewandt. “
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80. In Titel III Kapitel IT Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 wird folgender Artikel 229a angefiigt:
»HArtikel 229a
Vereinfachte Berechnungen

(1) Fiir die Zwecke des Artikels 230 darf die fiir die Gruppenaufsicht zustédndige
Behorde dem beteiligten Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen nach
Konsultation der anderen betroffenen Aufsichtsbehorden gestatten, bei
unwesentlichen Beteiligungen an verbundenen Unternehmen einen vereinfachten

Ansatz anzuwenden.

Wendet das beteiligte Unternehmen den in Unterabsatz 1 genannten vereinfachten
Ansatz auf ein oder mehrere verbundene Unternehmen an, hat es dies gegeniiber der
fiir die Gruppenaufsicht zustindigen Behorde mit Hinweis auf die Art, den Umfang
und die Komplexitit der mit dem oder den verbundenen Unternehmen

einhergehenden Risiken gebiihrend zu begriinden.

Die Mitgliedstaaten schreiben dem beteiligten Unternehmen vor, alljéhrlich zu
priifen, ob die Anwendung des vereinfachten Ansatzes nach wie vor gerechtfertigt
ist, und seinem Bericht liber Solvabilitit und Finanzlage auf Gruppenebene geméif
Artikel 256 Absatz 1 eine Aufstellung der verbundenen Unternehmen beizufiigen,
bei denen dieser vereinfachte Ansatz zur Anwendung kommt, und dabei auch deren

Grofe anzugeben.
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2)

Fiir die Zwecke von Absatz 1 weist das beteiligte Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen zur Zufriedenheit der fiir die Gruppenaufsicht
zustindigen Behorde nach, dass die Anwendung des vereinfachten Ansatzes auf
Beteiligungen an einem oder mehreren verbundenen Unternehmen vorsichtig genug
ist, um zu vermeiden, dass die mit diesem oder diesen Unternehmen verbundenen

Risiken bei der Berechnung der Gruppensolvabilitit unterschitzt werden.

Wird der vereinfachte Ansatz auf ein Drittland-Versicherungs-

oder -Riickversicherungsunternehmen mit Sitz in einem Land angewandt, das nicht
als gleichwertig oder voriibergehend gleichwertig im Sinne von Artikel 227
betrachtet wird, darf der vereinfachte Ansatz nicht dazu fithren, dass der Beitrag des
verbundenen Unternehmens zur Solvenzkapitalanforderung der Gruppe niedriger ist
als die von dem betreffenden Drittland fiir dieses verbundene Unternehmen

festgelegte Kapitalanforderung.
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3)

Verfligt das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen nicht
tiber verldssliche Informationen iiber die in einem bestimmten Drittland geltenden
Kapitalanforderungen, darf der vereinfachte Ansatz nicht auf verbundene
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen in diesem Drittland angewandt

werden.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 gelten verbundene Unternehmen als unwesentlich,
wenn der Buchwert jedes einzelnen von ihnen weniger als 0,2 % der anhand
konsolidierter Daten berechneten Vermaogenswerte der Gruppe ausmacht und die
Summe der Buchwerte all dieser Unternehmen weniger als 0,5 % der anhand

konsolidierter Daten berechneten Vermogenswerte der Gruppe ausmacht.*

81. Artikel 230 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 1 erhélt folgende Fassung:
»(1) Die Gruppensolvabilitét des beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens wird auf der Grundlage des konsolidierten
Abschlusses berechnet.
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Die Gruppensolvabilitit des beteiligten Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmens ist die Differenz zwischen

a)  der Summe aus den anhand konsolidierter Daten berechneten, auf die
Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfahigen Eigenmitteln und dem
Beitrag von in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen
Unternehmen zu den anrechnungsfihigen Eigenmitteln der Gruppe, wenn

dieser Beitrag gemdl Artikel 228 Absitze 2 oder 4 berechnet wird;

b)  der Summe aus der anhand konsolidierter Daten berechneten
Solvenzkapitalanforderung auf Gruppenebene und dem Beitrag der in
Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen Unternehmen zur
Solvenzkapitalanforderung der Gruppe, wenn dieser Beitrag gemal3

Artikel 228 Absitze 3 oder 4 berechnet wird.

Fiir die Zwecke des Unterabsatzes 2 des vorliegenden Absatzes werden
Beteiligungen an in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen

Unternehmen nicht in die konsolidierten Daten einbezogen.

Fiir die Berechnung der auf die Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfédhigen
Eigenmittel und der Solvenzkapitalanforderung auf Gruppenebene anhand
konsolidierter Daten gelten die Bestimmungen des Titels I Kapitel VI
Abschnitt 3 Unterabschnitte 1, 2 und 3 und des Titels I Kapitel VI Abschnitt 4
Unterabschnitte 1, 2 und 3.
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b)

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

)

In Unterabsatz 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,»C) dem der Beteiligung entsprechenden Anteil an den lokalen
Kapitalanforderungen fiir verbundene Drittland-Versicherungs- und -
Riickversicherungsunternechmen, bei dem die Zulassung entzogen

wiirde.*
Der folgende Unterabsatz wird angefiigt:

" Ubersteigen die anhand konsolidierter Daten berechneten, zur Bedeckung
der Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfihigen Eigenmittel die anhand
konsolidierter Daten berechnete Solvenzkapitalanforderung auf
Gruppenebene und wird der Mindestbetrag der konsolidierten
Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe nicht eingehalten, so findet
Artikel 138 Absiitze 1 bis 4 entsprechend Anwendung, wihrend Artikel 139
Absiitze 1 und 2 keine Anwendung findet. Fiir die Zwecke dieses
Unterabsatzes ist der Ausdruck ,Solvenzkapitalanforderung‘in Artikel 138
als ,Mindestbetrag der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die

Gruppe‘ zu verstehen.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 253
GIP.INST DE



82. In Artikel 232 Unterabsatz 1 werden im einleitenden Satz die Worte ,gemil3 Artikel 37
Absatz 1 Buchstaben a bis d° durch die Worte ,gemal3 Artikel 37 Absatz 1 Buchstaben a

bis e° ersetzt;
83. Artikel 233 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 Buchstabe b erhélt folgende Fassung:

»b) dem Wert von in Artikel 220 Absatz 3 und Artikel 228 Absatz 1 genannten
verbundenen Unternehmen im beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen und der aggregierten

Solvenzkapitalanforderung der Gruppe gemal3 Absatz 3 des vorliegenden

Artikels. “
b)  Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
1)  Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

»b) dem Anteil des beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens an den auf die
Solvenzkapitalanforderung jedes einzelnen verbundenen Versicherungs-
oder Riickversicherungsunternehmens anrechnungsfahigen

Eigenmitteln;*
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i1)  Der folgende Buchstabe I wird angefiigt:

»C) dem Beitrag, den in Artikel 228 Absatz 1 genannte verbundene
Unternehmen zu den anrechnungsfihigen Eigenmitteln der Gruppe
leisten, wenn dieser Beitrag gemal3 Artikel 228 Absatz 2 oder Artikel 228
Absatz 4 berechnet wird.*

c)  Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
i)  Buchstabe b erhilt folgende Fassung:
,b) dem Anteil der Solvenzkapitalanforderung jedes einzelnen verbundenen
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens.
ii)  Der folgende Buchstabe I wird angefligt:
»C) dem Beitrag, den in Artikel 228 Absatz 1 genannte verbundene
Unternehmen zur Solvenzkapitalanforderung der Gruppe leisten, wenn
dieser Beitrag gemil Artikel 228 Absatz 3 oder Artikel 228 Absatz 4
berechnet wird.*
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84. Folgende Artikel werden eingefiigt:

»Artikel 233a

Kombination aus den Methoden 1 und 2

(1)

Die Gruppensolvabilitit des beteiligten Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmens ist die Differenz zwischen

der Summe aus folgenden Werten:

)

iii)

bei Unternehmen, auf die Methode 1 angewandt wird, den auf der
Grundlage konsolidierter Daten errechneten, zur Bedeckung der

Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfahigen Eigenmitteln,

bei jedem verbundenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternechmen, auf das Methode 2 angewandt wird,
dem verhéltnisméBigen Anteil des beteiligten Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmens an den auf die
Solvenzkapitalanforderung des verbundenen Versicherungs- oder

Riickversicherungsunternehmen anrechnungsfahigen Eigenmitteln,

dem gemdl Artikel 228 Absatz 2 oder Artikel 228 Absatz 4 berechneten
Beitrag von in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen

Unternehmen, und
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b)  der Summe aus folgenden Werten:

i) bei Unternehmen, auf die Methode 1 angewandt wird, der anhand
konsolidierter Daten gemaf3 Artikel 230 Absatz 2 berechneten

konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe,

1)  bei jedem verbundenen Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, auf das Methode 2 angewandt wird,

dem verhiltnismaBigen Anteil von dessen Solvenzkapitalanforderung,

i) dem gemél Artikel 228 Absatz 3 oder Artikel 228 Absatz 4 berechneten
Beitrag von in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen

Unternehmen.

(2) Fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i und Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i
werden Beteiligungen an in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen
Unternehmen nicht in die konsolidierten Daten einbezogen.
(3) Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i und Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i
werden Beteiligungen an in Artikel 220 Absatz 3 genannten verbundenen
Unternehmen, auf die Methode 2 angewandt wird, nicht in die konsolidierten Daten
einbezogen.
14167/24 sf/AKA/ff 257
ANLAGE GIP.INST DE



(4)

()

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 1 wird der Wert von
Beteiligungen an in Artikel 220 Absatz 3 genannten Unternehmen, auf die
Methode 2 angewandt wird, der liber den verhdltnismdifiigen Anteil ihrer eigenen
Solvenzkapitalanforderung hinausgeht, bei der Berechnung der Empfindlichkeit
von Vermogenswerten und Verbindlichkeiten auf Verdnderungen bei Hohe oder
Volatilitdt von Wechselkursen (Wechselkursrisiko) in die konsolidierten Daten
einbezogen. Nicht davon auszugehen ist allerdings, dass der Wert dieser
Beteiligungen empfindlich auf Verdanderungen bei Hohe oder Volatilitéit der

Marktpreise von Aktien reagiert (Aktienrisiko).

Fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i1 und Buchstabe b Ziffer ii des
vorliegenden Artikels gilt Artikel 233 Absatz 4 entsprechend.

Wird von einem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen und dessen
verbundenen Unternehmen oder gemeinsam von den verbundenen Unternehmen
einer Versicherungsholdinggesellschaft die Erlaubnis beantragt, die konsolidierte
Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe sowie die Solvenzkapitalanforderung fiir
die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen der Gruppe nach einem

internen Modell zu berechnen, gilt Artikel 231 entsprechend.
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(6)

(7)

I Der Mindestbetrag der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe
wird gemdf} Artikel 230 Absatz 2 berechnet.

Der Mindestbetrag der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe
wird durch anrechnungsfihige Basiseigenmittel, die gemil3 Artikel 98 Absatz 4
bestimmt werden, bedeckt und anhand konsolidierter Daten ermittelt. Fiir die
Zwecke dieser Berechnung werden Beteiligungen an in Artikel 228 Absatz 1

genannten verbundenen Unternehmen nicht in die konsolidierten Daten einbezogen.

Wenn bestimmt wird, ob diese anrechnungsfahigen Eigenmittel zur Bedeckung des
Mindestbetrags der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die Gruppe in
Frage kommen, finden die in den Artikeln 221 bis 229a genannten Grundsitze
entsprechend Anwendung. Die Absidtze 1 und 2 des Artikels 139 gelten

entsprechend.

Ubersteigen die anhand konsolidierter Daten berechneten, zur Bedeckung der
Solvenzkapitalanforderung anrechnungsfiihigen Eigenmittel die anhand
konsolidierter Daten berechnete Solvenzkapitalanforderung auf Gruppenebene
und wird der Mindestbetrag der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir die
Gruppe nicht eingehalten, so findet Artikel 138 Absiitze 1 bis 4 entsprechend
Anwendung, wihrend Artikel 139 Absiitze 1 und 2 keine Anwendung findet. Fiir
die Zwecke dieses Unterabsatzes ist der Ausdruck ,Solvenzkapitalanforderung‘in
Artikel 138 als ,Mindestbetrag der konsolidierten Solvenzkapitalanforderung fiir

die Gruppe* zu verstehen.

Bei ihrer Entscheidung dariiber, ob der in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 11 berechnete
Wert mit Blick auf in Artikel 220 Absatz 3 genannte Unternehmen, auf die

Methode 2 angewandt wird, dem Risikoprofil der Gruppe angemessen Rechnung
tragt, richten die betroffenen Aufsichtsbehorden ihre Aufmerksamkeit insbesondere
auf alle speziellen auf Gruppenebene bestehenden Risiken, die wegen ihrer schweren

Quantifizierbarkeit nicht ausreichend abgedeckt wiirden.
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Weicht das Risikoprofil der Gruppe mit Blick auf in Artikel 220 Absatz 3
genannten Unternehmen, auf die Methode 2 angewandt wird, erheblich von den
Annahmen ab, auf denen die in Artikel 233 Absatz 3 genannte aggregierte
Solvenzkapitalanforderung der Gruppe beruht, kann ein Kapitalaufschlag auf den

in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii berechneten Wert verlangt werden.

Artikel 37 Absétze 1 bis 5 sowie die nach Artikel 37 Absétze 6, 7 und 8
erlassenen delegierten Rechtsakte und technischen Durchfiihrungsstandards

finden entsprechend Anwendung.
Artikel 233b
Langfristige Aktien auf Gruppenebene

Wird Methode 1 oder eine Kombination der Methoden angewandyt, so ist es den
beteiligten Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen,
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischten Finanzholdinggesellschaften

gestattet, Artikel 105a auf eine Untergruppe von Aktieninvestitionen anzuwenden.

Die Kommission ergiinzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte nach

Artikel 301a, in denen Folgendes spezifiziert wird:

a)  der Ansatz, der bei der Beurteilung der Einhaltung der in Artikel 105a Absatz 1
genannten Bedingungen und bei der Berechnung des Betrags der Aktien, die als
langfristige Aktieninvestitionen behandelt werden, anzuwenden ist, wenn

Methode 1 oder eine Kombination der Methoden angewandt wird;

b)  die Informationen, die in den Bericht iiber Solvabilitit und Finanzlage auf
Gruppenebene gemiifp Artikel 256 Absatz 1 oder den Einzelbericht iiber Solvabilitiit
und Finanzlage gemdfi Absatz 256 Absatz 2 sowie in den regelmdifiigen
aufsichtlichen Bericht auf Gruppenebene gemiifp Artikel 256b Absatz 1 oder den
eingigen regelmdpigen aufsichtlichen Bericht gemdify Artikel 256b Absatz 2

aufzunehmen sind. “
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85. Artikel 234 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 234

Delegierte Rechtsakte zu den in den Artikeln 220 bis 229 festgelegten technischen
Grundsétzen und Methoden, zu dem in Artikel 229a festgelegten vereinfachten Ansatz und

zur Anwendung der Artikel 230 bis 233a

Die Kommission ergidnzt diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte nach

Artikel 301a, in denen Folgendes spezifiziert wird:
a)  die in den Artikeln 220 bis 229 genannten technischen Grundsétze und Methoden;

b)  die technischen Einzelheiten des in Artikel 229a Absatz 1 genannten vereinfachten
Ansatzes sowie die Kriterien, nach denen Aufsichtsbehdrden die Anwendung des

vereinfachten Ansatzes gestatten konnen;

c) die Anwendung der Artikel 230 bis 233a, wobei sie dem wirtschaftlichen Charakter

bestimmter rechtlicher Strukturen Rechnung trigt.

Die Kommission kann diese Richtlinie durch den Erlass delegierter Rechtsakte nach
Artikel 301a ergénzen, in denen die Kriterien festgelegt werden, nach denen die fiir die
Gruppenaufsicht zustindige Behorde die Anwendung des in Artikel 229a Absatz 2

genannten vereinfachten Ansatzes genehmigen kann.*
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86. Artikel 244 Absatz 3 Unterabsatz 3 erhélt folgende Fassung:

,Um bedeutende meldepflichtige Risikokonzentrationen ermitteln zu kdnnen, legt die fiir
die Gruppenaufsicht zustindige Behorde nach Konsultation der anderen betroffenen
Aufsichtsbehorden und der Gruppe auf der Grundlage der Solvenzkapitalanforderungen,
der versicherungstechnischen Riickstellungen, der anrechnungsfahigen Eigenmittel,
anderer quantitativer oder qualitativer risikobasierter Kriterien oder einer Kombination

daraus angemessene Schwellenwerte fest.*
87. Artikel 245 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,,den Absédtzen 2 und 3* durch die Worte ,,den

Absitzen 2, 3 und 3a“ ersetzt.
b)  Folgender Absatz wird eingefligt:

,»(3a) Fiir die Zwecke der Absétze 2 und 3 konnen die Aufsichtsbehdrden Gruppen in
berechtigten Fillen dazu verpflichten, zusitzlich zu gruppeninternen
Transaktionen im Sinne von Artikel 13 Nummer 19 auch gruppeninterne
Transaktionen unter Beteiligung von Unternehmen zu melden, bei denen es
sich nicht um Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, Drittland-
Versicherungs- und -Riickversicherungsunternehmen,
Versicherungsholdinggesellschaften oder gemischte

Finanzholdinggesellschaften handelt.*
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88. Artikel 246 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,»(1) Die in Titel I Kapitel IV Abschnitt 2 festgelegten Anforderungen gelten auf

Gruppenebene entsprechend. Das Governance-System der Gruppe erstreckt
sich auf beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen,
Mutterversicherungsholdinggesellschaften oder gemischte
Mutterfinanzholdinggesellschaften sowie alle verbundenen Unternehmen, die
unter die der Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢
unterliegende Gruppe im Sinne von Artikel 212 fallen. Das Governance-
System der Gruppe erstreckt sich ferner auf alle Unternehmen, die von dem
beteiligten Unternehmen oder dessen Tochterunternehmen gemeinsam mit
einem oder mehreren nicht derselben Gruppe angehérenden Unternehmen

gefiihrt werden.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 werden Risikomanagement- und interne
Kontrollsysteme sowie das Berichtswesen in allen Unternehmen, die nach
Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a und b in die Gruppenaufsicht einbezogen
sind, einheitlich umgesetzt, damit Systeme und Berichtswesen auf

Gruppenebene kontrolliert werden konnen.
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Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass fiir die Einhaltung der geméal dieser
Richtlinie erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften durch die der
Gruppenaufsicht gemil3 Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢
unterliegende Gruppe in letzter Instanz das Verwaltungs-, Management- oder
Aufsichtsorgan des obersten Mutterversicherungs- oder -
riickversicherungsunternehmens, der obersten
Versicherungsholdinggesellschaft oder der obersten gemischten
Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union oder das geméal Artikel 214
Absatz 5 oder 6 bestimmte Mutterunternehmen verantwortlich ist. Das
Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan jedes Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmens in der Gruppe bleibt gemél Artikel 40 und
Artikel 213 Absatz 1 Unterabsatz 2 dafiir verantwortlich, dass das eigene

Unternehmen sédmtliche geltenden Anforderungen erfiillt.

Das Risikomanagementsystem erstreckt sich zumindest auf alle Versicherungs-
und Riickversicherungstitigkeiten innerhalb der Gruppe sowie auf wesentliche
Nichtversicherungstitigkeiten. Dariiber hinaus erstreckt es sich auf die
tatsdchlichen oder potenziellen Risiken dieser Tétigkeiten fiir die Gruppe sowie

auf deren Interdependenzen.*
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b)

In Absatz 2 werden folgende Unterabsétze angefiigt:

,Das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, die
Versicherungsholdinggesellschaft oder die gemischte Finanzholdinggesellschaft
iiberwacht die Tatigkeiten seiner/ihrer verbundenen Unternehmen regelméfig, wozu
auch die in Artikel 228 Absatz 1 genannten verbundenen Unternehmen sowie nicht
beaufsichtigte Unternehmen ziihlen. Diese Uberwachung muss der Art, dem Umfang
und der Komplexitét der Risiken angemessen sein, die die verbundenen

Unternehmen auf Gruppenebene verursachen oder verursachen kénnten.

Das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, die
Versicherungsholdinggesellschaft oder die gemischte Finanzholdinggesellschaft
verfligt liber schriftlich festgelegte Leitlinien auf Gruppenebene und stellt sicher,
dass die schriftlichen Leitlinien aller beaufsichtigten Unternehmen in der Gruppe mit
den Leitlinien der Gruppe kohérent sind. Es/sie stellt ferner sicher, dass die Leitlinien
der Gruppe von allen beaufsichtigten Unternehmen in der Gruppe kohirent

umgesetzt werden.*
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c)  Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 2 erhélt folgende Fassung:

,Die auf Gruppenebene durchgefiihrte unternehmenseigene Risiko- und
Solvabilitatsbeurteilung erstreckt sich zumindest auf alle Versicherungs- und
Riickversicherungstitigkeiten innerhalb der Gruppe sowie auf wesentliche
Nichtversicherungstitigkeiten. Dariiber hinaus erstreckt es sich auf die tatsdchlichen
oder potenziellen Risiken dieser Tétigkeiten fiir die Gruppe sowie auf deren
Interdependenzen. Sie unterliegt der aufsichtlichen Uberpriifung durch die fiir die

Gruppenaufsicht zustdndigen Behorde gemal3 Kapitel I11.“
d) Folgender Absatz wird angefiigt:

»(5) Die Mitgliedstaaten verpflichten das beteiligte Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, die Versicherungsholdinggesellschaft oder
die gemischte Finanzholdinggesellschaft sicherzustellen, dass die Gruppe iiber
solide Governance-Regelungen verfiigt, die eine klare Organisationsstruktur
mit genau abgegrenzten, transparenten und kohérenten Zustiandigkeiten und
Aufgabentrennung innerhalb der Gruppe einschlieen. Das Governance-
System der Gruppe zielt darauf ab, Interessenkonflikten vorzubeugen oder —

falls nicht mdglich — solche Konflikte zu steuern.
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Die Personen, die die Geschifte einer Versicherungs- oder
Riickversicherungsgruppe tatséchlich flihren, gelten als diejenigen Personen,
die die Geschifte des in Absatz 1 Unterabsatz 3 genannten

Mutterunternehmens tatsachlich fiihren.

Die Mitgliedstaaten verpflichten ein beteiligtes Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, eine Versicherungsholdinggesellschaft oder
die gemischte Finanzholdinggesellschaft zur Nennung der Personen, die
innerhalb der der Gruppenaufsicht gemif3 Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a, b
und c unterliegenden Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppe fiir andere
Schliisselfunktionen verantwortlich sind. Die Verantwortung fiir die
Tatigkeiten dieser Personen tragt das in Absatz 1 Unterabsatz 3 genannte

Verwaltungs-, Management- oder Aufsichtsorgan.

Wenn die Personen, die die Geschéfte einer Versicherungs- oder
Riickversicherungsgruppe tatsichlich fiihren oder fiir andere
Schliisselfunktionen verantwortlich sind, auch bei einem oder mehreren
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen oder bei sonstigen
verbundenen Unternehmen die Geschifte tatséchlich fithren oder bei einem
dieser Unternehmen fiir andere Schliisselfunktionen zusténdig sind, sorgt das
beteiligte Unternehmen dafiir, dass die Aufgaben und Zusténdigkeiten auf
Gruppenebene klar von den Aufgaben und Zustindigkeiten auf Ebene der

einzelnen Unternehmen getrennt sind.*
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89. In Titel III wird folgendes Kapitel eingefiigt:

»KAPITEL ITA

Makroaufsichtsvorschriften auf Gruppenebene

Artikel 246a

Liquiditétsrisikomanagement auf Gruppenebene

(D

)

Die Mitgliedstaaten verpflichten beteiligte Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte
Finanzholdinggesellschaften, fiir die Ebene der Gruppe einen
Liquidititsrisikomanagementplan zu erstellen und zu aktualisieren, der eine Analyse
der kurzfristigen Liquiditit und auf Ersuchen der fiir die Gruppenaufsicht
zustindigen Behorde auch eine Analyse der mittel- und langfristigen Liquiditiit

umfasst. Artikel 144a gilt entsprechend.

Abweichend von Artikel 144a stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass unter die
Gruppenaufsicht gemil3 Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a und b fallende
Versicherungs- oder Riickversicherungstochterunternechmen von der Pflicht zur
Erstellung und Aktualisierung eines Liquidititsrisikomanagementplans fiir die
Einzelunternehmensebene befreit sind, wenn der nach Absatz 1 erstellte
Liquiditétsrisikomanagementplan das Liquiditdtsmanagement und den

Liquidititsbedarf des betroffenen Unternehmens abdeckt.
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Die Mitgliedstaaten verpflichten jedes einzelne Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, das die in Unterabsatz 1 genannte
Ausnahmeregelung in Anspruch nimmt, seiner zustdndigen Aufsichtsbehorde die
Teile des Liquiditétsrisikomanagementplans vorzulegen, die die Lage der gesamten

Gruppe und des eigenen Unternehmens betreffen.

(3) Stellen die Aufsichtsbehorden fest, dass eine spezielle Anfélligkeit in Bezug auf die
Liquiditit besteht oder der Liquiditatsrisikomanagementplan auf Gruppenebene nicht
die notwendigen Informationen enthélt, die die Aufsichtsbehorde, die das
Tochterunternehmen zugelassen hat, von vergleichbaren Unternehmen fiir die
Zwecke der Liquidititsiiberwachung verlangt, so konnen sie unbeschadet des
Absatzes 2 von einem Versicherungs- oder Riickversicherungstochterunternehmen
die Erstellungl eines Liquiditétsrisikomanagementplans fiir die

Einzelunternehmensebene und dessen Aktualisierung verlangen.

(4) Um eine einheitliche Anwendung dieses Artikels zu gewéhrleisten, arbeitet die
EIOPA Entwiirfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen Inhalt und
Haufigkeit der Aktualisierung des Liquiditétsrisikomanagementplans auf
Gruppenebene nidher bestimmt werden. Die EIOPA legt der Kommission diese
Entwiirfe technischer Regulierungsstandards bis zum ... [12 Monate nach dem

Inkrafttreten dieser Anderungsrichtlinie] vor.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, diese Richtlinie zu ergéinzen, indem
die in Unterabsatz 1 genannten technischen Regulierungsstandards nach den

Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 erlassen werden.
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Artikel 246b
Sonstige Vorschriften fiir die Makroaufsicht

Auf Ebene des beteiligten Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens, der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten Finanzholdinggesellschaft gelten

die Artikel 144b und 144c entsprechend.*

90. In Artikel 252 Unterabsatz 1 werden die Worte ,,einem Kreditinstitut im Sinne der
Richtlinie 2006/48/EG und/oder einer Wertpapierfirma im Sinne der Richtlinie
2004/39/EG* durch die Worte ,,einem Kreditinstitut im Sinne der Verordnung (EU)

Nr. 575/2013 und/oder einer Wertpapierfirma im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.
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91. In Artikel 254 wird folgender Absatz I angefligt:

»(3) Das beteiligte Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
Versicherungsholdinggesellschaft und die gemischte Finanzholdinggesellschaft
iibermitteln der fiir die Gruppenaufsicht zustdndigen Behorde die in diesem Artikel
genannten Informationen einmal jahrlich innerhalb von 22 Wochen nach Ende des
Geschiftsjahres des Unternehmens bzw. flir den Fall, dass die in diesem Artikel
genannten Informationen quartalsweise verlangt werden, innerhalb von elf Wochen

jeweils nach Quartalsende. I «

92. Artikel 256 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten beteiligte Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, Versicherungsholdinggesellschaften oder
gemischte Finanzholdinggesellschaften, alljahrlich einen Bericht {iber
Solvabilitidt und Finanzlage auf Gruppenebene zu verdffentlichen. Nach
Artikel 51 Absatz 1b sind die in diesem Bericht enthaltenen Informationen
iber die Gruppe fiir andere professionelle Marktteilnehmer bestimmt. Die

Artikel 51, 53, 54 und 55 gelten entsprechend.
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b)

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die beteiligten Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die Versicherungsholdinggesellschaft oder
die gemischte Finanzholdinggesellschaft die in diesem Artikel genannten
Informationenl innerhalb von 24 Wochen nach Geschiftsjahresende des

Unternehmens vorlegen.

Absatz 2 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) die Informationen fiir jedes Tochterunternehmen der Gruppe, die einzeln
identifizierbar sein miissen, beide Teile des Berichts iiber Solvabilitit und
Finanzlage einschlieBen und die nach den Artikeln 51, 53, 54 und 55

verdffentlicht werden miissen.*
Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4) Die Kommission erginzt diese Richtlinie durch Erlass delegierter Rechtsakte
gemal Artikel 301a, in denen ndher bestimmt wird, welche Informationen in
dem in Absatz 2 genannten Einzelbericht iiber Solvabilitit und Finanzlage und
in dem in Absatz 1 genannten Bericht iiber Solvabilitdt und Finanzlage auf

Gruppenebene offenzulegen sind.*

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 272
GIP.INST DE



93. I Folgende Artikell werden eingefligt:
»Artikel 256b
RegelméaBiger aufsichtlicher Gruppenbericht

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten beteiligte Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte
Finanzholdinggesellschaften, der fiir die Gruppenaufsicht zustéindigen Behorde
alljdhrlich einen aufsichtlichen Bericht fiir die Gruppenebene vorzulegen. Artikel 35

Absatz 5a Unterabsatz 1 und Unterabsatz 2 Buchstabe a gilt entsprechend.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen die in diesem Artikel genannten Informationen in
jéhrlichen oder groBeren Abstinden innerhalb von 24 Wochen nach dem

Geschiéftsjahresende des Unternehmens vorlegen.
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2

Ein beteiligtes Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, eine
Versicherungsholdinggesellschaft oder eine gemischte Finanzholdinggesellschaft
kann vorbehaltlich der Zustimmung der fiir die Gruppenaufsicht zustindigen
Behorde einen einzigen regelmafBigen aufsichtlichen Bericht vorlegen, der Folgendes

beinhalten muss:

a)  die Informationen fiir die Gruppenebene, die gemél} Absatz 1 {ibermittelt

werden missen;

b) die Informationen fiir jedes Tochterunternehmen der Gruppe, die einzeln
identifizierbar sein miissen, werden gemil Artikel 35 Absatz Sa iibermittelt
und diirfen nicht weniger umfangreich sein als die Informationen, die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen bei der Vorlage eines
regelméBigen aufsichtlichen Berichts gemdl3 Artikel 35 Absatz 5a liefern

wiirden.

Bevor die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde gemaf3 Unterabsatz 1 ihre
Zustimmung erteilt, konsultiert sie die Mitglieder des Kollegiums der
Aufsichtsbehorden und beriicksichtigt deren Ansichten und Vorbehalten
angemessen. Erteilen die betroffenen nationalen Aufsichtsbehorden diese
Zustimmung nicht, ist dies gebiihrend zu begriinden. Wird der im vorliegenden
Absatz genannte einzige regelmiBige aufsichtliche Bericht vom Kollegium der
Aufsichtsbehorden genehmigt, ibermitteln die einzelnen Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen ihn an die fiir sie zustdndigen Aufsichtsbehorden.
Jede Aufsichtsbehorde ist befugt, den speziellen Teil des einzigen regelméfBigen
aufsichtlichen Berichts, der das unter ihre Aufsicht fallende Tochterunternehmen

betrifft, zu tiberwachen. I

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 274
GIP.INST DE



)

(4)

©)

(6)

Halten die nationalen Aufsichtsbehorden den vorgelegten einzigen regelmdifligen
aufsichtlichen Bericht nicht fiir zufriedenstellend, kann die Zustimmung nach

Absatz 2 aufgehoben werden.

Fehlen in dem in Absatz 2 genannten Bericht Informationen, die die
Aufsichtsbehorde, die ein Tochterunternehmen der Gruppe zugelassen hat,
vergleichbaren Unternehmen vorschreibt, und ist diese Auslassung wesentlich, so ist
die betroffene Aufsichtsbehorde befugt, das betroffene Tochterunternehmen zur

Ubermittlung der erforderlichen Zusatzinformationen zu verpflichten.

Wenn die Aufsichtsbehorde, die ein Tochterunternehmen der Gruppe zugelassen hat,
feststellt, dass eine Vorgabe des Artikels 35 Absatz 5a nicht eingehalten wurde, oder
wenn sie in Bezug auf den einzigen regelméBigen aufsichtlichen Bericht eine
Anderung oder Klarstellung verlangt, unterrichtet sie dariiber auch das Kollegium
der Aufsichtsbehdrden, und die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde richtet
dieselbe Aufforderung an das beteiligte Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, die Versicherungsholdinggesellschaft oder die

gemischte Finanzholdinggesellschatft.

Die Kommission ergénzt diese Richtlinie durch Erlass delegierter Rechtsakte gemal3
Artikel 301a, in denen die in diesem Artikel genannten zu ibermittelnden

Informationen néher ausgefiihrt werden.
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Artikel 256¢

Bericht iiber Solvabilitit und Finanzlage: Priifungspflicht

(D

)

€)

(4)

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein beteiligtes Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, eine Versicherungsholdinggesellschaft oder eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft einer Gruppe hinsichtlich der im Rahmen des
in Artikel 256 Absatz 1 genannten Berichts auf Gruppenebene oder als Teil des in
Artikel 256 Absatz 2 genannten Einzelberichts tiber Solvabilitét und Finanzlage
offengelegten Gruppenbilanz einer Priifungspflicht unterliegt.

Die beteiligten Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, die
Versicherungsholdinggesellschaft oder die gemischte Finanzholdinggesellschaft
iibermitteln der flir die Gruppenaufsicht zustindigen Behorde mit dem in Artikel 256
Absatz 1 genannten Bericht auf Gruppenebene oder dem in Artikel 256 Absatz 2
genannten Einzelbericht iiber Solvabilitit und Finanzlage oder dem Einzelbericht
iiber Solvabilitdt und Finanzlage einen von der Priifungsgesellschaft erstellten
gesonderten Bericht, dem die Hohe der Priifungssicherheit sowie die Ergebnisse der

Priifung zu entnehmen sind.

Liegt ein in Artikel 256 Absatz 2 genannter Einzelbericht iiber Solvabilitdt und
Finanzlage vor, so muss die fiir ein verbundenes Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen geltende Priifungspflicht eingehalten werden und
muss der in Artikel 51a Absatz 6 genannte Bericht von dem beteiligten
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, der
Versicherungsholdinggesellschaft oder der gemischten Finanzholdinggesellschaft an

die fiir dieses Unternehmen zustindige Aufsichtsbehdrde iibermittelt werden.

Artikel 51a gilt entsprechend.*
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94, Artikel 257 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 257

Anforderungen an die fachliche Qualifikation und die personliche Zuverldssigkeit der
Personen, die die Geschifte einer Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten
Finanzholdinggesellschaft tatsdchlich fiihren oder flir andere Schliisselfunktionen

verantwortlich sind

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass alle Personen, die die Geschifte einer
Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten Finanzholdinggesellschaft tatsdachlich
fiihren, sowie gegebenenfalls alle Personen, die fiir andere Schliisselfunktionen
verantwortlich sind, tiber die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche

Qualifikation und personliche Zuverldssigkeit verfiigen miissen.

Artikel 42 gilt entsprechend.*
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95. Artikel 258 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Den Aufsichtsbehorden werden simtliche Aufsichtsbefugnisse erteilt, in Bezug
auf Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte
Finanzholdinggesellschaften Maflnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um
zu gewahrleisten, dass Gruppen, die der Gruppenaufsicht gemaf3 Artikel 213
Absatz 2 Buchstaben a, b und c unterliegen, alle in diesem Titel festgelegten
Anforderungen erfiillen. Diese Befugnisse schlieen die in Artikel 34

genannten allgemeinen Aufsichtsbefugnisse ein.

Unbeschadet des nationalen Strafrechts verhdngen die Mitgliedstaaten
Sanktionen oder beschliefen Maflnahmen im Zusammenhang mit
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischten
Finanzholdinggesellschaften, die gegen die zur Umsetzung dieses Titels
erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften versto3en, oder im
Zusammenhang mit Personen, die diese Gesellschaften tatséchlich fiihren. Die
Aufsichtsbehorden arbeiten eng zusammen, um die Wirksamkeit dieser
Sanktionen oder MaBBnahmen zu gewihrleisten, insbesondere in Fillen, in
denen sich die Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung einer
Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten Finanzholdinggesellschaft

nicht in demselben Mitgliedstaat wie ihr Sitz befindet.*
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b)  Die folgenden Absitze werden eingefiigt:

»(2a) Hat die fiir die Gruppenaufsicht zustindige Behorde festgestellt, dass die in
Artikel 213b Absatz 1 genannten Bedingungen nicht oder nicht mehr erfiillt
sind, werden gegeniiber der Versicherungsholdinggesellschaft oder der
gemischten Finanzholdinggesellschaft geeignete Aufsichtsma3nahmen
ergriffen, um die Kontinuitdt und Integritdt der Gruppenaufsicht sicherzustellen
bzw. wiederherzustellen und die Einhaltung der in diesem Titel festgelegten
Anforderungen zu gewéhrleisten. Handelt es sich um eine gemischte
Finanzholdinggesellschaft, so berilicksichtigen die AufsichtsmaBBnahmen
insbesondere die Auswirkungen auf das Finanzkonglomerat als Ganzes sowie

auf dessen verbundene beaufsichtigte Unternehmen.
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(2b) Fiir die Zwecke der Absidtze 1 und 2a stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass
die Aufsichtsmafinahmen, die gegeniiber Versicherungsholdinggesellschaften
und gemischten Finanzholdinggesellschaften ergriffen werden konnen,

zumindest Folgendes umfassen:

a)  die Aussetzung der Stimmrechte, die mit den von der
Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten
Finanzholdinggesellschaft an den Versicherungs- oder
Riickversicherungstochterunternehmen gehaltenen Kapitalanteilen

verbunden sind;

b)  Anordnungen, Sanktionen oder Geldstrafen gegen die
Versicherungsholdinggesellschaft, die gemischte
Finanzholdinggesellschaft oder die Mitglieder von deren Verwaltungs-,

Management- oder Aufsichtsorgan;

c) die Instruktion oder Weisung an die Versicherungsholdinggesellschaft
oder gemischte Finanzholdinggesellschaft, die Beteiligungen an ihren
Versicherungs- und Riickversicherungstochterunternehmen auf ihre

Anteilseigner zu libertragen,;

d) die befristete Benennung einer anderen
Versicherungsholdinggesellschaft, gemischten Finanzholdinggesellschaft
oder eines anderen Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmens
der Gruppe als verantwortlich dafiir, die Erfiillung der in diesem Titel

festgelegten Anforderungen sicherzustellen;
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e) die Beschrinkung oder Untersagung von Ausschiittungen oder

Zinszahlungen an Anteilseigner;

f)  die Anordnung an Versicherungsholdinggesellschaften oder gemischte
Finanzholdinggesellschaften, Beteiligungen an Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternechmen oder anderen in Artikel 228 Absatz 1

genannten verbundenen Unternehmen abzustoBen oder zu verringern;

g)  die Anordnung an Versicherungsholdinggesellschaften oder gemischte
Finanzholdinggesellschaften, einen Plan fiir die unverziigliche

Wiedereinhaltung der Anforderungen vorzulegen.

Sind von diesen MaBBnahmen Unternechmen mit Sitz in mehr als einem
Mitgliedstaat betroffen, konsultiert die fiir die Gruppenaufsicht zustdndige
Behorde, bevor sie eine der in Unterabsatz 1 genannten Maflnahmen einleitet,

die anderen betroffenen Aufsichtsbehdérden und die EIOPA .
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96. Artikel 262 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Wird keine gleichwertige Aufsicht im Sinne des Artikels 260 ausgeiibt, oder
wird Artikel 261 von einem Mitgliedstaat im Falle einer vorliufigen
Gleichwertigkeit nach Artikel 260 Absatz 7 nicht angewendet, so wendet der
betreffende Mitgliedstaat auf Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die Teil einer Gruppe im Sinne des
Artikels 212 sind und die der Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2

Buchstabe c unterliegen, eins der Folgenden an:

a)  entweder Artikel 218 bis 235 beziehungsweise Artikel 244 bis 258

entsprechend

b)  oder eine der in Absat; 3 genannten Methoden. “
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b)

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Die Mitgliedstaaten gestatten ihren Aufsichtsbehorden die Anwendung
anderer Methoden, wenn diese eine angemessene Beaufsichtigung der
Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen gewéahrleisten, die
Teil einer Gruppe im Sinne des Artikels 212 sind und die der
Gruppenaufsicht nach Artikel 213 Absatz 2 Buchstabe ¢ unterliegen.
Diese Methoden sind von der gemial3 Artikel 247 ermittelten, fiir die
Gruppenaufsicht zustdndigen Behorde nach Konsultation der anderen

betroffenen Aufsichtsbehorden zu genehmigen.

Die in Unterabsatz 1 genannten Methoden miissen es ermoglichen, die in
diesem Titel dargelegten Ziele der Gruppenaufsicht zu erreichen. Diese

Ziele umfassen Folgendes:

a)  Erhaltung der Kapitalallokation und der Zusammensetzung der
Eigenmittel von Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen sowie Verhinderung einer
wesentlichen gruppeninternen Kapitalschopfung, wenn diese vom
Mutterunternehmen aus den Erlosen von Schuldtiteln oder anderen
Finanzinstrumenten, die nicht als Eigenmittelbestandteile gelten,

finanziert werden,;
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b)  Beurteilung und Uberwachung der Risiken, die von Unternehmen
inner- und auBlerhalb der Union ausgehen, und Begrenzung des
Ansteckungsrisikos, das von diesen Unternehmen und anderen,
nicht beaufsichtigten Unternehmen fiir Versicherungs- und
Riickversicherungsunternechmen in der Gruppe und — falls
vorhanden — fiir die Teilgruppe ausgeht, deren oberstes
Mutterunternehmen wie in Artikel 215 beschrieben ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, eine
Versicherungsholdinggesellschaft oder eine gemischte

Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union ist.

Die in Unterabsatz 1 genannten Methoden sind angemessen zu begriinden,
zu dokumentieren und den anderen betroffenen Aufsichtsbehorden, der

EIOPA und der Kommission mitzuteilen.*
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c)

Folgender Absatz wird angefligt:

»(3) Fiir die Zwecke des Absatzes 2 konnen die betroffenen Aufsichtsbehdrden auf
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen,
Versicherungsholdinggesellschaften und gemischte
Finanzholdinggesellschaften, die Teil einer der Gruppenaufsicht geméaf
Artikel 213 Absatz 2 Buchstabe c unterliegenden Gruppe sind, insbesondere

eine oder mehrere der folgenden Methoden anwenden:

a)  Sie konnen fiir den Fall, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die Teil der Gruppe sind, kein
gemeinsames Mutterunternehmen in der Union haben, ein
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen benennen, das fiir
die Einhaltung der in diesem Titel festgelegten Anforderungen

verantwortlich ist;
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b)

sie konnen fiir den Fall, dass die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen, die Teil der Gruppe sind, kein
gemeinsames Mutterunternehmen in der Union haben, die Griindung
einer Versicherungsholdinggesellschaft mit Sitz in der Union oder einer
gemischten Finanzholdinggesellschaft mit Sitz in der Union verlangen
und diesen Titel auf die dieser Versicherungsholdinggesellschaft oder
gemischten Finanzholdinggesellschaft unterstehenden Versicherungs-

und Riickversicherungsunternechmen der Gruppe anwenden,;

bilden mehrere Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
Teil der Gruppe sind, cine Teilgruppe, deren Mutterunternehmen seinen
Sitz in der Union hat, konnen sie, um die in Absatz 2 Unterabsatz 2
Buchstabe b genannten Ziele zu erreichen, neben der Anwendung dieses
Titels auf die Teilgruppe zusitzliche MaBBnahmen ergreifen oder
zusitzliche Anforderungen festlegen, wozu die unter den Buchstaben d, e
und f genannten Anforderungen, die verstirkte Uberwachung der
Risikokonzentration im Sinne von Artikel 244 und die verstirkte
Uberwachung gruppeninterner Transaktionen im Sinne von Artikel 245

zihlen;
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d)

sie konnen verlangen, dass die Mitglieder des Verwaltungs-,
Management- oder Aufsichtsorgans des obersten Mutterunternehmens in
der Union vom obersten Mutterunternehmen auf3erhalb der Union

unabhingig sind;

sie konnen die vorherige Ankiindigung von Transaktionen wie
Dividendenausschiittungen und Kuponeinldsungen auf nachrangige
Schuldtitel untersagen, begrenzen, einschrinken, iiberwachen oder
verlangen, wenn derartige Transaktionen die Finanzlage oder Solvabilitit
von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen der Gruppe
bedrohen oder bedrohen kénnten und ein Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen, eine Versicherungsholdinggesellschaft
mit Sitz in der Union oder eine gemischte Finanzholdinggesellschaft mit
Sitz in der Union auf der einen und ein der Gruppe angehdrendes
Unternehmen mit Sitz auBBerhalb der Union auf der anderen Seite daran
beteiligt ist; handelt es sich bei der fiir die Gruppenaufsicht zustindigen
Behorde in der Union nicht um eine der Aufsichtsbehorden des
Mitgliedstaats, in dem ein verbundenes Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen seinen Sitz hat, so teilt die fiir die
Gruppenaufsicht zustdndige Behorde in der Union diesen
Aufsichtsbehorden ihre Erkenntnisse mit, damit diese angemessene

Malnahmen einleiten konnen;
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f)  sie konnen Informationen iiber die Solvabilitdt und Finanzlage, das
Risikoprofil und die Risikotoleranzschwellen von Mutterunternehmen
mit Sitz auBBerhalb der Union verlangen, darunter gegebenenfalls
diesbeziigliche Berichte, die dem Verwaltungs-, Management- oder
Aufsichtsorgan oder den Aufsichtsbehorden dieser Drittland-

Mutterunternehmen tibermittelt werden.

97. In Artikel 265 wird folgender Absatz eingefiigt:

»(1a) Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass in Féllen, in denen das

Mutterunternehmen eines oder mehrerer Versicherungs- oder
Riickversicherungsunternehmen ein Kreditinstitut, eine Wertpapierfirma, ein
Finanzinstitut, eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft, ein Verwalter alternativer
Investmentfonds, eine Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung oder ein nicht
beaufsichtigtes Unternehmen ist, der/die/das eine oder mehrere der in Anhang I der
Richtlinie 2013/36/EU genannten Tatigkeiten ausiibt und diese einen erheblichen
Teil des Gesamtgeschéfts ausmachen, die fiir die Beaufsichtigung dieser
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen zusténdigen Behorden die
Transaktionen zwischen diesen Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen
und dem Mutterunternehmen und seinen verbundenen Unternehmen einer

allgemeinen Aufsicht unterziehen.*
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98. In Artikel 267 werden folgende Absitze angefiigt:

» Fiir die Zwecke der Richtlinie (EU) 2024/..." gelten die Bestimmungen der Kapitel I, IT
und 1V dieses Titels im Fall der Anwendung der Abwicklungsinstrumente gemdf;
Artikel 26 Absatz 3 der genannten Richtlinie und der Ausiibung der
Abwicklungsbefugnisse gemdpf Titel I1I Kapitel IV der genannten Richtlinie fiir
Riickversicherungsunternehmen und die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b bis e der

genannten Richtlinie genannten Einrichtungen.

Die Artikel 270 und 272 der vorliegenden Richtlinie finden keine Anwendung, sofern
Artikel 63 der Richtlinie (EU) 2024/..."* gilt.“

! ABL.: Bitte die Nummer der in Dokument PE-CONS 6/24 (2021/0296 (COD))
enthaltenen Richtlinie einfiigen.
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99. Artikel 268 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt geiindert:
a)  Buchstabe a erhiilt folgende Fassung:

»a) ,zustindige Behorden‘ entweder die Verwaltungs- oder Justizbehorden
der Mitgliedstaaten, die fiir Sanierungsmafinahmen oder
Liquidationsverfahren zustindig sind, oder eine Abwicklungsbehorde
im Sinne von Artikel 2 Nummer 12 der Richtlinie (EU) 2024/..." in
Bezug auf Sanierungsmafinahmen, die gemdif} jener Richtlinie

ergriffen werden;
b)  Buchstabe c erhiilt folgende Fassung:

»C) ,Sanierungsmafinahmen‘ Mafinahmen, die das Tiitigwerden der
zustiindigen Behorden mit dem Ziel beinhalten, die finanzielle Lage
eines Versicherungsunternehmens zu sichern oder wiederherzustellen
und die die bestehenden Rechte anderer Beteiligter als des
Versicherungsunternehmens selbst beeintriichtigen, einschlieflich der
Aussetzung von Zahlungen oder Vollstreckungsmafinahmen oder der
Kiirzung der Forderungen, der Anwendung der in Artikel 26 Absatz 3
der Richtlinie (EU) 2024/...* genannten Abwicklungsinstrumente und
der Ausiibung der in Titel III Kapitel IV der genannten Richtlinie

genannten Abwicklungsbefugnisse; “

! ABL.: Bitte die Nummer der in Dokument PE-CONS 6/24 (2021/0296 (COD))
enthaltenen Richtlinie einfiigen.
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100. Artikel 301a wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
1)  Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemil3 den Artikeln 29, 105,
105a, 213a, 233b, 256b und 304e wird der Kommission fiir einen Zeitraum
von vier Jahren ab dem ... [Datum des Inkrafttretens dieser

Anderungsrichtlinie] {ibertragen.
i1)  Folgende Unterabsiitze werden angefiigt:

,»Die in den Unterabsdtzen 1 und 2 genannte Befugnistibertragung verléangert
sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lange, es sei denn, das
Europiische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen

Verldngerung spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.*
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Die Kommission erstellt spitestens sechs Monate vor Ablauf jedes

Vierjahreszeitraums einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung.

b)  Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Die Befugnisiibertragung gemif3 den Artikeln 17, 29, 31, 35,' 37, 50, 56, 75,
86, 92,97, 99, 105, 105a, 109a, 111, 114, 127, 130, 135, 143, 172, 210, 211,
213a,216, 217,227, 233b, 234, 241, 244, 245, 247, 248, 256, 256b, 258, 260,
304e und 308b kann vom Europidischen Parlament oder vom Rat jederzeit

widerrufen werden.

Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner
Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiiteren Zeitpunkt wirksam. Die
Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von

dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.“
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c)  Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

»(5) Einnach Artikel 17, 29, 31, 35,' 37, 50, 56, 75, 86, 92,97, 99, 105, 105a,
109a, 111, 114, 127, 130, 135, 143, 172, 210, 211, 213a, 216,217, 227, 233b,
234,241, 244, 245, 247, 248, 256, 256b, 258, 260 oder 308b erlassener
delegierter Rechtsakt tritt nur in Kraft, wenn weder das Européische Parlament
noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwénde erhoben
haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europidische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwande erheben
werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese

Frist um drei Monate verléngert.

(5a) Ein delegierter Rechtsakt, der gemdf} Artikel 304e erlassen wurde, tritt nur in
Kraft, wenn weder das Europiiische Parlament noch der Rat innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das
Europiische Parlament und den Rat Einwdnde erhoben haben oder wenn
vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf
Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um

einen Monat verliingert. “
101. Artikel 304 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Abdem ... [Datum des Geltungsbeginns dieser Anderungsrichtlinie] diirfen
Lebensversicherungsunternehmen den in Absatz 1 genannten Ansatz nur auf
Vermogenswerte und Verbindlichkeiten weiter anwenden, fiir die die
Aufsichtsbehorden vor dem ... [Datum des Geltungsbeginns dieser
Anderungsrichtlinie] die Anwendung des durationsbasierten Untermoduls

Aktienrisiko genehmigt haben.*
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102. Folgende Artikel werden eingefiigt:
»Artikel 304c¢
Berichterstattung im Hinblick auf das Nachhaltigkeitsrisiko

(1) Die EIOPA bewertet nach Konsultation des ESRB auf der Grundlage der
verfiigbaren Daten und der Erkenntnisse der in Artikel 20 der Verordnung (EU)
2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates* genannten Plattform fiir ein
nachhaltiges Finanzwesen und der EBA im Kontext ihrer Arbeiten im Rahmen des in
Artikel 501¢c Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
niedergelegten Mandats, ob eine spezielle aufsichtsrechtliche Behandlung von
Risikopositionen im Zusammenhang mit Vermogenswerten oder Tétigkeiten, die im
Wesentlichen mit 6kologischen oder sozialen Zielen verbunden sind, gerechtfertigt
wire. Insbesondere bewertet die EIOPA, wie sich eine spezielle aufsichtsrechtliche
Behandlung von Risikopositionen im Zusammenhang mit Vermogenswerten und
Tatigkeiten, die im Wesentlichen mit 6kologischen oder sozialen Zielen verbunden
sind oder die im Wesentlichen mit einer Beeintrachtigung dieser Ziele verbunden
sind, einschlieflich Verméogenswerten im Zusammenhang mit fossilen
Kraftstoffen, potenziell auf den Schutz der Versicherungsnehmer und die

Finanzstabilitit in der Union auswirken konnte.

Die EIOPA iibermittelt der Kommission bis zum ... [ein Monat nach Inkrafttreten
dieser Anderungsrichtlinie] einen Bericht iiber ihre Erkenntnisse. Falls angemessen,
wird in dem Bericht eine mogliche risikobasierte aufsichtsrechtliche Behandlung
von Risikopositionen im Zusammenhang mit Vermogenswerten und Tétigkeiten
gepriift, die im Wesentlichen mit 6kologischen oder sozialen Zielen verbunden sind
oder die im Wesentlichen mit einer Beeintrichtigung dieser Ziele verbunden sind.
Dem Bericht wird eine Folgenabschétzung beigefiigt, die die Auswirkungen der
moglichen risikobasierten aufsichtsrechtlichen Behandlung solcher Risikopositionen

auf die Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen zum Gegenstand hat.
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(2)

Mit Blick auf das Naturkatastrophenrisiko tiberpriift die EIOPA mindestens alle fiinf
Jahre den Umfang und die Kalibrierung der Standardparameter des in Artikel 105
Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe b genannten Untermoduls
Nichtlebenskatastrophenrisiko der Solvenzkapitalanforderung. Fiir die Zwecke dieser
Uberpriifungen beriicksichtigt die EIOPA die neuesten verfiigbaren einschligigen
Erkenntnisse zur Klimawissenschaft und die Relevanz der Risiken bezogen auf die
tibernommenen Risiken der Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die
das Untermodul Nichtlebenskatastrophenrisiko der Solvenzkapitalanforderung nach

der Standardformel berechnen.

Die erste Uberpriifung nach Unterabsatz 1 ist bis zum ... [zwei Jahre nach

Inkrafttreten dieser Anderungsrichtlinie] abzuschlieBen.

Stellt die EIOPA bei einer Uberpriifung nach Unterabsatz 1 fest, dass aufgrund
des Umfangs oder der Kalibrierung der Standardparameter des Untermoduls
Nichtlebenskatastrophenrisiko eine erhebliche Diskrepanz zwischen dem
naturkatastrophenbezogenen Teil der Solvenzkapitalanforderung und dem fiir die
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen tatséchlich bestehenden
Naturkatastrophenrisiko besteht, unterbreitet die EIOPA der Kommission eine

Stellungnahme zum Naturkatastrophenrisiko.

In einer Stellungnahme zum Naturkatastrophenrisiko, die der Kommission nach
Unterabsatz 3 unterbreitet wird, wird der Umfang oder die Kalibrierung der
Standardparameter des Untermoduls Nichtlebenskatastrophenrisiko der
Solvenzkapitalanforderung gepriift, um die festgestellte Diskrepanz zu beheben,
und die Stellungnahme geht mit einer Folgenabschitzung einher, die die
Auswirkungen der vorgeschlagenen Anderungen auf die Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen zum Gegenstand hat.

14167/24
ANLAGE

sf/AKA/ff 295
GIP.INST DE



)

Die EIOPA beurteilt, ob und in welchem Umfang Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen ihre wesentliche Risikoexposition im
Zusammenhang mit dem Verlust an biologischer Vielfalt als Teil der Bewertung
nach Artikel 45 Absatz 1 bewerten. Die EIOPA schitzt anschliefiend ein, welche
Mafinahmen zu ergreifen sind, um sicherzustellen, dass Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen diesen Risiken gebiihrend Rechnung tragen. Die
EIOPA iibermittelt der Kommission bis zum 30. Juni 2025 einen Bericht mit ihren

Erkenntnissen.

Die EBA, die EIOPA und die ESMA arbeiten in dem in Artikel 54 der
Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010
genannten Gemeinsamen Ausschuss Leitlinien aus, um sicherzustellen, dass
Kohiirenz, langfvistige Uberlegungen und gemeinsame Standards fiir
Bewertungsmethoden in die Stresstests hinsichtlich Umwelt-, Sozial- und
Unternehmensfiihrungsrisiken einbezogen werden. Der Gemeinsame Ausschuss
veroffentlicht diese Leitlinien bis zum 10 Januar 2026. Die EBA, die EIOPA und
die ESMA untersuchen im Rahmen dieses Gemeinsamen Ausschusses, wie Sozial-

und Unternehmensfiihrungsrisiken in Stresstests einbezogen werden konnen.
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Artikel 304d

Uberpriifung in Bezug auf die Trennung von Lebens- und

Nichtlebensversicherungstitigkeiten und auf Kapitalpuffer

(1) Die EIOPA beurteilt, ob die Anforderung der Trennung des Lebens- vom
Nichtlebensversicherungsgeschiift gemdf} Artikel 73 Absatz 1 nach wie vor
gerechtfertigt ist. Insbesondere beurteilt die EIOPA die Auswirkungen der
Aufrechterhaltung und die potenziellen Auswirkungen der Aufhebung des
Mehrsparten-Verbots zumindest im Hinblick auf den Schutz der
Versicherungsnehmer, eine mogliche Quersubventionierung gwischen Lebens-
und Nichtlebensversicherungstitigkeiten, die Markteffizienz und die
Wettbewerbsfihigkeit. Fiir die Zwecke der Beurteilung beriicksichtigt die EIOPA
die aufsichtlichen Erfahrungen mit Mehrsparten-Unternehmen. Die EIOPA
iibermittelt der Kommission bis zum ... [ein Jahr nach Geltungsbeginn dieser

Anderungsrichtlinie] einen Bericht mit ihren Erkenntnissen.

2) Die EIOPA iiberwacht bis zum ... [fiinf Jahre nach Geltungsbeginn dieser
Anderungsrichtlinie] den in Artikel 228 Absatz 3 Buchstabe a Ziffer ii der
vorliegenden Richtlinie genannten Beitrag der kombinierten
Kapitalpufferanforderung verbundener Kreditinstitute im Sinne von Artikel 128
Absatz 6 der Richtlinie 2013/36/EU zur Solvenzkapitalanforderung der Gruppe. Zu
diesem Zweck arbeitet die EIOPA mit der EBA zusammen und erstattet der

Kommission iiber etwaige Erkenntnisse Bericht.
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Artikel 304e
Fristverlingerung bei aufiergewiohnlichen Umstinden

(1) Im Falle einer auffergewohnlichen gesundheitlichen Notlage, einer
Naturkatastrophe oder eines anderen extremen Ereignisses bewertet die EIOPA
von sich aus oder auf Antrag einer oder mehrerer Aufsichtsbehorden oder der
Kommission, ob diese aufiergewohnliche gesundheitliche Notlage, diese
Naturkatastrophe oder dieses andere extreme Ereignis die operativen Fihigkeiten
von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen wesentlich
beeintriichtigt und sie daran hindert, Informationen innerhalb der in Artikel 35b
Absdtze 1, 2 und 3, Artikel 51 Absatz 7, Artikel 254 Absatz 3, Artikel 256 Absatz 1
und Artikel 256b Absatz 1 festgesetzten Fristen vorzulegen. Im Zuge dieser
Bewertung arbeitet die EIOPA eng mit den einschliigigen Aufsichtsbehérden
zusammen, um die Auswirkungen des extremen Ereignisses auf die Fihigkeit,
Informationen innerhalb der in diesen Bestimmungen festgesetzten Fristen zu

iibermitteln, zu ermitteln.

Die EIOPA iibermittelt der Kommission ihre Bewertung unverziiglich, spitestens

jedoch eine Woche nach Eingang des Antrags gemdf} Unterabsatz 1.

Ist die EIOPA der Ansicht, dass eine aufiergewiohnliche gesundheitliche Notlage,
eine Naturkatastrophe oder ein anderes extremes Ereignis die operativen
Fiihigkeiten von Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen wesentlich
beeintrichtigt und sie daran hindert, die in Artikel 35b Absiitze 1, 2 und 3,
Artikel 51 Absatz 7, Artikel 254 Absatz 3, Artikel 256 Absatz 1 und Artikel 256b
Absatz 1 festgesetzten Fristen einzuhalten, verdffentlichen die EIOPA sowie die

einschligigen Aufsichtsbehorden diese Information auf ihren jeweiligen Websites.

Die Kommission kann diese Fristen im Wege eines im Einklang mit diesem Artikel

erlassenen delegierten Rechtsakts verlingern.
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(2) Um gleiche Ausgangsbedingungen in Bezug auf die Anwendung von Absatz 1 zu
gewiihrleisten, kann die Kommission diese Richtlinie durch den Erlass delegierter

Rechtsakte gemiifp Artikel 301a fiir einzelne extreme Ereignisse erginzen, in denen

a) der Geltungsbereich der Fristverlingerung unter Beriicksichtigung der von
dem Ereignis betroffenen Versicherungs- und

Riickversicherungsunternehmen bestimmt wird,

b)  ausnahmsweise verlingerte Fristen fiir die Berichterstattung festgesetzt
werden, die bis zu zehn Wochen linger als die in Artikel 35b Absiitze 1, 2
und 3, Artikel 51 Absatz 7, Artikel 254 Absatz 3, Artikel 256 Absatz 1 und

Artikel 256b Absatz 1 festgesetzten Fristen sein kénnen, und

c¢)  festgelegt wird, welche der in Artikel 35b Absiitze 1, 2 und 3, Artikel 51
Absatz 7, Artikel 254 Absatz 3, Artikel 256 Absatz 1 und Artikel 256b
Absatz 1 genannten Informationen innerhalb dieser verliingerten Fristen zu

iibermitteln sind.

Hat die EIOPA keine Bewertung gemiiff Absatz 1 iibermittelt, so holt die
Kommission gegebenenfalls eine Stellungnahme der EIOPA ein, bevor sie einen

delegierten Rechtsakt gemdify diesem Artikel erliisst.

¥ Verordnung (EU) 2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Juni 2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (ABI. L 198 vom
22.6.2020, S. 13).“
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103. Artikel 305 Absédtze 2 und 3 werden gestrichen.
104.  Artikel 308a wird gestrichen.
105. Artikel 308b wird wie folgt gedndert:
a)  Die Absitze 5 bis 8 werden gestrichen.
b)  Absatz 12 erhilt folgende Fassung:

,»(12) Unbeschadet des Artikels 100, des Artikels 101 Absatz 3 und des
Artikels 104 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass bei der Berechnung
der Untermodule Marktrisikokonzentrationen und Spreadrisiko nach der
Standardformel fiir Risikopositionen gegeniiber Zentralstaaten oder
Zentralbanken der Mitgliedstaaten, die vor dem 1. Januar 2023
eingegangen wurden und auf die Landeswéhrung eines Mitgliedstaats
lauten und in dieser Wéhrung refinanziert sind, dieselben
Standardparameter zu verwenden sind wie fiir derlei Risikopositionen,
die auf die eigene Landeswéhrung lauten und in dieser Wéahrung

refinanziert sind. “
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Absatz 17 Unterabsatz 1 erhélt folgende Fassung:

,ungeachtet des Artikels 218 Absitze 2 und 3 gelten auf Gruppenebene die
Ubergangsbestimmungen gemiB den Absitzen 9 bis 12 und 15 des vorliegenden

Artikels und den Artikeln 308c, 308d und 308e entsprechend.

Wendet eine Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppe oder eines ihrer
Tochterversicherungs- oder -riickversicherungsunternehmen die in Artikel 308c
genannte UbergangsmafBnahme fiir die risikofreien Zinssétze oder die in Artikel 308d
genannte UbergangsmafBnahme fiir die versicherungstechnischen Riickstellungen an,
so legt das beteiligte Versicherungs- oder Riickversicherungsunternechmen, die
Versicherungsholdinggesellschaft oder die gemischte Finanzholdinggesellschaft im
Rahmen ihres in Artikel 256 genannten Berichts tiber Solvabilitit und Finanzlage der
Gruppe und zusétzlich zu den in Artikel 308c Absatz 4 Buchstabe ¢ und Artikel 308d
Absatz 5 Buchstabe ¢ genannten Offenlegungen die Quantifizierung der Folgen
offen, die sich fiir ihre Finanzlage unter der Annahme ergében, dass die aus der
Anwendung dieser UbergangsmaBnahmen resultierenden Eigenmittel tatséichlich
nicht zur Bedeckung der Solvenzkapitalanforderung des beteiligten Unternehmens,

fiir das die Gruppensolvabilitit berechnet wird, bereitgestellt werden kénnen.
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Macht eine Versicherungs- oder Riickversicherungsgruppe in wesentlichem
Umfang von den in den Artikeln 308c und 308d genannten
UbergangsmafBnahmen derart Gebrauch, dass die tatsichliche Solvabilitit der
Gruppe nicht richtig abgebildet wird, so ist die fiir die Gruppenaufsicht
zustidndige Behorde selbst dann, wenn die Solvenzkapitalanforderung der
Gruppe ohne Anwendung dieser UbergangsmaBnahmen erfiillt wiirde, befugt,
geeignete MaBBnahmen zu ergreifen, was die Moglichkeit einschlief8t, den aus
der Anwendung dieser UbergangsmaBnahmen resultierenden Betrag der
Eigenmittel, der zur Bedeckung der Solvenzkapitalanforderung der Gruppe

als anrechnungsfihig angesehen werden kann, zu verringern.*
106. Artikel 308c wird wie folgt gedndert:
a)  Folgender Absatz wird eingefiigt:

,»(1a) Nach dem ... [Datum des Geltungsbeginns dieser Anderungsrichtlinie] diirfen
die Aufsichtsbehorden eine voriibergehende Anpassung der maf3geblichen

risikofreien Zinskurve nur in folgenden Fillen genehmigen:

a)  wihrend eines Zeitraums von 18 Monaten vor der Genehmigung fanden
die Bestimmungen dieser Richtlinie erstmals Anwendung auf das
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das die
Genehmigung beantragt, nachdem es zuvor nach Artikel 4 vom

Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen war;

b)  wihrend eines Zeitraums von sechs Monaten vor der Genehmigung
wurde dem Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das die
Genehmigung beantragt, gestattet, einen Bestand an Versicherungs- oder
Riickversicherungsvertriigen zu ibernehmen, sofern das iibertragende
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die voriibergehende
Anpassung der maBgeblichen risikofreien Zinskurve vor der Ubertragung

auf diesen Vertragsbestand angewandt hat.*
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b)

Absatz 4 Buchstabe c erhélt folgende Fassung:

»»C)

im Rahmen des in Artikel 51 Absatz 1b genannten Teils ihres Berichts tiber
Solvabilitdt und Finanzlage, der die Informationen fiir professionelle

Marktteilnehmer umfasst, alles Folgende offenlegen miissen:

1) die Tatsache, dass sie die voriibergehende Anpassung der risikofreien

Zinskurve vornehmen;

i1)  die Quantifizierung der Folgen der Nichtanwendung dieser

UbergangsmaBnahme fiir ihre Finanzlage;

iii)  sofern das Unternehmen die Solvenzkapitalanforderung ohne
Anwendung dieser UbergangsmaBnahme erfiillen wiirde, die Griinde fiir

deren Anwendung;

iv)  eine Bewertung der Abhéngigkeit des Unternehmens von dieser
UbergangsmaBnahme und, falls anwendbar, eine Beschreibung der von
dem Unternehmen getroffenen oder geplanten Maflnahmen, um die

Abhingigkeit zu verringern oder abzustellen.*
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107. Artikel 308d wird wie folgt gedndert:
a)  Folgender Absatz wird eingefiigt:

,(1a) Nach dem ... [Datum des Geltungsbeginns dieser Anderungsrichtlinie] diirfen
die Aufsichtsbehdrden einen voriibergehenden Abzug bei den

versicherungstechnischen Riickstellungen nur in folgenden Fallen genehmigen:

a)  wihrend eines Zeitraums von 18 Monaten vor der Genehmigung fanden
die Bestimmungen dieser Richtlinie erstmals Anwendung auf das
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das die
Genehmigung beantragt, nachdem es zuvor nach Artikel 4 vom

Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen war;

b)  wihrend eines Zeitraums von sechs Monaten vor der Genehmigung hat
das Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, das die
Genehmigung beantragt, einen Bestand an Versicherungs- oder
Riickversicherungsvertrigen iibernommen, sofern das libertragende
Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen die voriibergehende
Anpassung der maBgeblichen risikofreien Zinskurve vor der Ubertragung

auf diesen Vertragsbestand angewandt hat.*
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b)  Absatz 5 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:
»C) im Rahmen des in Artikel 51 Absatz 1b genannten Teils ihres Berichts iiber

Solvabilitdt und Finanzlage, der die Informationen fiir professionelle

Marktteilnehmer umfasst, alles Folgende offenlegen miissen:

1) die Tatsache, dass sie den voriibergehenden Abzug bei den
versicherungstechnischen Riickstellungen anwenden,;

i1)  die Quantifizierung der Folgen der Nichtanwendung dieses
voriibergehenden Abzugs fiir ihre Finanzlage;

iii)  sofern das Unternehmen die Solvenzkapitalanforderung ohne
Anwendung dieses voriibergehenden Abzugs erfiillen wiirde, die Griinde
fiir dessen Anwendung;

iv)  eine Bewertung der Abhéngigkeit des Unternehmens von diesem
voriibergehenden Abzug und, falls anwendbar, eine Beschreibung der
von dem Unternehmen getroffenen oder geplanten Mainahmen, um die
Abhingigkeit zu verringern oder abzustellen.*
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108. Artikel 308e Absatz 1 erhiilt folgende Fassung:

,» Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen, die die Ubergangsmafinahmen
nach Artikel 77a Absatz 2, Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 308¢ oder
Artikel 308d zur Anwendung bringen, unterrichten die Aufsichtsbehorde, sobald sie
feststellen, dass die Solvenzkapitalanforderung ohne diese Ubergangsmafinahmen
demndichst nicht mehr bedeckt sein wiirde. Die Aufsichtsbehorde verpflichtet das
betroffene Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, die Maffnahmen zu
treffen, die zur erneuten Bedeckung der Solvenzkapitalanforderung am Ende des

Ubergangszeitraums notwendig sind.“
109. Folgender Artikel wird eingefiigt:
wArtikel 308f

In dem an professionelle Marktteilnehmer gerichteten Teil des in Artikel 51 Absatz 1
genannten Berichts iiber Solvabilitit und Finanzlage legen die Versicherungs- und
Riickversicherungsunternehmen gegebenenfalls offen, welche kombinierten
Auswirkungen die Nichtanwendung der schrittweisen Einfiihrung und der
Ubergangsmafnahmen nach Artikel 77a Absatz 2, Artikel 308c und 308d sowie
gegebenenfalls Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 2 auf'ihre Finanzlage hat.
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110. Artikel 309 Absatz 1 Unterabsatz 4 wird gestrichen.
111. Artikel 311 Absatz 2 wird gestrichen.

112. Anhang III wird geméll dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geéndert.

Artikel 2

Anderung der Richtlinie 2013/34/EU
In Artikel 19a der Richtlinie 2013/34/EU erhilt Absatz 6 folgende Fassung:

4»(6) Abweichend von den Absiitzen 2 bis 4 und unbeschadet der Absitze 9 und 10 konnen
kleine und mittlere Unternehmen nach Absatz 1, kleine und nicht komplexe Institute im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,
firmeneigene Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13 Nummer 2 der
Richtlinie 2009/138/EG des Europiiischen Parlaments und des Rates™ firmeneigene
Riickversicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13 Nummer 5 der genannten
Richtlinie sowie kleine und nicht komplexe Unternehmen im Sinne von Artikel 13
Nummer 10a der genannten Richtlinie ihre Nachhaltigkeitsberichterstattung auf

folgende Informationen beschrinken:

a) eine kurze Beschreibung von Geschidiftsmodell und Strategie des Unternehmens;
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b)  eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltigkeit;

¢)  die wichtigsten tatsichlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen des
Unternehmens in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie jegliche Maffnahmen
zur Ermittlung, Uberwachung, Verhinderung, Minderung oder Behebung solcher

tatsiichlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen;

d)  die wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen im Zusammenhang mit
Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, und die Handhabung dieser Risiken durch

das Unternehmen;

e)  Schliisselindikatoren, die fiir die unter den Buchstaben a bis d genannten

Offenlegungen erforderlich sind.

Kleine und mittlere Unternehmen, kleine und nicht komplexe Institute, firmeneigene
Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen sowie kleine und nicht komplexe
Unternehmen, die von der Ausnahmeregelung gemdf} Unterabsatz 1 Gebrauch machen,
erstatten gemdf} den Standards fiir die Nachhaltigkeitsberichterstattung durch kleine

und mittlere Unternehmen nach Artikel 29c¢ Bericht.

Richtlinie 2009/138/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25
November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der
Riickversicherungstiitigkeit (Solvabilitiit I) (ABI. L 335 vom 17.12.2009, S. 1)."
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Artikel 3

Anderung der Richtlinie 2002/87/EG
In Artikel 31 der Richtlinie 2002/87/EG wird folgender Absat; angefiigt:

»(3) Bis zum 31. Dezember 2027 bewertet die Kommission in einem Bericht an das
Europdische Parlament und den Rat die Funktionsweise dieser Richtlinie und der
Richtlinie 2009/138/EG zu den nachstehend angefiihrten Aspekten, insbesondere unter
Beriicksichtigung der aufsichtlichen Behandlung sektoriibergreifender Beteiligungen

nach Branchenvorschriften hinsichtlich gleicher Wettbewerbsbedingungen:

a) ob die Tatsache, dass es Finanzdienstleistungsunternehmen gibt, die einer
Finanzaufsicht nach Branchenvorschriften unterliegen, aber in keiner der in
dieser Richtlinie genannten Finanzbranchen aufgefiihrt sind, zu ungleichen

Wettbewerbsbedingungen zwischen Finanzkonglomeraten fiihrt;
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b)

d)

ob alle Finanzkonglomerate die Vorschriften iiber Eigenkapitalanforderungen,
einschlieflich der in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der
Kommission” festgelegten Vorschriften, einheitlich umsetzen, und ob diese
Vorschriften den Finanzkonglomeraten insgesamt vergleichbare quantitative
Anforderungen auferlegen, unabhdiingig davon, ob das Finanzkonglomerat
hauptsdchlich im Bankensektor, im Versicherungssektor oder im

Wertpapierdienstleistungssektor tiitig ist;

ob die aufsichtlichen Uberpriifungsverfahren sowie die Zuweisung von Mandaten
und Durchsetzungsbefugnissen zwischen den Koordinatoren und den sektoralen
Aufsichtsbehorden, insbesondere in Bezug auf die Eigenkapitalanforderungen,
ausreichend klar und harmonisiert sind, um zu gewdhrleisten, dass die
Eigenkapitalanforderungen in der gesamten Union in einheitlicher Weise wirksam
durchgeset:t werden, unabhdngig davon, in welchem Finanzsektor ein

Finanzkonglomerat hauptsdchlich tiitig ist;

ob die Nichtermittlung eines Unternehmens, das letztlich fiir die Einhaltung dieser
Richtlinie verantwortlich ist, Probleme im Hinblick auf die Gewdiihrleistung

gleicher Wettbewerbsbedingungen aufwirft.

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014
zur Erginzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und
des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen fiir
die Anwendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen
fiir Finanzkonglomerate festgelegt werden (ABI. L 100 vom 3.4.2014, S. 1).“
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(1

Artikel 4

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum ... [24 Monate nach Inkrafttreten
dieser Anderungsrichtlinie] die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den

Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem ... [24 Monate und 1 Tag nach Inkrafttreten dieser

Anderungsrichtlinie] an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf die vorliegende Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen

Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 6

Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu ... am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Prdsidentin Der Prdsident/Die Prdsidentin
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ANHANG

Anhang 11 der Richtlinie 2009/138/EG wird wie folgt gedndert:

1. In Abschnitt A (Nichtlebensversicherungsunternehmen) wird Nummer 27 gestrichen.

2. In Abschnitt B (Lebensversicherungsunternehmen) wird Nummer 27 gestrichen.

3. In Abschnitt C (Riickversicherungsunternehmen) wird Nummer 27 gestrichen.

14167/24 st/AKA/ff 313
ANLAGE GIP.INST DE



	I. EINLEITUNG
	II.  ABSTIMMUNGEN
	P9_TA(2024)0295
	Änderung der Richtlinie „Solvabilität II“
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 23. April 2024 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/138/EG im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit, die Aufsichtsquali...



		2024-10-18T13:51:34+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



